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Wie die Welt mit Donald 
Trumps Außenpolitik umgeht
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Liebe Leserinnen und Leser,

mit dieser Ausgabe der Auslandsinformationen endet eine Ära: Nach rund 200 Ausgaben und über 
zwei Jahrzehnten als Herausgeber verabschiedet sich Gerhard Wahlers zum Jahresbeginn 2026 in 
den wohlverdienten Ruhestand. Anlass genug, um auf eine beeindruckende Zeit wie eine prägende 
Persönlichkeit zurückzublicken.

In seiner Funktion als stellvertretender Generalsekretär der Konrad-Adenauer-Stiftung und Leiter der 
Hauptabteilung Europäische und Internationale Zusammenarbeit hat Gerhard Wahlers maßgeblich 
dazu beigetragen, die internationalen Aktivitäten der Stiftung auszubauen und an die sich wandeln-
den geopolitischen Gegebenheiten anzupassen. Diese strategische Profilierung hat folgerichtig auch 
ihren Niederschlag gefunden in einer kontinuierlichen Weiterentwicklung der Auslandsinformationen. 
So wurde 2010 eine englischsprachige Ausgabe eingeführt, um die Inhalte einem internationalen 
Publikum zugänglich zu machen. 2016 erfolgte die Umstellung vom monatlichen auf einen viertel-
jährlichen Erscheinungsrhythmus mit spezifischen Themenschwerpunkten, wodurch die Ausgaben 
an Tiefe und Profil gewinnen konnten. Ab 2017 wurde die digitale Präsenz der Publikation durch die 
Etablierung eigener Social-Media-Kanäle deutlich ausgebaut, die neue Zugänge zu unseren Zielgrup-
pen eröffneten und die Sichtbarkeit der Inhalte erhöhten. Seit 2021 ergänzt ein deutschsprachiger 
Podcast das Angebot. Dieser wird seit 2025 von einem Podcast in englischer Sprache begleitet, der 
die internationale Reichweite weiter stärkt.

All dies belegt Gerhard Wahlers’ Bereitschaft, die internationale Kommunikation der Stiftung an 
veränderte Rahmenbedingungen und Zielgruppenbedürfnisse anzupassen und dafür immer wieder 
neue Formate zu erproben. Heute sind die Auslandsinformationen eine Plattform, die weit über das 
klassische Printprodukt hinausreicht. Sie dienen als Schaufenster der Arbeit der mehr als 100 Aus-
landsbüros der Konrad-Adenauer-Stiftung und als Kanal, der in verschiedensten Formaten die inter-
nationale Stiftungsarbeit in ihrer ganzen thematischen und regionalen Vielfalt widerspiegelt.

Unter den vielen klugen Bemerkungen von Konrad Adenauer findet sich auch der schlichte Satz: „Der 
Mensch muß weiterstreben, ständig und unermüdlich“ – mit Blick auf das Wirken von Gerhard Wah-
lers lässt sich der Nachweis führen, dass er diesem Leitspruch in seiner Arbeit stets gerecht geworden 
ist. Sein Beitrag zur internationalen und medialen Profilbildung der Stiftung wird nicht nur in den 
Auslandsinformationen über seine aktive Zeit hinaus sichtbar bleiben.

Ihr

Vorwort

Prof. Dr. Norbert Lammert ist Vorsitzender der Konrad-Adenauer-Stiftung e.V. 
und Präsident des Deutschen Bundestages a.D.
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Liebe Leserinnen und Leser,

die Präsidentschaftswahlen in den Vereinigten Staaten werden vom deutschen und europäischen 
Publikum seit Jahrzehnten mit besonderer Aufmerksamkeit verfolgt. Sympathien und Abneigun-
gen richteten sich häufig danach, welcher Kandidat den eigenen gesellschaftspolitischen und ide-
ellen Präferenzen eher entsprach. Die Wahl im November 2024 aber war anders: Sie war die erste 
nach Russlands Überfall auf die Gesamtukraine, der uns Europäern die existenzielle Bedeutung der 
NATO-Sicherheitsgarantien und damit des Engagements der USA in Europa wieder klar vor Augen 
geführt hatte. Die bittere Erkenntnis: Die Wähler jenseits des Atlantiks entscheiden auch über unsere 
Sicherheit.

Ein gutes Jahr ist seit der Wahl vergangen und es mangelt hierzulande nicht an Analysen und Bewer-
tungen der Außenpolitik des seit Januar erneut regierenden Präsidenten Donald Trump. „Isolationis-
tisch“, „personalistisch“, „transaktional“, „unilateral“, „erratisch“ – all das sind Attribute, die in diesem 
Zusammenhang immer wieder die Runde machen. Der Fokus des Interesses liegt dabei verständli-
cherweise auf dem transatlantischen Verhältnis und der Frage, ob wir uns auf die Vereinigten Staaten 
als Wertepartner und Garanten unserer Sicherheit, insbesondere vor Moskau, noch verlassen können.

In dieser Ausgabe der Auslandsinformationen wollen wir den Blick auf andere Regionen ausweiten, 
stellen dabei aber bewusst Akteure in den Mittelpunkt, die sich – ähnlich wie Deutschland und Europa – 
als Verbündete der USA verstehen beziehungsweise aufgrund wirtschaftlich-finanzieller oder sicher-
heitspolitischer Abhängigkeiten ein besonderes Interesse an guten Beziehungen zu Washington haben. 
Wir schauen auf Kanada und Mexiko, die beiden unmittelbaren geografischen Nachbarn der USA, 
auf Israel und die Golf-Staaten, genau wie auf Taiwan und Vietnam – aber auch auf die afrikanischen 
Staaten und mögliche Folgen einer neuen US-Handelspolitik sowie auf die Weltgesundheitsorgani-
sation, die nun ohne US-Zahlungen auskommen muss. Wie waren all diese Akteure von der Politik 
der neuen Trump-Regierung betroffen? Wie haben sie sich darauf eingestellt? Lassen sich bestimmte 
Muster erkennen und Schlussfolgerungen für uns in Deutschland und Europa ziehen?

Die Artikel zeichnen – jeder für sich, aber auch in der Gesamtschau – ein meist differenziertes und teils 
auch widersprüchliches Bild, das nicht recht zu den oft sehr pauschalen Einschätzungen passt, die die 
hiesige Debatte prägen. Schon die Ausgangslage war in den hier betrachteten Fällen durchaus unter-
schiedlich. Mexiko verband aufgrund der Erfahrungen aus Trumps erster Amtszeit mit seiner Rück-
kehr ins Weiße Haus eher Befürchtungen. Ähnlich ging es Kanada, das durch Wahlkampfaussagen 
Trumps (Kanada als „51. Bundesstaat“ der USA) aufgeschreckt war, wie Bernd Althusmann in seinem 
Beitrag zeigt. Israel und die Golf-Staaten dagegen hatten schon vor Trumps erneuter Wahl große 
Hoffnungen in ihn gesetzt. Beide Erwartungen haben sich nur bedingt erfüllt. Während in Ottawa und 
Mexiko-Stadt nach einem knappen Jahr Trump trotz einiger Reibungen der Eindruck vorherrscht, dass 
es deutlich schlimmer hätte kommen können, müssen die Entscheidungsträger in Israel und am Golf 
konstatieren, dass Donald Trump jedenfalls nicht der uneingeschränkte Verbündete ist, den manche 
von ihnen vor der Wahl in ihm sehen wollten. Aus Sicht der internationalen Gesundheitsinstitutionen 
wiederum ist es, wie Andrea Ostheimer in ihrem Artikel darlegt, wohl noch schlimmer gekommen 
als ohnehin befürchtet.

Editorial



4

Auch die Eigenschaften, mit denen Trumps Außenpolitik oft beschrieben wird, erweisen sich vor 
dem Hintergrund der hier betrachteten Beispiele nicht in allen Fällen als zutreffend. „Isolationis-
tisch“ beispielsweise ist die derzeitige US-Außenpolitik keineswegs durchgängig, wie insbesondere 
die Entwicklungen in Nahost verdeutlichen, wo die Trump-Administration beträchtliche diploma-
tische Ressourcen eingesetzt hat, um unter Einbeziehung der relevanten regionalen player zu einer 
Friedenslösung für den Gazastreifen zu kommen und jedenfalls anerkennenswerte Zwischenerfolge 
vorzuweisen hat – und wo dieselbe Regierung, im Gegensatz zu ihren Vorgängerinnen, sogar zu mili-
tärischen Schlägen gegen das iranische Atomprogramm bereit war.

Die Region Nahost zeigt zudem, dass das persönliche Element in Trumps Außenpolitik zwar eine 
überdurchschnittlich große Rolle spielen mag, jedoch nicht allein entscheidend ist. Israels Premier 
Netanjahu umschmeichelte den US-Präsidenten genauso wie die Golf-Monarchen – Letztere mit 
großzügigen Geschenken und Wirtschaftsdeals teils bis an den Rand der Korruption. Dies brachte 
zunächst auch Bilder der öffentlich zelebrierten Eintracht hervor. Bedingungslose Unterstützung 
aber konnte keine dieser Parteien dadurch gewinnen. Die USA konnten Israels Luftschläge in Katar 
nicht verhindern, was das Sicherheitsgefühl am Golf nachhaltig erschütterte, wie Philipp Dienstbier 
in seinem Beitrag herausstellt. Auf der anderen Seite, so Michael Rimmel in seinem Artikel, nötigte 
der „größte Freund, den Israel je im Weißen Haus hatte“, Benjamin Netanjahu ebendort vor laufenden 
Kameras zu einem Entschuldigungstelefonat mit dem katarischen Regierungschef.

Eine gemeinsame Erfahrung der in diesem Heft betrachteten Akteure ist, dass die neue US-Außen
politik tatsächlich vor allem transaktional und unilateral geprägt ist. Unter Trump richten die Ver-
einigten Staaten ihre Außenpolitik kaum noch entlang von Werten, Institutionen oder Allianzen 
aus, sondern betrachten die jeweiligen Beziehungen sehr nüchtern als interessengeleitetes Geben 
und Nehmen – gern auch quer über die verschiedensten Politikfelder hinweg. Einige Länder haben 
sich hierauf eingestellt, besinnen sich auf das, was sie Trump geben können, und sind damit in 
manchen Fällen nicht schlecht gefahren. So analysiert Maximilian Strobel in seinem Beitrag, wie 
Mexiko demonstrativ mit dem eigenen Militär gegen illegale Migration nach Norden vorgeht, um die 
schlimmsten Zolldrohungen aus Washington abzuwenden. Am Ende aber scheinen weder gute per-
sönliche Beziehungen noch die besten Deals sicher vor bösen Überraschungen zu schützen. Ob dies 
Ausdruck einer „erratischen“ Politik ist oder Teil einer Strategie, ist letztlich Spekulation. In jedem 
Fall bleibt Trumps Außenpolitik für Gegner und Verbündete der USA schwer vorhersehbar. Das gilt 
nicht zuletzt für uns Europäer angesichts der äußerst widersprüchlichen Signale, die bezüglich einer 
weiteren Unterstützung der Ukraine und der Abschreckung Russlands aus Washington kommen. 

Was für Deutschland und Europa hieraus folgen sollte, ist ein außenpolitischer Dreiklang. Erstens 
sollten alle Bemühungen unternommen werden, weiterhin ein gutes, auch persönliches, Verhältnis zu 
den Vereinigten Staaten und ihrem derzeitigen Präsidenten zu entwickeln beziehungsweise zu erhal-
ten. Auch wenn dies keine Gewähr bietet, sind – so banal das klingt – gute persönliche Beziehungen 
zu Trump in jedem Fall besser als schlechte.
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Zweitens müssen wir uns auf den transaktionalen Stil der aktuellen US-Regierung einlassen. Wenn 
für die USA unter Trump auch die transatlantischen Beziehungen hauptsächlich Geben und Nehmen 
bedeuten, sollte Europa möglichst viel in die Waagschale zu werfen haben. Dies können wir errei-
chen, indem wir unsere wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit und militärische Verteidigungsfähigkeit 
so schnell und so deutlich wie möglich stärken. Dass wir nicht auf dieselbe Weise agieren können 
und wollen wie die Golf-Staaten und Vietnam, die teilweise auf Trump und seine Familie persönlich 
zugeschnittene Wirtschaftsdeals anbieten, liegt auf der Hand. Handeln aber müssen wir, denn der 
transaktionale Ansatz der US-Regierung gilt auch dort, wo es um sicherheitspolitische Stabilität und 
wirtschaftliche Integration geht, wie gerade auch in Asien deutlich wird: Taiwan erlebt, so Marcin 
Jerzewski in seinem Artikel, wie Washington sicherheitspolitische Zusagen zunehmend an Eigenleis-
tungen koppelt. Vietnam wiederum versucht mit pragmatischer Diplomatie, zwischen amerikanischen 
Erwartungen und chinesischem Einfluss zu navigieren, wie Lewe Paul in seinem Beitrag zeigt. 

Drittens sind wir gut beraten, unsere wirtschaftlichen wie politischen Diversifizierungsbemühungen 
konsequent weiterzuverfolgen, um die Abhängigkeiten von den USA zumindest zu reduzieren. Anja 
Berretta, Chantelle Moyo und Jule Steinmann unterstreichen in ihrem Artikel, dass viele afrikanische 
Staaten angesichts der Unsicherheiten im Verhältnis zu Washington ihren Blick nach Peking richten. 
Dies ist für Europa keine Option. Es gibt aber von Lateinamerika über Afrika und den Nahen Osten 
bis nach Asien genug Staaten, die unser Interesse an einer stabilen und regelbasierten Weltordnung 
teilen und mit denen wir unsere Zusammenarbeit stärken sollten. Wenn es sich dabei um Demokra-
tien wie Brasilien, Indien und Japan handelt, umso besser. Doch auch mit Ländern, die nicht unseren 
demokratischen Vorstellungen entsprechen, muss ein Interessensabgleich möglich sein. 

Wir werden auch 2028 wieder gespannt über den Atlantik schauen, wenn der nächste US-Präsident 
gewählt wird, denn auf absehbare Zeit werden wir ohne die Vereinigten Staaten als Sicherheitspartner 
nicht auskommen. Auf jedes denkbare Ergebnis zumindest besser vorbereitet zu sein als beim letzten 
Mal, sollte in den kommenden Jahren aber weit oben auf unserer Prioritätenliste stehen. 

Ich wünsche Ihnen eine anregende Lektüre.

Ihr

Dr. Gerhard Wahlers ist Herausgeber der Auslandsinformationen (Ai), stellvertretender Generalsekretär und 
Leiter der Hauptabteilung Europäische und Internationale Zusammenarbeit der Konrad-Adenauer-Stiftung 
(gerhard.wahlers@kas.de).

mailto:gerhard.wahlers@kas.de
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Donald Trumps zweite Amtszeit markiert eine Rückkehr 
zu einer klar israelfreundlichen, zugleich unilateralen 
Nahostpolitik. Von Beginn an setzte Trump deutliche 
Signale: Die Militärhilfe für Israel wurde ausgeweitet, 
Hilfen für die Palästinensische Autonomiebehörde 
eingefroren. Mit Premierminister Netanjahu demons
trierte er enge politische Verbundenheit, was in Israel 
als strategischer Gewinn, international jedoch als 
destabilisierend wahrgenommen wurde.

Der sicherheitspolitische Schulterschluss zeigte sich 
besonders im gemeinsamen Vorgehen gegen den Iran 
und erreichte im Juni 2025 mit koordinierten Militär-
schlägen einen Höhepunkt, offenbarte jedoch Differen-
zen bei der Gazapolitik und multilateralen Prozessen. 

Rückendeckung mit 
Nebenwirkungen
Israels Blick auf Trump 2.0

Auf einen Blick

Trumps zunehmend unilateral agierende Außenpolitik 
ließ Israel teils außen vor.

Zwar bleibt Israel zentraler Partner der USA, doch die 
strategische Entkopplung wächst. Trumps Fokus auf 
bilaterale Deals mit arabischen Staaten verdeutlicht 
den Vorrang US-amerikanischer Eigeninteressen.

Innerhalb Israels polarisiert Trump: Rechte Kräfte feiern 
ihn als historischen Verbündeten, während Zentristen 
und Linke seine Politik als eigennützig bewerten. 
Zugleich wächst die Sorge, Israels Abhängigkeit von 
einer parteipolitisch geprägten US-Unterstützung 
könne seine außenpolitische Handlungsfähigkeit lang-
fristig schwächen.
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Hohe Erwartungen und realpolitische 
Signale

Mit Donald Trumps Rückkehr ins Weiße Haus im 
Januar 2025 waren in Israel hohe Erwartungen 
verbunden. Schon während des Wahlkampfs hatte 
Trump mehrfach betont, die strategische Partner-
schaft mit Israel ausbauen zu wollen. In Jerusalem 
wurde dies als einmalige Chance begriffen, zur 
engagierten Nahostpolitik seiner ersten Amtszeit 
zurückzukehren – verglichen mit der in Israel als 
zurückhaltend bis kritisch wahrgenommenen 
Biden-Administration. Auf der Jahreskonferenz 
der Republican Jewish Coalition machte Trump 
während des Wahlkampfs große Versprechun-
gen: „Ich werde mit Ihnen zusammenarbeiten, 
um sicherzustellen, dass Israel für Tausende von 
Jahren bei uns ist.“1 Dabei bezog er klar Stellung 
zum Gazakrieg und kündigte Maßnahmen gegen 
Antisemitismus an US-Universitäten an.

Schon zu seinem Amtsantritt sendete Präsident 
Trump eine Vielzahl zunächst deutlicher Signale. 
Am 20. Januar 2025 unterzeichnete er die Exe-
cutive Order 14169, die sämtliche US-Entwick-
lungshilfe für 90 Tage aussetzte – mit Ausnahme 
der Militärhilfe für Israel.2 Am folgenden Tag 
verhängte er Sanktionen gegen den Internatio-
nalen Strafgerichtshof und hob Sanktionen gegen 
gewalttätige israelische Siedler auf. Trump stellte 
sich damit demonstrativ gegen internationale 
Kritik an Israels Siedlungspolitik und Militärein-
sätzen. Gleichzeitig froren die USA die finanzielle 
Unterstützung für die Palästinensische Autono-
miebehörde faktisch ein.

Rascher Washington-Besuch: 
Symbolik und Substanz

Am 4. Februar 2025 empfing Trump Premier
minister Benjamin Netanjahu als ersten aus-

ländischen Gast seiner zweiten Amtszeit und 
setzte damit ein diplomatisches Zeichen. Das 
mehrstündige Treffen wurde als „Zeitenwende“ 
in den bilateralen Beziehungen gewertet. In der 
anschließenden Pressekonferenz betonte Trump 
die Unverbrüchlichkeit der bilateralen Beziehun-
gen und Netanjahu revanchierte sich mit der Aus-
sage: „Sie sind der größte Freund, den Israel je im 
Weißen Haus hatte.“3 

Für besondere Aufmerksamkeit sorgte Trumps 
Vorschlag zum Gazastreifen. In einer höchst 
umstrittenen Kombination aus wirtschaftlichem 
Entwicklungsplan und geopolitischem Paradig-
menwechsel schlug er vor, die USA könnten 
den Gazastreifen „übernehmen“ und wieder 
aufbauen  – mit dem Ziel, daraus „die Riviera 
des Nahen Ostens“ zu machen. Netanjahu lobte 
Trumps unkonventionelles Denken.

Auch die Schwächung des Iran wurde bereits 
hier als gemeinsames strategisches Anliegen 
betont. Netanjahu erklärte: „Sie [das iranische 
Regime] haben versucht, Sie zu töten, Herr 
Präsident  – und sie haben versucht [...] mich 
zu töten. Wir sind beide entschlossen, die ira-
nische Aggression in der Region zurückzudrän-
gen und sicherzustellen, dass der Iran niemals 
eine Atomwaffe entwickelt.“4 Trump machte 
deutlich, dass die „maximale Druckkampagne“ 
gegen Teheran fortgesetzt oder verschärft wer-
den würde. Zum Westjordanland äußerte sich 
Trump eher zurückhaltend. Auf die Frage mögli-
cher US-Unterstützung für Annexionsszenarien 
bezog er keine eindeutige Position, zeigte aber, 
dass das Thema zunächst ergebnisoffen auf der 
US-Agenda stand. 

Der sicherheitspolitische Schulterschluss zwi-
schen den USA und Israel hat auch in finanzi-
eller und operativer Hinsicht neue Intensität 

America First, die Zweite. Wie die Welt mit Donald Trumps Außenpolitik umgeht

Der Autor

Dr. Michael Rimmel ist Leiter des Auslandsbüros 
Israel der Konrad-Adenauer-Stiftung.

https://ogy.de/tedn
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Im sicherheitspolitischen 
Tagesgeschäft zeigen sich Risse 
in der Koordinierung zwischen 
Israel und den USA.

Gemeinsame Kriegsführung: 
Der Iran als Gradmesser

Der bisherige Höhepunkt der sicherheitspoliti-
schen Koordination zwischen Washington und 
Jerusalem war der zwölftägige Krieg mit dem 
Iran im Juni 2025. Nach gezielten israelischen 
Luftschlägen auf iranische Nuklearanlagen und 
Luftabwehrsysteme sowie Angriffen auf die mili-
tärische Führung des iranischen Regimes und 
leitende Nuklearforscher beteiligten sich die 
USA durch direkte militärische Schläge gegen 
die bestgeschützten iranischen Atomanlagen. 
Trump begrüßte die israelischen Angriffe als 

„ausgezeichnet“ und lobte die Zusammenarbeit: 
„Wir haben als Team zusammengearbeitet, wie 
vielleicht noch nie zuvor ein Team zusammen-
gearbeitet hat.“8 Auch in Europa stieß das Vor-
gehen weitgehend auf Verständnis. Frankreich, 
Deutschland und Großbritannien riefen Iran und 
Israel zur Deeskalation auf, betonten aber gleich-
zeitig die Wichtigkeit „sicherzustellen, dass Iran 
niemals eine Nuklearwaffe erlangt, beziehungs-
weise erwirbt“.9

Trotz der engen Abstimmung im Israel-Iran-
Krieg zeigen sich im sicherheitspolitischen 
Tagesgeschäft Risse in der Koordinierung zwi-
schen Israel und den USA. In Gaza etwa beglei-
tete die Trump-Regierung unter Vermittlung des 
US-Sondergesandten Steve Witkoff die Verhand-
lungen über eine Waffenruhe – ein Prozess, der 
formal mit Israel abgestimmt war, in der Praxis 
jedoch zunehmend unilateral geführt wurde. Der 
sogenannte Witkoff-Plan stieß in Teilen der isra-
elischen Regierung auf Unmut:10 Man fühlte sich 
übergangen, etwa bei Zusagen an Ägypten oder 
beim Zuschnitt der Demilitarisierungszonen. 

Im Westjordanland verfolgte Washington in 
den ersten Monaten nach der Amtseinführung 
eine noch eher distanzierte Politik: Israelische 

erreicht. Verglichen mit der Biden-Administra-
tion fiel dabei nicht nur der Ton markanter aus, 
sondern auch die Praxis: Während die Unter-
stützung unter Präsident Biden von politischer 
Zurückhaltung, konditionaler Rüstungshilfe und 
menschenrechtlichen Erwägungen geprägt war, 
ist Trumps Ansatz kompromisslos, gelegent-
lich sogar bedingungslos – vor allem hinsicht-
lich des Iran –, aber als Ausdruck des zuweilen 
erratischen Politikstils Trumps auch durchaus 
unilateral.

Ein Vergleich der Rüstungshilfen unterstreicht 
den Paradigmenwechsel: Auch wenn die Biden-
Administration in der Zeit zwischen dem 7. Okto-
ber 2023 und Oktober 2024 rund 17,9 Milliarden 
US-Dollar an Militärhilfe für Israel bereitstellte5 – 
darunter moderne Kampfflugzeuge, Artilleriesys-
teme und Präzisionsmunition –, war diese Hilfe 
teilweise an politische Bedingungen geknüpft. 
Lieferstopps, Bedarfsprüfungen und menschen-
rechtsbasierte Auflagen gehörten zu den Krite-
rien.

Demgegenüber hat die Trump-Administration 
innerhalb von zwei Monaten nach Amtsantritt 
Rüstungsgüter im Wert von mehr als 12 Milliar-
den US-Dollar genehmigt6 – worauf viele weitere 
folgten. Auflagen, Transparenzpflicht gegenüber 
dem Kongress, Berichtspflichten wurden weitest-
gehend umgangen oder gar ignoriert. Diese Linie 
ist eine klare und unmissverständliche Unter-
mauerung von Trumps Nahostpolitik.7

Schon die ersten Wochen der zweiten Trump-
Präsidentschaft zeigten eine konsequente Rück-
kehr zur israelzentrierten Nahostpolitik früherer 
Trump-Jahre. Der Präsident setzt weiterhin auf 
symbolische Stärke, politische Nähe zu Netan-
jahu und ein radikales Infragestellen bisheriger 
diplomatischer Standards. Für Jerusalem stellt 
dies eine massive politische Rückendeckung dar. 
Für viele andere Staaten birgt diese Konstellation 
ein zunehmendes Dilemma – hin- und hergeris-
sen zwischen der politischen und wirtschaftli-
chen Verbindung zu den USA und für manche 
auch mit Blick auf ihre Loyalität zu Israel einer-
seits, und der Sorge um eine wachsende regio-
nale Instabilität andererseits.

Auslandsinformationen 4|2025
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Stunde des Triumphs: Donald Trump und Benjamin Netanjahu vor der Knesset am 13. Oktober 2025. Wenige 
Stunden zuvor hatte die Hamas die letzten lebenden Geiseln freigelassen. Foto: © ANI News, Imago.

Operationen werden weder offen unterstützt 
noch kritisiert – eine Form stiller Billigung, die 
Trump bereits in seiner ersten Amtszeit kul-
tiviert hatte. In Bezug auf die anhaltenden 
Angriffe der Huthi im Roten Meer agierten die 
USA primär aus eigenem Interesse. Zwar erfolg-
ten US-Schläge zunächst in Absprache mit Israel, 
doch betonte das Pentagon wiederholt die Eigen-
ständigkeit US-amerikanischer Operationen. So 
erfolgte am Ende ein bilaterales Abkommen mit 
den Huthi ohne Berücksichtigung israelischer 
Sicherheitsinteressen. Diese partielle Entkopp-
lung führte auf israelischer Seite zu Irritationen, 
auch wenn sie nicht öffentlich von der Regierung 
thematisiert wurden.

Auch diese Entwicklungen lassen erkennen, dass 
die Trump-Regierung außen- und sicherheits-
politisch zunehmend unilateral agiert. Obwohl 
sich in zentralen Fragen – etwa beim Iran – eine 
enge operative Zusammenarbeit mit Israel zeigt, 

ist ein gemeinsamer Kurs in enger Abstimmung 
mit anderen Staaten im Sinne des multilateralen 
Konsenses der Vorjahre spürbar erodiert. 

Strategische Entkopplung 
ohne neue Allianzen

Trotz der betonten Solidarität mit Israel zeich-
net sich im Laufe der zweiten Präsidentschaft 
Donald Trumps eine sukzessive strategische 
Entkopplung in zentralen außen- und sicher-
heitspolitischen Fragen ab. Was oft nach außen 
als Fortsetzung einer historischen Freundschaft 
inszeniert wird, ist bei genauerer Betrachtung 
ein asymmetrisches Verhältnis, das zunehmend 
durch Eigenlogik, Interessenpolitik und in man-
cher Hinsicht gelegentlich durch gegenseitige 
operative Exklusion geprägt ist. Die wachsen-
den Spannungen sind dabei nicht unbedingt 
das Resultat offener Brüche, sondern Ausdruck 
schleichender struktureller und innenpolitischer 
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israelisch-arabische Normalisierungsprojekt seit 
dem 7. Oktober 2023 ins Stocken geraten. Insbe-
sondere Saudi-Arabien hat weitere Fortschritte 
an die Bedingungen geknüpft, dass der Krieg in 
Gaza zum Ende kommt und ein palästinensischer 
Staat auf der Agenda bleibt – ein Punkt, den nicht 
nur die aktuelle israelische Regierung vehement 
ablehnt, da Schritte in Richtung eines palästi-
nensischen Staates zum jetzigen Zeitpunkt als 

„Erfolg“ der Terrororganisation Hamas betrachtet 
würden. In Riad versuchte Trump noch, Bewe-
gung zu inszenieren. Parallel liefen Verhand-
lungen mit Syrien, Oman, Katar und sogar mit 
der Hamas und den Huthi, sehr oft ohne israeli-
sche Beteiligung oder Vorabinformation. Beson-
ders brisant waren indirekte Gespräche mit der 
Hamas über eine Waffenruhe und Geiselfrei-
lassungen im Rahmen des Witkoff-Plans unter 
US-Führung.

Während Netanjahu Trump Anfang Juli 2025 
medienwirksam für den Friedensnobelpreis 
nominierte, nahm die Kritik innerhalb der US-
Regierung an Israels Vorgehen deutlich zu: Hin-
tergrund waren mit den USA nicht abgestimmte 
Luftschläge Israels in Syrien und die Eskalation 
der Militäroperationen im Gazastreifen, die aus 
Sicht mancher US-Repräsentanten diplomatische 
Prozesse torpedierten. Nicht nur sein Umfeld, 
sondern auch Trump selbst reagierte zuweilen 
gereizt. Im Falle des versehentlichen Beschusses 
einer Kirche in Gaza forderte er von Netanjahu 
persönlich eine Aufklärung und beklagte intern 
das eskalierende Verhalten. Solche Aussagen 
werfen ein Schlaglicht auf die wachsende Frus-
tration in Washington gegenüber israelischen 
Alleingängen. 

Gleichzeitig agiert die US-Regierung ebenfalls 
zunehmend unabhängig. Trump bleibt seinem 
pragmatischen Verständnis von Außenpolitik 
treu. Seine Entscheidungen dienen messbaren, 
oftmals kurzfristigen Interessen, die auch stark 
vom isolationistischen Flügel der MAGA-Bewe-
gung beeinflusst werden. Dies betrifft beispiels-
weise die Beziehungen zu den Golf-Staaten, mit 
denen er umfassende Investitions- und Sicher-
heitsabkommen abschließt. Oder auch in Bezug 
auf den Iran, als die Trump-Administration 

Veränderungen innerhalb der USA, die zuneh-
mend auch von radikalen Akteuren des einfluss
reicheren linken Flügels der Demokraten und 
auf der anderen Seite von exzentrischen Vertre-
tern der MAGA-Bewegung geprägt werden – mit 
weitreichenden Implikationen für Israels regio-
nale Stellung und die langfristige Ausrichtung 
US-amerikanischer Nahostpolitik.

Im Zentrum von Trumps 
Außenpolitik stehen bilaterale 
Deals mit arabischen Staaten 
zugunsten von US-Wirtschaft 
und Sicherheit.

Die Vereinigten Staaten unter Trump bleiben 
Israels wichtigster militärischer Partner. Doch in 
multilateralen Prozessen und regionalen Dialog-
formaten ist eine wachsende Differenz der USA 
zu israelischen Interessen erkennbar. Ein präg-
nantes Beispiel liefert Trumps erste Auslands-
reise im Mai 2025, die ihn nach Saudi-Arabien, 
Katar und in die Vereinigten Arabischen Emirate 
führte – Israel ließ er bewusst außen vor. Der 
symbolische Gehalt dieser Entscheidung blieb 
in Jerusalem nicht unbeachtet. Die Nichtberück-
sichtigung Israels bei zentralen Gesprächen über 
die regionale Sicherheitsarchitektur ist weder 
ganz neu noch überraschend, verdeutlicht aber, 
dass unter Trump letztlich US-amerikanische 
Interessenpolitik im Vordergrund steht: Israel 
wird zwar weiterhin unterstützt, aber weder be
dingungslos noch ausschließlich.

Der außenpolitische Kurs Trumps ist vom 
Grundprinzip getragen: „Make America Great 
Again!“ Im Zentrum stehen bilaterale Deals 
mit arabischen Staaten, die primär ökonomi-
sche und sicherheitspolitische Vorteile für die 
USA sichern sollen. Obgleich Trump sich immer 
wieder auf die Abraham-Abkommen zur diplo-
matischen Normalisierung zwischen Israel und 
den Vereinigten Arabischen Emiraten bezie-
hungsweise Bahrain beruft und deren Erfolg für 
die regionale Sicherheit unterstreicht, ist das 
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verdeckte Gespräche in Oman führte – mit dem 
Ziel einer temporären Deeskalation ohne vor-
herige israelische Einbindung. Die israelische 
Regierung, traditionell stark an der Eskalations-
kontrolle gegenüber Teheran interessiert, wurde 
dadurch vor vollendete Tatsachen gestellt – kein 
vollständiger Bruch, aber ein Zeichen schlei-
chender Entkopplung in der oft betonten syn-
chronisierten Entscheidungsfindung mit der 
Trump-Administration.

Das Verhältnis zwischen 
Trump und Netanjahu

Die persönliche Beziehung zwischen Trump und 
Netanjahu ist einer der ambivalentesten Fakto-
ren in den aktuellen bilateralen Beziehungen. Sie 
bewegt sich zwischen politischer Instrumentali-
sierung und persönlicher Frustration. Die Dyna-
mik zwischen beiden Regierungschefs ist nicht 
nur Ausdruck individueller Eitelkeiten, sondern 
hat konkrete Auswirkungen auf das bilaterale 
Verhältnis und politische Klima in beiden Staaten.

Bereits während Trumps erster Amtszeit (2017 
bis 2021) galt das Verhältnis zu Netanjahu als 
außergewöhnlich eng. Die Verlegung der US-Bot-
schaft nach Jerusalem, der Rückzug aus dem 
Atom-Abkommen mit dem Iran sowie die Unter-
stützung israelischer Positionen in multilateralen 
Foren waren politische Geschenke an den israe
lischen Premier, der Trump dafür regelmäßig 
öffentlich lobte. Doch die Ernüchterung folgte 
unmittelbar nach Trumps Abwahl. Im Interview 
mit dem israelischen Journalisten Barak Ravid 
äußerte sich Trump ungewöhnlich scharf über 
Netanjahu und beschimpfte ihn wegen seiner 
Gratulation an Joe Biden zur gewonnenen Wahl.11

Mit Trumps Rückkehr ins Weiße Haus 2025 
erfuhr die Beziehung eine neue Wendung. In 
der Phase wachsender Spannungen mit dem Iran, 
insbesondere im Kontext der koordinierten Mili-
tärschläge auf iranische Nuklearanlagen, insze-
nierte sich Trump erneut als enger Verbündeter 
Netanjahus. Er sprach von einer beispiellosen 
Zusammenarbeit und lobte sowohl die israeli-
sche Armee als auch Netanjahu persönlich. Den-
noch bleibt die Beziehung nicht spannungsfrei. 

Interne Aussagen aus dem Weißen Haus belegen 
die wachsende Irritation über Netanjahus unzu-
reichend abgestimmte militärische Operationen 
nicht nur in Gaza oder Syrien, sondern zuletzt 
vor allem gegen die politische Hamas-Führung 
in Katar. Beschimpfungen aus dem Umfeld der 
Trump-Administration lassen erkennen, dass 
der israelische Premier zwar öffentlich gefeiert, 
intern jedoch zunehmend als Risiko wahrge-
nommen wird. Einige Beobachter werten die 
öffentlich ausgetragenen Differenzen als Teil 
einer strategischen Rollenverteilung zwischen 
Washington und Jerusalem. Ob das zutrifft, bleibt 
jedoch fraglich – zu offensichtlich sind die inter-
nen Spannungen und Israels zunehmend eigen-
mächtiges Vorgehen.

Einen besonderen Höhepunkt erreichten die per-
sönlichen Beziehungen, als Trump sich im Juni 
2025 in den israelischen Justizprozess gegen 
Netanjahu einmischte. In mehreren Beiträgen 
auf seiner Plattform Truth Social bezeichnete 
er das Verfahren als politische Verfolgung und 
forderte ein Ende des Prozesses.12 Diese Äuße-
rungen, die er in seiner Rede in der Knesset am 
13. Oktober 2025 zur Vorstellung seines Friedens-
plans für die Region wiederholte,13 zeigen nicht 
nur Trumps Bereitschaft zur Einmischung in die 
inneren Angelegenheiten Israels, sondern auch 
seine Tendenz, politische Loyalität in bedin-
gungslose persönliche Unterstützung zu über-
setzen, wenn er das für seine Politik als nützlich 
erachtet – ungeachtet institutioneller oder juris-
tischer Prinzipien.

Die zweite Amtszeit Donald 
Trumps stößt gesellschaftlich 
in Israel auf eine gespaltene, 
aber überwiegend wohl
wollende Resonanz.

Die Beziehung zwischen Trump und Netanjahu 
bleibt in ihren Grundzügen konstant, ist aber 
auch von hoher politischer Volatilität geprägt. 
Die wechselseitige Instrumentalisierung ihrer 
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Hoffnungen zur Lösung des Konflikts auf Trump. 
Obwohl die israelische Öffentlichkeit dabei 
Trumps zentrale Rolle bei der Lösung aktueller 
Krisen anerkennt, wächst das Bewusstsein für 
die Volatilität des US-Präsidenten und die struk-
turelle Unsicherheit durch die Abhängigkeit von 
Washington.

Umfragen zeichnen ein differenziertes, aber ten-
denziell positives Bild. Eine Erhebung des Israel 
Democracy Institute aus dem Januar 2025 zeigt, 
dass 74 Prozent der jüdischen und 64 Prozent der 
arabischen Israelis Trump eine entscheidende 
Rolle bei der im Januar erreichten Waffenruhe 
und dem Geisel-Gefangenenaustausch zuschrie-
ben.14 Daten des Pew Research Centers vom Juni 
2025 bestätigen ein stabiles, teilweise wachsen-
des Ansehen der USA unter Trump: 83 Prozent 

Nähe  – sei es zur politischen Selbstinszenie-
rung, zur außenpolitischen Positionierung oder 
zur Delegitimierung von Kritik – zeigt Chancen, 
aber auch Risiken personalisierter Außenpolitik 
auf. Für die mittel- und langfristigen bilateralen 
Beziehungen birgt diese gegenwärtige Abhängig-
keit von zwei politisch hochgradig polarisieren-
den Persönlichkeiten erhebliche Unsicherheiten.

Blick der israelischen Gesellschaft 
auf Trump

Die zweite Amtszeit Donald Trumps stößt auch 
gesellschaftlich in Israel auf eine gespaltene, aber 
überwiegend wohlwollende Resonanz. Sowohl 
die Regierung und ihre Befürworter als auch 
einige Teile der Opposition und vor allem die 
Familien der israelischen Geiseln richteten ihre 

Wie viel wurde zerstört? Nach den gezielten US-Militärschlägen gegen die Nuklearanlagen in Fordo, Natanz 
und Isfahan bleibt unklar, wie erfolgreich die Angriffe waren. Das Satellitenfoto zeigt die iranische Atomanlage 
in Natanz vor den Angriffen. Foto: © ABACA Press, Imago. 
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der Israelis äußerten eine positive Meinung von 
den Vereinigten Staaten, ein Anstieg von sechs 
Prozentpunkten im Vergleich zum Vorjahr. Aller-
dings zeigen sich ideologische Brüche: Während 
93 Prozent der rechtsgerichteten Israelis Trumps 
Nahostpolitik unterstützen, liegt die Zustimmung 
unter linksgerichteten Befragten bei nur 21 Pro-
zent.15 Eine Umfrage des Institute for National 
Security Studies (INSS) aus demselben Zeitraum 
veranschaulicht die ambivalente Sichtweise auf 
Trump: 29 Prozent denken, dass er Israels Inte-
ressen in den Mittelpunkt seiner Außenpolitik 
stellt. Die Mehrheit sieht seine Unterstützung als 
konditional und eigennützig. Gleichzeitig sinkt 
die Zahl derjenigen, die Trump für unberechen-
bar und unzuverlässig halten (18 Prozent, zuvor 
23 Prozent).16 

Demgegenüber ist der Blick der israelischen Be
völkerung auf Netanjahu deutlich durchwachse-
ner. Nach der Freilassung der letzten lebenden 
Geiseln im Oktober 2025 hatten sich seine eige-
nen Zustimmungswerte und die seiner Partei 
Likud erheblich verbessert. Dennoch geben 
ihm viele weiter eine Mitverantwortung dafür, 
dass der Krieg so lange dauerte und die Geiseln 
nicht früher freikamen. Die Reihung ranghoher 
Besuche aus den USA nach der Ankündigung 
von Trumps Friedensplan für die Region, die 
manche Beobachter despektierlich als „Bibi-Sit-
ting“ bezeichneten, zeigte die Skepsis auch der 
US-Administration gegenüber den politischen 
Absichten von Netanjahu.17 

Repräsentanten der 
Siedlerbewegung begrüßten 
Trumps Wahlsieg im 
November 2024 euphorisch.

Die israelische Regierung und das  
(extrem) rechte Lager: Trump als  
historische Gelegenheit

Für die amtierende israelische Regierung unter 
Premierminister Netanjahu ist Donald Trump 
vor allem ein geopolitischer Ermöglicher. Seine 

wiederholte Unterstützung in einer Reihe mul-
tilateraler Gremien, sein Widerstand gegenüber 
internationalen Ermittlungen gegen Israel und 
seine grundsätzliche Zustimmung für die Offensi-
ven in Gaza, aber auch die Rücknahme von Sank-
tionen gegen radikale Siedler eröffnen politischen 
Spielraum – gerade vor dem Hintergrund einer 
zunehmenden internationalen Isolation Israels.

Repräsentanten der Siedlerbewegung begrüßten 
Trumps Wahlsieg im November 2024 euphorisch. 
Israel Ganz vom Yesha Council sprach von einer 
einmaligen Gelegenheit, um Souveränität im 
Westjordanland auszubauen.18 Shai Alon, Regio
nalratsvorsitzender einer Siedlung, verkündete 

„ein goldenes Zeitalter für die Siedlungen“19 und 
auch Sicherheitsminister Ben Gvir, Vorsitzen-
der der rechtsextremen Partei Otzma Yehudit, 
äußerte sich ähnlich in der Knesset. Trump bie
tet mit seiner Politik eine Rückendeckung für 
national-religiöse Agenden, was in Teilen der 
israelischen Rechten als Einladung zu weitrei-
chenden territorialen und legislativen Maßnah-
men interpretiert wurde  – getragen nicht nur 
von ideologischen Gründen, sondern auch als 
Antwort auf die Anerkennung eines palästinen-
sischen Staates durch eine Reihe europäischer 
Länder. Die öffentlichkeitswirksame Absage 
Trumps an die Annexionspläne und auch sein 
Ende September in Anwesenheit von Netanjahu 
angekündigter Plan zur Befriedung der Region 
stießen nicht bei allen Mitgliedern der israeli-
schen Regierung auf Begeisterung.

Zentristische und linksgerichtete Oppositions
kräfte hingegen nehmen Trump differenzierter 
wahr. Oppositionsführer Yair Lapid betont in 
Interviews, dass Trump eindeutig pro-israelisch 
sei, aber zugleich ungeduldig, transaktional und 
nicht an Netanjahus innenpolitischen, umstrit-
tenen Vorhaben interessiert. Für ihn sei das US-
Israel-Bündnis zwar strategisch unverzichtbar, 
aber unter Netanjahu so schlecht wie nie.20 Lapid 
kritisierte die fehlende Einbindung Israels in zen-
trale Entscheidungen der Trump-Administration: 
die Waffenruhe mit den Huthi oder die Verhand-
lungen mit dem Iran und Syrien – alles ohne enge 
Abstimmung mit Israel. In der Knesset warf 
er Netanjahu vor: „Du hast Trump verloren.“21 
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gen: Der Ausbau der eigenen Verteidigungsindus-
trie, stärkere Diversifizierung der diplomatischen 
Allianzen und verstärkte Zusammenarbeit auch 
mit europäischen Staaten bekommen mehr Auf-
merksamkeit. So gibt es die Hoffnung, dass mit 
der Fortsetzung der Waffenruhe im Gazastreifen 
und einer weiteren Umsetzung des Trump-Plans 
eine Anpassung europäischer Betrachtung der 
israelischen Politik zumindest teilweise vorge-
nommen und somit der internationalen Isolie-
rung Israels entgegengewirkt werden könnte.

Ausblick

Israel ist zu einer politischen Gratwanderung ge
zwungen – außen- wie auch innenpolitisch. Die 
enge Zusammenarbeit mit den USA unter Trump 
sichert kurzfristige militärische Handlungsfrei-
heit, ist aber politisch und strategisch nicht ohne 
Risiko. Die hohe Zustimmung für die Handlun-
gen Trumps in Teilen der israelischen Bevölke-
rung darf dabei nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass sich das Verhältnis zu den USA auf einem 
schmalen Grat zwischen politischer Zweck-
gemeinschaft und struktureller Abhängigkeit 
bewegt. In beiden Ländern ist der Ausgang die-
ser Entwicklungen aktuell noch ungewiss. Sollte 
sich die Lage im Nahen Osten trotz der großen 
Anstrengungen und des damit verbundenen Frie-
densplans von Trump nicht beruhigen und sich 
das politische Klima in Washington oder Jerusa-
lem verschieben – was aufgrund der für nächstes 
Jahr vorgesehenen Wahlen zum US-Repräsentan-
tenhaus und zur israelischen Knesset zumindest 
nicht ausgeschlossen ist –, könnte es sein, dass 
dieses Bündnis und seine gegenwärtige enge 
Ausprägung in vielerlei Hinsicht infrage gestellt 
werden.

Die Arbeit an diesem Beitrag wurde 
am 28. November 2025 abgeschlossen.

Besonders kritisch wurde in der Opposition auch 
Trumps Einmischung in Netanjahus laufenden 
Korruptionsprozess gesehen. Solche Spannungen 
verschärfen auch die innenpolitische Polarisie-
rung Israels im Umgang mit den USA.

Strategische Selbstvergewisserung 
und internationale Abhängigkeit

Parallel zur politischen Auseinandersetzung dis-
kutiert Israel über strategische Eigenständigkeit. 
Der wachsende Eindruck, dass die Trump-Re-
gierung Entscheidungen über Israel hinweg 
trifft  – teils aus Kalkül, teils aus Unberechen-
barkeit – führt zu Diskussionen, wie sich Israel 
künftig aufstellen soll. Das INSS weist in einem 
policy paper vom Januar 2025 auf die Gefahr hin, 
dass die Unterstützung der USA unter Trump 
zunehmend parteipolitisch kontaminiert sei. 
Israel riskiere, in den Vereinigten Staaten als 

„Republikaner-Angelegenheit“ wahrgenommen 
zu werden  – ein Zustand, der die langfristige 
Tragfähigkeit der Allianz untergräbt, zumal auch 
in Teilen der MAGA-Bewegung die Unterstüt-
zung für Israel bröckelt.22 Diese Wahrnehmung 
wird von einer aktuellen Umfrage des Chicago 
Council on Global Affairs untermauert, wonach 
eine republikanische Mehrheit den Krieg Israels 
gegen Hamas zwar weiterhin unterstützt, eine 
wachsende Zahl von US-Amerikanern aber denkt, 
die Hilfe für Israel im Gazakrieg gehe zu weit.23

Hinzu kommt, dass im Vergleich zur Wahrneh-
mung in Israel die internationale Einschätzung 
Trumps deutlich kritischer ist. In Deutschland 
etwa gaben Anfang März 2025 fast 80 Prozent 
der Befragten an, ihre Haltung zu Trump sei 
negativ – darunter 48 Prozent, bei denen sich das 
Bild seit seinem zweiten Amtsantritt sogar ver-
schlechterte.24 Auch solche Tendenzen verdeut-
lichen die wachsende Entfremdung zwischen 
Israel und Teilen Europas, die vor allem mit 
der scharfen Kritik vieler europäischer Staaten 
gegenüber Israel mit Blick auf die Kampfhand-
lungen im Gazastreifen nach den Terrorangriffen 
vom 7. Oktober 2023 verbunden ist.

Die Erkenntnis aus diesen Tendenzen mündet in 
Israel in unterschiedliche praktische Erwägun-
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Donald Trump wurde von den Golf-Staaten zunächst 
als Hoffnungsträger für Frieden und wirtschaftliche 
Kooperation begrüßt. Persönliche Beziehungen zu 
regionalen Führern und privilegierte Wirtschaftsbezie-
hungen stärkten das Vertrauen in seine zweite Amtszeit. 
Die USA werteten die GCC-Staaten diplomatisch auf 
und ermöglichten ihnen Zugang zu KI-Technologie und 
Rüstungsgütern.

Doch militärische Eskalationen in Gaza, Jemen und Iran, 
insbesondere aber Israels Angriff in Katar, erschüt-
terten das Sicherheitsgefühl in der Region und das 
Vertrauen in das Schutzversprechen der Vereinigten 
Staaten.

Strategische Differenzen wurden deutlich: Während 
Trump auf Konfrontation mit Iran und eine Auswei-
tung der Abraham-Abkommen setzte, verfolgten die 
Golf-Staaten eine Politik der Deeskalation gegenüber 
Teheran und verlangten Fortschritte in der Palästinen
serfrage.

Die Grenzen persönlicher Diplomatie wurden sichtbar. 
Trotz enger Beziehungen konnten die GCC-Staaten 
zentrale Entscheidungen kaum beeinflussen. Obwohl 
der Gaza-Deal den US-Golf-Beziehungen zuletzt wieder 
Aufschwung verlieh, könnte Europa aus der gemisch-
ten Bilanz Nutzen ziehen und die eigene Zusammenar-
beit mit dem Golf strategisch vertiefen.

Auf einen Blick

Honeymoon und 
blaue Augen 
Das erste Jahr der zweiten Trump-Regierung 
aus Sicht der Golf-Staaten
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Auf die Frage, welchem Kandidaten im US-Wahl-
kampf man eher den Sieg wünsche, antworteten 
Vertreter der Mitgliedstaaten des Golf-Koopera-
tionsrats (GCC) – Bahrain, Katar, Kuwait, Oman, 
Saudi-Arabien und die Vereinigten Arabischen 
Emirate (VAE) – im Herbst 2024 mit pflichtschul-
diger Neutralität: Man könne mit beiden Seiten, 
Demokraten wie Republikanern, gut zusammen-
arbeiten. Doch hinter den diplomatischen Klau-
seln verbarg sich eine klare Präferenz: Donald 
Trump.

Nachdem man sich schon mit Barack Obama 
aufgrund seiner Iran-Politik und seiner Kritik an 
der von Saudi-Arabien angeführten Militärkoa-
lition im Jemen überworfen hatte, war auch das 
Verhältnis zu Joe Biden – der Saudi-Arabien im 
Wahlkampf wegen der Tötung des saudischen 
Regimekritikers Jamal Khashoggi zum „Paria-
staat“ erklärte – trotz eines späteren Kurswech-
sels nie ganz aufgetaut.1 Mit der demokratischen 
Kandidatin und Vizepräsidentin Kamala Harris 
befürchtete man eine ähnlich durchwachsene 
Beziehung.

Anders Donald Trump. In seiner ersten Amtszeit 
hatte dieser Saudi-Arabien und die VAE mit Verve 
umgarnt, seine erste Auslandsreise ins saudi-
arabische Riad durchgeführt, mit Kritik an Men-
schenrechts- oder Demokratiedefiziten gespart 
und sich stattdessen inmitten eines Sturms öffent-
licher Entrüstung über die Khashoggi-Affäre2 
demonstrativ vor das Königreich gestellt. Zwar 
machten andere GCC-Länder eine zwiespältige 
Erfahrung mit Trump – Katar war zu dessen ers-
ter Amtszeit von seinen Nachbarstaaten blockiert 
und zunächst auch vom US-Präsidenten kritisiert 
worden. Erst später hatte Trump auf Betreiben 
seines Außenministers Rex Tillerson und seines 
Sicherheitsberaters Herbert R. McMaster einge-
lenkt. Doch insgesamt war die Bilanz positiv.

Vor allem Trumps Führungsstil traf auf Wohl-
wollen – im Gegensatz zu den formalistischen 
Beziehungen Obamas und Bidens kultivierte er 
ein persönliches Verhältnis zu Schlüsselfiguren 
wie Mohammed bin Salman, dem Kronprinzen 
Saudi-Arabiens, oder dem damaligen Thronfol-
ger der VAE, Mohammed bin Zayed. Dies passte 
vortrefflich zum personalistischen Politikstil am 
Golf. Als selbsterklärter deal maker fügte sich 
Donald Trump zudem gut in die traditionelle 
Handschlagpolitik am Golf ein. Auch andere 
aus Trumps innerem Machtzirkel pflegten enge 
Beziehungen mit den GCC-Staaten. Vor allem 
sein Schwiegersohn und Berater Jared Kushner 
wurde zur treibenden Kraft hinter den Abraham-
Abkommen – die Normalisierung der Beziehun-
gen Israels mit den VAE und Bahrain war der 
außenpolitische Schlüsselerfolg aus Trumps 
erster Amtszeit.

„Friedensstifter“ Trump als Hoffnungsträger

Diese engen Kontakte rissen auch nach Trumps 
Wahlniederlage 2020 nicht ab und wurden noch 
während des US-Wahlkampfs 2024 schnell reak-
tiviert.3 Der ehemalige US-Präsident wiederum 
ging bereits vor seiner Wiederwahl ganz bewusst 
auf die Golf-Staaten zu  – anders als Kamala 
Harris, welche die Region vollkommen aus-
klammerte.4 Im Oktober 2024 gewährte Donald 
Trump als einzigem internationalen Sender dem 
staatlichen TV-Kanal Saudi-Arabiens Al Arabiya 
ein Exklusivinterview. Darin drückte er nicht nur 
seinen Respekt für Mohammed bin Salman aus 
und nannte den Kronprinzen „einen Visionär“, 
sondern versprach auch, den Krieg im Gazastrei-
fen umgehend nach seiner Wiederwahl zu been-
den.5

Damit nahm der US-Präsident geschickt ein zen-
trales Anliegen der GCC-Länder in seine Agenda 
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auf. Am Golf ersehnte man nichts mehr als eine 
Stabilisierung der konfliktträchtigen Nachbar-
schaft. Besonders der nach dem Hamas-Terror
angriff vom 7. Oktober ausgebrochene Krieg im 
Gazastreifen nährte ihre Sorge, in eine weitere 
eskalierende Auseinandersetzung hineingezogen 
zu werden. Aus Sicht der Golf-Staaten war eine 
Beendigung der israelischen Militärkampagne in 
Gaza daher oberste Priorität, um die Region zu 
stabilisieren.

Trumps Versprechen aus seiner ersten Amtszeit, 
forever wars im Nahen Osten zu beenden, reso-
nierte somit weiterhin am Golf. Von Biden, der 
vermeintlich nicht imstande war, den Krieg im 
Gazastreifen zu stoppen, zeigten sich Abu Dhabi, 
Riad oder Doha hingegen frustriert – und bezo-
gen dies ebenfalls auf Vizepräsidentin Harris. 
Dass mit Trump ein weiterer dezidierter Unter-
stützer Israels ins Weiße Haus einziehen könnte, 
wurde am Golf nicht als Nachteil, sondern als 
Stärke aufgefasst. Trump mit einer Mischung aus 
eigenwilligem Verhandlungsstil und unbeding-
tem Willen, Deals abzuschließen, sei der Einzige, 
der den israelischen Ministerpräsidenten Benja-
min Netanjahu zur Beendigung des Krieges drän-
gen könne, so ihre Denkweise.

Damit war Donald Trump unzweifelhaft der 
Lieblingskandidat der Herrscher am Golf. Nicht 
nur war er eine bekannte Größe, mit der man 
zurechtzukommen wusste. Allein ihm wurde 
eine Konfliktlösung im Nahen Osten zuge-
traut. Und im Zweifel dachten die Golf-Staaten, 
könne man den Geschäftsmann Trump mit 
Investitionsversprechen – sowie auch business 
deals für ihn und seine Familie – auf die eigene 
Seite ziehen. Wenig überraschend erreichten 
Trump daher die ersten Glückwünsche in der 
Nacht seines Wahlsiegs vom Golf. Sein aller-
erstes Telefonat als frisch vereidigter Präsident 
führte er im Januar 2025 mit niemand anderem 
als Saudi-Arabiens Kronprinz Mohammed bin 
Salman.6

Ein Honeymoon am Golf

Zunächst schien es so, als würde Trump sämtli-
che in ihn gesetzten Hoffnungen der Golf-Staaten 

erfüllen. Von Friedens- über Wirtschaftsabkom-
men lieferte die neue US-Regierung im Stakkato 
alles, was sich die GCC-Staaten von den Verei-
nigten Staaten gewünscht hatten.

Die Harmonie zwischen den 
Golf-Herrschern und dem 
US-Präsidenten machte sich 
besonders ökonomisch für die 
GCC-Staaten bezahlt.

Noch in der Übergangszeit handelte Steve Wit-
koff, der neue US-Nahostbeauftragte, der in 
Jared Kushners Fußstapfen getreten war, einen 
zweimonatigen Waffenstillstand in Gaza aus, 
der schon am Tag vor Trumps Amtsschwur in 
Kraft trat. Umgekehrt wertete die US-Regierung 
die Golf-Staaten als zentrale Mittler für Trumps 
weitere Friedensinitiativen auf. Nicht nur bei 
regionalen Verhandlungsformaten verließ sich 
Washington auf Katar und Oman als essenzi-
elle Unterhändler. Auch Saudi-Arabien richtete 
gleich viermal Friedensgespräche mit russischen 
und ukrainischen Delegationen aus, für die Prä-
sident Wolodymyr Selenskyj und Russlands 
Außenminister Sergei Lawrow ins Königreich 
reisten.

Besonders ökonomisch machte sich die Har-
monie zwischen den Golf-Herrschern und dem 
US-Präsidenten für die GCC-Staaten bezahlt. 
Während der Rest der Welt mit schwindeler-
regenden Zöllen bestraft wurde, erhielten die 
Golf-Monarchien gerade einmal den Mindestsatz 
von zehn Prozent. Erdöl- und Erdgasprodukte 
blieben ohnehin vollkommen zollfrei – und diese 
machen den Löwenanteil der GCC-Exporte in 
die USA aus, selbst wenn das absolute Handels-
volumen des Golfs mit den Vereinigten Staaten 
vergleichsweise gering ist.7

Auch Trumps Staatsbesuch am Golf erwies sich als 
wirtschaftlich lukrativ. Nach 2017 führte er erneut 
seine erste große Auslandsreise in die Region 
durch – diesmal im Mai nach Saudi-Arabien, Katar 
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Der saudische Kronprinz Mohammed bin Salman begrüßt Präsident Donald Trump während des saudisch-
amerikanischen Investitionsforums in Riad im Mai 2025. Foto: © UPI Photo, Imago.

Nicht nur wirtschaftlich war Trumps Golf-Reise 
bemerkenswert, auch ihre außenpolitischen 
Erfolge konnten sich sehen lassen. Obwohl die 
neue US-Regierung nach dem Ende des Bürger-
kriegs in Syrien dem neuen Machthaber Ahmed 
Al-Sharaa anfänglich skeptisch gegenüberstand, 
brachte Mohammed bin Salman, der seine Hoff-
nungen in Al-Sharaas Führungsriege und die 
stabilisierende Wirkung eines Wiederaufbaus 
des Nachbarlandes setzte, Donald Trump bei 
seinem Besuch in Riad zum Einlenken. Mit der 
Aufhebung ihrer Syrien-Sanktionen machten 
die USA den Weg frei für ein umfangreiches 
Engagement der Golf-Staaten beim syrischen 
Wiederaufbau, ganz nach deren regionalpoliti-
schen Ambitionen. 

Selbst bei kritischen Fragen vermochten es die 
GCC-Mitgliedstaaten also anscheinend, den 
oft eigensinnigen US-Präsidenten trotz Vorbe-
halten zu überzeugen und ihm Konzessionen 
abzuringen, die den Interessen der Golf-Staa-
ten Rechnung trugen. Die Art und Weise, wie 

und in die VAE. Bei Investmentkonferenzen und 
Staatsempfängen rangen die Golf-Staaten dem 
US-Präsidenten im Gegenzug für ihre Schmeiche-
leien, Geschenke sowie astronomische Investiti-
onszusagen von insgesamt 2,2 Billionen US-Dollar 
das Versprechen ab, privilegierten Zugang zu 
hunderttausenden US-amerikanischen KI-Chips 
zu erhalten. Während andere Länder strikten 
Beschränkungen ausgesetzt sind, könnten die 
Golf-Staaten, die inmitten eines wirtschaftli-
chen Diversifizierungsprozesses weg von Öl und 
Gas stecken, ihre bislang kaum nennenswerten 
KI-Industrien künftig zu weltweiten Spitzensek-
toren ausbauen. Mit beinahe 200 Milliarden US-
Dollar an Rüstungsexporten, die Trump auf seiner 
Reise unterschrieb, verkauften die USA zudem 
ungehemmt alles, was die GCC-Mitglieder für 
ihre Verteidigung verlangten. Die vollmundigen 
Versprechen der Golf-Staaten, Billionen in die 
US-Wirtschaft zu stecken, entpuppten sich jedoch 
bei näherem Hinsehen oft als das Gegenteil: mil-
liardenschwere Investitionen von US-Unterneh-
men in die Länder am Golf.8
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Saudi-Arabiens Kronprinz, aber auch Moham-
med bin Zayed, inzwischen Präsident der VAE, 
sowie Tamim bin Hamad, Emir von Katar, dafür 
persönliche Freundschaften zu Trump etabliert 
hatten, suchte weltweit ihresgleichen.

Nicht unbedenklich ist allerdings, dass die effek-
tivste Strategie dabei nicht nur Lobhudeleien für 
den Präsidenten, sondern vor allem auch Inves-
titionen der Golf-Staaten in Trumps Firmen und 
Umfeld waren. Mit insgesamt sieben Trump-Ho-
tels, -Hochhäusern und -Golfclubs in vier Län-
dern waren die Golf-Staaten so gut im Geschäft 
mit dem Firmenimperium des Präsidenten wie 
kaum eine andere Weltregion.9 Zudem erhielten 
der Investmentfonds von Trumps KI-Beauftrag-
tem David Sacks sowie eine von Trumps und 
Witkoffs Söhnen geführte Krypto-Firma Investi-
tionen in Milliardenhöhe aus Abu Dhabi – wäh-
rend die Väter generöse Deals mit den Emiraten 
vorantrieben.10 

Dass die Golf-Monarchien der Selbstbereiche-
rung von Trump und seinem Umfeld ungeniert 
Vorschub leisten, ist kritikwürdig. Doch das enge 
persönliche wie geschäftliche Verhältnis zum 
US-amerikanischen Präsidenten verschaffte den 
Golf-Staaten in den ersten Monaten von Trumps 
zweiter Amtszeit offenkundig politische Hand-
lungsspielräume, die anderen Staaten vorenthal-
ten blieben. 

Allmähliche Ernüchterung der Golf-Staaten

Allerdings riss dieses positive Momentum der 
US-Golf-Beziehungen bald wieder ab. Nicht nur 
Witkoffs Shuttle-Diplomatie zur Beilegung regi-
onaler Krisen verlief schnell im Sande. Auch die 
Wirtschaftsdeals – der Höhepunkt von Trumps 
Staatsbesuch am Golf – wurden von einer Reihe 
geopolitischer Schockmomente infrage gestellt.

Als im Februar zunächst der Waffenstillstand 
im Gazastreifen, der zwischenzeitlich zur Beru-
higung der GCC-Mitglieder beigetragen hatte, 
zu Bruch ging, wuchs bereits die Sorge der Golf-
Staaten vor einer regionalen Destabilisierung – 
auch der Arabischen Halbinsel – wieder rapide an. 
Trotz der Hoffnungen, die man in Trump als deal 

maker und Friedensstifter gesetzt hatte, konnte 
auch die neue Regierung in Washington die Eska-
lationsdynamik im Nahen Osten über das Früh-
jahr und den Sommer nicht weiter eingrenzen.

Schlimmer noch: Es waren nicht zuletzt die USA, 
die dafür sorgten, dass Krisen und Konflikte 
einen immer enger werdenden Kreis um die 
GCC-Staaten zogen. Erst hatten die USA plötz-
lich eine 52-tägige Militärkampagne gegen die 
Huthi-Miliz im südlichen Nachbarland Jemen 
begonnen. Die Golf-Staaten, zwar Gegner der 
Huthis, hatten jedoch seit 2022 einen fragilen 
de facto Waffenstillstand aufrechterhalten, um 
die Situation im Jemen ruhig zu halten. Dann im 
Juni 2025 war mit dem Zwölf-Tage-Krieg Israels 
gegen Iran der Konflikt endgültig vor der Haus-
tür der Golf-Monarchien angekommen. Letztlich 
war es die Entscheidung Präsident Trumps, Isra-
els Militärkampagne beizutreten und US-ameri-
kanische Luftangriffe auf Irans Atomanlagen zu 
befehlen, die zum sicherheitspolitischen Wende-
punkt führte.

Als Vergeltung für die US-Bombardierung schoss 
Iran am 23. Juni ballistische Raketen auf Katar, 
auf dessen Staatsgebiet mit der US-Militär
basis Al-Udeid der größte Stützpunkt der USA 
im Nahen Osten liegt. Damit war im kleinen 
Emirat ein geopolitisches Alptraumszenario der 
Golf-Staaten wahr geworden: Nach Jahren der 
Sorge davor, in den Sog regionaler Konflikte zu 
geraten, war schließlich ein Mitgliedstaat des 
GCC zum direkten Ziel geworden. Als Katar am 
9. September bei einem Raketenangriff Israels 
auf die in Doha residierenden Hamas-Vertreter 
zum zweiten Mal ins Fadenkreuz geriet, war die 
letzte Illusion von Sicherheit erschüttert. 

Nach den Angriffen auf Katar 
war das arabische Entsetzen 
über die USA hinter den 
Kulissen groß.

Nicht nur konnte Trump die Eskalation nicht 
abwenden, die Herrscher am Golf mussten sich 
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zwischen Saudi-Arabien und Israel. Darüber 
hinaus kündigte Trump an, die „Maximum Pres-
sure“ getaufte Politik der Sanktionierung und 
Isolierung Irans, welche die Richtschnur seiner 
Außenpolitik gegenüber der Islamischen Repu
blik von 2017 bis 2021 gewesen war, wieder aufle-
ben zu lassen.13 Beide außenpolitischen Projekte 
waren damals auf Wohlwollen und Unterstüt-
zung wichtiger GCC-Mitglieder getroffen.

„Maximum Pressure“  
gegen Iran war am  
Golf längst nicht mehr 
anschlussfähig.

Doch die Prioritäten der Golf-Staaten, insbe-
sondere Riads, hatten sich in der Zwischenzeit 
verändert. Dass Saudi-Arabien und die Emirate 
jahrelang zum Ziel hunderter Raketen- und 
Drohnenangriffe der von Teheran unterstützen 
Huthi-Miliz wurden, die im Jahr 2019 kurzzei-
tig die Hälfte der saudi-arabischen Ölproduk-
tion lahmlegten und Anfang 2022 in Abu Dhabi 
mehrere Menschen töteten, hatte ein Umdenken 
ausgelöst. Dass die USA aus Sicht der GCC-Län-
der den aus Teheran angeleiteten Angriffen 
jahrelang tatenlos zusahen, erodierte das Ver-
trauen in US-amerikanische Schutzzusagen und 
sorgte dafür, dass der Golf notgedrungen für 
eine Deeskalation mit der Islamischen Republik 
optierte.

Im Frühjahr 2023 nahm Saudi-Arabien seine 
ausgesetzten diplomatischen Beziehungen zum 
Erzrivalen Iran daher wieder auf. Obwohl die 
Détente-Politik Riads gegenüber Teheran oft 
kaum über Symbolpolitik hinausging, war der 
Austausch zwischen Iran und den Golf-Staaten 
bei Trumps erneutem Amtsantritt trotzdem enger 
als je zuvor in den vergangenen 20 Jahren.14 

„Maximum Pressure“, die der US-Präsident zur 
neuen alten Maxime seiner Iran-Politik erhob, 
war am Golf längst nicht mehr anschlussfähig.15 

Doch nicht nur im Hinblick auf Iran klafften die 
Ansätze in Washington und am Golf auseinander. 

nun die unbequeme Frage stellen, ob seine Poli-
tik nicht sogar (in)direkt dazu beigetragen hatte, 
dass ein Golf-Staat in die Schusslinie geraten war. 
Dass nur Katar getroffen wurde, macht wenig 
Unterschied – das Alleinstellungsmerkmal der 
reichen Staaten am Golf bestand lange in ihrem 
kollektiven Sonderweg als sichere Häfen in einer 
fragilen Nachbarschaft, die Urlauber und Unter-
nehmen, anstatt Raketen, anzogen. So vorteil-
haft das privilegierte Verhältnis zu US-Präsident 
Trump wirtschaftlich auch sein mochte, so wenig 
wären die KI-Deals und Investitionsversprechen 
wert, wenn die Vereinigten Staaten den Status 
der Golf-Staaten als Hort der Stabilität nicht 
schützen oder sogar unterminieren würden.11

Zwar dämpften die Golf-Staaten infolge des 
Doppelschlags auf Katar und eines hastig anbe-
raumten arabisch-islamischen Gipfeltreffens ihre 
öffentliche Reaktion gegenüber den Vereinigten 
Staaten, um Trump nicht zu verärgern.12 Doch 
hinter den Kulissen war das Entsetzen groß. Man 
hatte auf regionalen Frieden gehofft, stattdessen 
bekam man mit den Katar-Angriffen zwei blaue 
Augen verpasst. Wie hatte es trotz des engen 
Verhältnisses zwischen den zentralen Entschei-
dungsträgern in Washington und den Hauptstäd-
ten am Golf zu diesem Scheidepunkt kommen 
können?

Divergierende Visionen für die Region

Hinter dem Enthusiasmus, mit dem die Golf-Re-
gion einer zweiten Trump-Präsidentschaft ent-
gegenfieberte, standen bei genauer Betrachtung 
von Anfang an unterschiedliche strategische 
Prioritäten sowie Bedrohungsperzeptionen der 
Golf-Staaten und der Trump-Administration, 
die weit stärker auseinanderklafften als noch in 
Trumps erster Amtszeit. Dies zeigte sich an zwei 
zentralen Brennpunkten: Iran und Israel.

Donald Trumps Ansatz in der Region schien 
nahtlos an den letzten Tag seiner ersten Amts-
zeit anzuknüpfen. Im Anschluss an das damalige 
Kernstück seiner Nahost-Politik deklarierte er die 
Ausweitung der Abraham-Abkommen mit Israel 
auch zur Priorität seiner zweiten Präsidentschaft – 
vor allem im Hinblick auf eine Normalisierung 
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Nach Lesart der Golf-Staaten hatte Israel mit 
einem immer expansiveren Krieg gegen Iran und 
seine palästinensischen, jemenitischen und liba-
nesischen Stellvertreter eine Eskalationsdynamik 
in der Region angeheizt, welche die Erfolge der 
von Saudi-Arabien angeführten Entspannungs-
politik mit der Islamischen Republik gefährdete. 
Bei Amtsantritt von Trump Anfang 2025 domi-
nierte anders als in dessen erster Präsidentschaft 
nicht mehr die Angst vor einem Ausgreifen Irans 
die strategische Sicht am Golf, sondern eine 
perzipierte Bedrohung der regionalen Stabilität 
durch Israels Kriegsführung.

Eine rasche Ausweitung der Abraham-Abkom-
men, wie sie sich der frisch gewählte US-Präsident 
wünschte, widersprach dieser Bedrohungswahr-
nehmung vollkommen. Ohne dass Normalisie-
rungsbestrebungen mit Israel ganz vom Tisch 
waren, war deren Schwung dennoch längst zum 
Erliegen gekommen.16 

Dass Saudi-Arabien diplomatische Beziehungen 
zu Israel ohne gleichzeitige Errichtung eines 

Palästinenserstaates aufnehmen würde, wie es 
Bahrain und die VAE im Jahr 2020 getan hatten, 
wurde zudem immer unwahrscheinlicher – denn 
längst hatte sich auch die öffentliche Meinung im 
Königreich gedreht. So verlangte Saudi-Arabiens 
Kronprinz Mohammed bin Salman spätestens 
seit Herbst 2024 auch öffentlichkeitswirksam 
eine glaubwürdige und unumkehrbare Perspek-
tive für palästinensische Staatlichkeit als Vor-
bedingung für eine Beziehungsaufnahme mit 
Israel.17 Saudi-Arabiens Außenminister, Prinz 
Faisal bin Farhan, war sogar zur treibenden Kraft 
hinter einer internationalen „Allianz“ geworden, 
welche die Umsetzung der Zweistaatenlösung zu 
ihrem Kernanliegen erhob.18

Wunschdenken am Golf

Dass diese diametral unterschiedlichen Prioritä-
ten nicht früher zum Vorschein traten, ist auch 
der Widersprüchlichkeit und Sprunghaftigkeit 
Trumps geschuldet. Seine janusköpfige Politik 
erlaubte den Golf-Staaten lange Zeit eine selek-
tive Lesart der US-amerikanischen Interessen in 

Demonstration der Geschlossenheit: Kurz nach dem israelischen Angriff am 9. September 2025 auf eine Hamas-
Delegation in Doha fand ein arabisch-islamischer Sondergipfel statt. Die Teilnehmer verurteilten den Angriff 
aufs Schärfste und erklärten ihre uneingeschränkte Solidarität mit Katar. Foto: © Naushad, Imago.
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Präsident Trump war, der 2019 beim iranischen 
Angriff auf Saudi-Arabien tatenlos zugesehen 
hatte. Dass er mit Israels Luftschlägen auf Katar 
eine weitere Attacke auf einen Golf-Staat – noch 
dazu von einem US-Verbündeten ausgeführt – 
nicht abwendete, stellte sicherheitspolitische 
Gewissheiten erneut infrage.

Mit Donald Trump mögen die Golf-Staaten 
einen Partner in Washington haben, mit dem 
sie schnell und einfach starke interpersonelle 
Beziehungen aufbauen konnten und der ihnen 
vielversprechende Wirtschaftsdeals bescherte. 
Doch beim Umgang mit den Regionalmächten 
Israel und Iran sind sich Washington, Riad oder 
Doha zutiefst uneins – mit Konsequenzen für die 
Sicherheit und Stabilität der Golf-Region. Dahin-
ter steckt die Gretchenfrage für die Strategie 
der Golf-Staaten im Umgang mit den USA und 
Donald Trump: Sind persönliche Sympathien und 
freundschaftliche Rituale überhaupt sicherheits-
politisch belastbar? 

Wankelmütige US-Politik als 
Gelegenheit für Europa

Die Bilanz nach dem ersten Jahr der zweiten 
Trump-Administration bleibt widersprüchlich. 
Nach einem euphorischen Start im Frühjahr 
und der Ernüchterung im Sommer könnte zum 
Jahresende eine neue Phase bevorstehen. Im 
Angesicht der Angriffe auf Katar rückten die 
Golf-Staaten zusammen und machten ihre 
Not zur Tugend, indem sie durch gemeinsame 
Verhandlungen mit Trump entscheidend dazu 
beitrugen, dass im Oktober der US-Präsident 
den israelischen Premierminister nicht nur zur 
öffentlichkeitswirksamen Entschuldigung an 
Katar, sondern auch zu einem Waffenstillstand 
und Geiseldeal mit der Hamas bewegte. Dies 
zeigt, dass die Gestaltungsmacht der Golf-Staa-
ten trotz jüngster Rückschläge fortbesteht. Doch 
erneut erhielt diese einen Dämpfer, als der von 
Trump verkündete Gazaplan nach bilateralen 
Nachverhandlungen mit Netanjahu zentrale 
Forderungen der arabischen Staaten wieder 
ausklammerte oder abschwächte.21 Notgedrun-
gen unterstützen die Golf-Staaten den Plan des 
US-Präsidenten trotzdem.

der Region. Während der US-Präsident einer-
seits eine harte Linie gegenüber Iran prokla-
mierte, sinnierte er andererseits darüber, einen 
neuen Atom-Deal mit der Islamischen Republik 
auszuhandeln. Sein Drängen auf eine rasche 
Ausweitung der Abraham-Abkommen schwächte 
Trump mitunter ab, indem er Saudi-Arabien 

„seine eigene Zeit“ dafür einräumte.19 Auch 
Trumps prinzipielle Unterstützung für Israels 
fortlaufende Gegenoffensive gegen die Hamas 
paarte der Präsident mit immer ungeduldigeren 
Forderungen nach einem Waffenstillstand im 
Gazastreifen. 

Die Erwartungen an Trump 
als Friedensstifter blendeten 
aus, dass sein Mantra stets 
„Frieden durch Stärke“ war.

Daher konzentrierten sich die Golf-Staaten prag-
matisch auf die Version des US-Präsidenten, wel-
che besser zu ihren Interessen passte und auf ihre 
Entspannungspolitik einzahlte. Man redete sich 
ein, dass Trump mit seinen Allüren, den Frie-
densnobelpreis zu gewinnen, keine Konflikte 
wolle – auch nicht mit Iran –, sondern letztlich 
ebenso eine stabile Region anstrebe.20 Nach-
dem der US-Präsident seine hastig begonnene 
Militärkampagne gegen die mit Iran verbündete 
Huthi-Miliz ebenso überstürzt wieder abbrach 
und stattdessen bei einem Washington-Besuch 
von Netanjahu Atomgespräche mit Teheran 
ankündigte, dachte man am Golf sogar, eine Käl-
tephase zwischen Trump und dem israelischen 
Ministerpräsidenten auszumachen.

Doch der Blick von der Arabischen Halbinsel nach 
Washington hatte blinde Flecken. Die Erwartun-
gen an Trump als Friedensstifter blendeten aus, 
dass sein Mantra stets „Frieden durch Stärke“ 
war. Als US-amerikanische B-2-Bomber plötz-
lich Bunkerbrecher über Iran abwarfen, war man 
am Golf verwundert, dass Trump – wenngleich 
widerwillig – Netanjahus Krieg beigetreten war. 
Mit anscheinend kurzem Gedächtnis vernach-
lässigte man außerdem, dass es schon einmal 
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Ob sich das Blatt in den US-Golf-Beziehungen 
nun wieder zum besseren wendet, bleibt damit 
unklar. Die wankelmütige US-Politik versetzt die 
GCC-Staaten in ein strategisches Dilemma. Zwar 
sind sie verunsichert, ob das enge Verhältnis mit 
Trump den Golf wirklich verlässlich schützt. 
Doch gleichzeitig haben die Golf-Staaten alles 
auf eine Karte gesetzt – im Sicherheitsbereich 
sind sie so abhängig von den USA wie eh und je. 

Alternativen sind rar. Auch punktuelle Rüstungs
einkäufe aus China oder der Türkei sowie re
gionale Verteidigungsabkommen wie jüngst 
zwischen Pakistan und Saudi-Arabien ändern 
nichts daran, dass kein Staat der Erde dieselbe 
Tiefe und Breite an militärischem Abschreckungs-
potenzial zur Unterstützung der Golf-Staaten 
bieten kann wie die USA.22 Selbst die Volksre-
publik China, welche gegenüber der Arabischen 
Halbinsel in Dschibuti ihre einzige Militärbasis 
im Ausland betreibt und aufgrund der Öl- und 
Gasimporte vom Golf dessen wichtigste Wirt-
schaftspartnerin ist, hat immer wieder gezeigt, 
dass sie nicht im Ansatz bereit ist, eine Rolle als 
Schutzmacht am Golf zu übernehmen23. Nach 
den Angriffen auf Katar herrscht Katerstimmung 
am Golf – doch von den USA abwenden kann sich 
deshalb niemand.

Stattdessen werden die GCC-Länder versuchen, 
ihre Sicherheitspartnerschaft mit den USA wo 
möglich hieb- und stichfester zu machen. We
nige Wochen nach den Luftangriffen auf Doha 
erwirkte Katars Lobbyismus in Washington 
einen präsidentiellen Erlass Donald Trumps, 
der einen Angriff auf das Emirat als Bedrohung 
für die Sicherheit der USA deklariert und den 
Vereinigten Staaten auch militärische Gegen-
maßnahmen vorbehält.24 Zwar ist dies keine 
Artikel-5-Garantie, der Erlass formalisiert US-
amerikanische Schutzzusagen an Katar jedoch 
weiter. Außerdem konnte das Emirat auch die 
Stationierung katarischer Kampfjets auf einem 
Militärstützpunkt in den Vereinigten Staaten aus-
handeln – ein bemerkenswerter Erfolg.25 Auch 
Saudi-Arabien, das über die Jahre immer wieder 
eine NATO-ähnliche Sicherheitsallianz mit den 
USA eingehen wollte, sicherte sich letztlich wäh-
rend eines Washington-Besuchs von Mohammed 

bin Salman im November den begehrten Status 
eines „major non-NATO ally“ der USA. Obwohl 
damit keine expliziten Sicherheitsgarantien ein-
hergehen, verschafft der gleichzeitig verkündete 
Verkauf von amerikanischen F-35 Kampfjets 
an das Königreich Saudi-Arabien militärische 
Hochtechnologie, die im Nahen Osten bislang 
allein Israel vorbehalten war. Aus Mangel an 
Alternativen sucht der Golf also weiterhin sein 
Heil unter dem US-Schutzschirm.

Persönlicher Rapport mit 
Präsident Trump bedeutet 
nicht automatisch auch 
Einfluss auf US-Außen- und 
Sicherheitspolitik. 

Dennoch: Der Umgang der Golf-Staaten mit 
den Vereinigten Staaten unter Präsident Trump 
dient inzwischen weniger zum Vorbild, als man 
noch im Frühjahr 2025 glauben mochte. Bei aller 
Begeisterung über ihren  – auf gewisse Weise 
beachtlichen – Einfluss auf Trump müssen die 
Herrscher am Golf anerkennen, dass auch ihr 
Gewicht in Washington begrenzt ist. An zen
tralen Wendepunkten des ersten Trump-Jahres 
waren selbst die Golf-Staaten nicht mehr als 
Zaungäste.

Daraus ergeben sich auch Lehren für Europa: 
Persönlicher Rapport mit Präsident Trump 
bedeutet nicht automatisch auch Einfluss auf 
US-Außen- und Sicherheitspolitik. Und gegen-
über den Golf-Staaten, mit denen sich Europa 
eine erweiterte Nachbarschaft teilt und die als 
zentrale Gestaltungsakteure im Nahen Osten 
immer wichtiger auch für Deutschlands Außen-
politik werden, könnte die Zeit reif sein, ein 
Alternativangebot zu machen. Eine Partnerschaft 
mit Europa, das zwar langsam agiert, sich aber 
an seine Versprechen hält und institutionelle 
Verlässlichkeit bietet, mag kein Ersatz für die 
US-Partnerschaft sein, aber den Golf-Staaten 
heute vielleicht attraktiver erscheinen als ange-
nommen.
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Dafür muss sich Europas Umgang mit dem 
Golf aber deutlich ändern: Die GCC-Mitglieder 
wollen weder 35 Jahre über ein Freihandels
abkommen mit der EU verhandeln noch im 
bürokratischen Dickicht von Brüssel den zustän-
digen Ansprechpartner suchen. Deutschland 
und Europa könnten von dem rasanten Tempo 
der Wirtschaftsreformen am Golf besser profitie-
ren, wenn sie ihren ökonomischen Austausch mit 
dem Golf stärker vertiefen sowie rascher Inves-
titions- und Innovationspartnerschaften schmie-
den. Dazu müssten sie das Beste von Trumps 
Golf-Politik übernehmen: schnell voranschreiten 
und die Partnerschaft zur Chefsache machen. 
Das für 2026 geplante EU-GCC-Gipfeltreffen 
in Saudi-Arabien ist dafür eine gute Gelegenheit.
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Donald Trumps zweite Amtszeit stellt Mexiko erneut 
vor große Herausforderungen. Wirtschaftlicher Druck 
und sicherheitspolitische Drohungen zwingen die 
mexikanische Regierung in einen Balanceakt zwischen 
nationaler Souveränität und ökonomischer Abhängig-
keit. Präsidentin Claudia Sheinbaum reagiert darauf mit 
ruhiger Diplomatie, indem sie Provokationen vermeidet 
und pragmatisch auf Kooperation setzt, wo dies Mexi-
kos Interessen dient.

Trotz der asymmetrischen Machtverhältnisse bewahrt 
Mexiko eine stabile Verhandlungsposition. Die enge 
wirtschaftliche Verflechtung beider Länder und 
Mexikos Schlüsselrolle in Fragen von Migration und 

Die Trump-Flüsterin
Wie Mexikos Präsidentin mit der 
neuen Politik der USA umgeht

Auf einen Blick

Drogenbekämpfung geben Sheinbaum Handlungs-
spielraum. Ihr Ansatz, Konflikte durch kontrolliertes 
Entgegenkommen zu entschärfen, hat größere Kon-
frontationen bisher verhindert.

Die rote Linie ist für Mexiko die Souveränität und terri-
toriale Integrität des Landes. Äußerungen von US-Seite, 
die diese infrage stellen, werden von Sheinbaum auch 
öffentlich zurückgewiesen.

Präsident Trumps Außenpolitik bleibt durch die Verbin-
dung von Handels-, Sicherheits- und Migrationsfragen 
geprägt. Gleichzeitig erkennt seine Regierung die 
strategische Bedeutung Mexikos an.
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Das System Trump ist ein täglicher Stresstest – für 
die US-amerikanische Demokratie, die Partner-
länder der USA und für die erodierende regel-
basierte Ordnung ohnehin. Mexiko ist davon in 
besonderem Maße betroffen. Der neben Kanada 
einzige direkte Nachbar der USA ist seit Tag eins 
im politischen Leben Donald Trumps dessen prä-
ferierte Zielscheibe. Allerdings, oder gerade des-
wegen, ist Mexiko vielen anderen Regierungen in 
Trumps zweiter Amtszeit weit voraus. Man hatte 
vier Jahre Zeit, sich vorzubereiten, und nicht, wie 
die meisten europäischen Länder, Augen und 
Ohren vor der gefürchteten Möglichkeit seiner 
Rückkehr verschlossen.

Diese Rückkehr hat für Mexiko bis dato in erster 
Linie viel Stress bedeutet, viele Wendungen und 
Drohungen. Sei es hinsichtlich der Strafzölle oder 
einer öffentlich erwogenen militärischen Inter-
vention zur Bekämpfung der Drogenkartelle. 
Die tatsächlichen Auswirkungen sind jedoch – 
ähnlich wie zu seiner ersten Amtszeit – weniger 
schlimm als befürchtet. Mexikos Präsidentin 
Claudia Sheinbaum hatte nach ihrem Amtsan-
tritt im Herbst 2024 nur knapp vier Monate, um 
sich auf Trump einzustellen. Sie verfolgt einen 
sachorientierten, nüchternen Kurs im Umgang 
mit dem US-Präsidenten, vermeidet öffentliche 
Konfrontation und betont zugleich konsequent 
die nationale Souveränität Mexikos sowie den 
Anspruch, bilaterale Beziehungen auf Augen-
höhe mit den Vereinigten Staaten zu führen.

Mexiko kann sicherlich nicht als Verlierer der 
„Trumpschen Abrissbirne“ gelten, auch wenn die 
Grenze zwischen Freund und Feind erfahrungs-
gemäß hauchdünn verläuft. Trump und seine 
Berater wissen nur zu gut um die strategische 
Bedeutung des Landes – insbesondere in wirt-
schaftlicher Hinsicht.1 Einen offenen Handels-
krieg mit den Freihandelspartnern Kanada und 

Mexiko können sie sich schlicht nicht erlauben. 
Zu interdependent sind die Wertschöpfungsket-
ten Nordamerikas, zu nervös die Finanzmärkte, 
zu groß der Einfluss der Automobilhersteller, 
deren Produktionsstätten in Mexiko essenziell 
für die US-amerikanische Volkswirtschaft sind. 
Darüber hinaus halten die Mexikaner zu vielen 
politischen Prioritäten Trumps den Schlüssel 
in den eigenen Händen – speziell hinsichtlich 
Migration und Drogenkriminalität. Dessen ist 
man sich in Mexiko-Stadt bewusst und daraus 
ergibt sich ein gewisser Verhandlungsspielraum. 
Trumps Nervenkostüm darf dennoch niemals 
unterschätzt werden. In seiner Impulsivität 
schadet er im Zweifelsfall auch dem eigenen 
Land und US-amerikanischen Interessen, wenn 
anderswo noch größerer Schaden anzurichten 
ist.

Mexikos Interessen in der asymmetrischen 
Beziehung sind klar definiert: Die Zugänge zum 
US-Markt im Rahmen des Freihandelsabkom-
mens USMCA2 müssen durch die Vermeidung 
von wirtschaftlichen Sanktionen und Zöllen 
gesichert, die politische Souveränität des Landes 
dabei gewahrt bleiben. Der eigene Handlungs-
spielraum ist beschränkt. Man tut gut daran, sich 
pragmatisch und defensiv zu geben, aber nie-
mals unterwürfig zu agieren. Die Betonung von 
gemeinsamen Interessen und das gelegentlich 
geäußerte Verständnis für US-Positionen runden 
einen alles in allem deeskalierenden Ansatz ab. 
Unter der Führung von Sheinbaum hat Mexiko 
noch besser gelernt, mit Trump zu leben. Aktiv 
zu gestalten, vermag man jedoch kaum.

Ungleiche Nachbarn

Die Beziehungen zwischen Mexiko und den 
Vereinigten Staaten sind geprägt von einer his-
torischen Rivalität, generationenübergreifenden 
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Elektronik) angewiesen ist. Man schätzt, dass 
fünf Millionen US-Arbeitsplätze vom Handel mit 
Mexiko abhängen.7

Soziokulturelle Überschneidungen und ihre poli-
tischen Implikationen sind ähnlich relevant, da 
rund 38 Millionen US-Amerikaner8 (mehr als 
11 Prozent der Bevölkerung) mexikanische Wur-
zeln haben. Darüber hinaus schätzt man, dass 
sich, je nach politischer und konjunktureller Lage, 
vier Millionen Mexikaner9 ohne Dokumente in 
den USA aufhalten und wichtige, wenn auch 
unterbezahlte, Lohnarbeit auf Baustellen, in der 
Landwirtschaft und im Dienstleistungssektor 
übernehmen.

Die mexikanischen 
Emigranten sind für den 
US-amerikanischen Staat 
und seine Gesellschaft von 
herausragender Bedeutung. 

Dieses demografische Gewicht bedeutet längst 
politisch-elektoralen Einfluss, vor allem im Süd-
westen. Auch in einigen swing states sind die Mexi-
can Americans zunehmend wahlentscheidend. 
Ihre Anliegen werden analog dazu relevanter in 
Debatten und ihre politische Repräsentation im 
Kongress und den Landesparlamenten kontinu-
ierlich größer.

Die mexikanischen Emigranten sind also für den 
US-amerikanischen Staat und seine Gesellschaft 
von herausragender Bedeutung. Aber auch für 
ihr Heimatland sind sie  – nicht zuletzt wirt-
schaftlich – relevant: Vergangenes Jahr kamen 
laut offiziellen Angaben etwa 64,7 Milliarden 
US-Dollar in Form von Rücküberweisungen 
(remesas) zurück nach Mexiko – dies entspricht 
3,5 Prozent des Bruttoinlandsprodukts. Mehr als 
95 Prozent der remesas kommen aus den USA.10 
Dieses Geld kommt direkt Familien in struktur-
schwachen Regionen zugute und ist somit ein 
stabilisierender Faktor bei der Armutsbekämp-
fung. Schon kleine Abweichungen, verursacht 

familiären Verbindungen, nationalen Traumata, 
vor allem aber von gravierenden Entwicklungs-
unterschieden und Abhängigkeiten. Kurzum: Sie 
könnten komplizierter und vielschichtiger kaum 
sein. Beide Länder teilen eine 3.145 Kilometer 
lange Grenze. Sie ist eine der gefährlichsten der 
Welt, die Grenzregion aber gleichzeitig eine der 
produktivsten weltweit.

Als das NAFTA-Abkommen3 1994 in Kraft trat, 
wurde Nordamerika formell in eine Freihandels-
zone verwandelt. Dies verstärkte die industrielle 
Abwanderung aus den USA, die Politiker wie ins-
besondere Trump später nutzten, um Stimmung 
wahlweise gegen Globalisierung, mexikanische 
Einwanderer oder abgewanderte Industrien zu 
machen. Restrukturierungen kosteten Hundert-
tausende Jobs in den alten Industrieregionen des 
Nordens (rust belt), wovon wiederum viele auf-
grund günstiger Produktions- und Lohnkosten 
in Mexiko angesiedelt wurden.

Mexiko verdankte dem Freihandelsabkommen 
große Industrialisierungsfortschritte und später 
die Integration in globale Handelsströme, aller-
dings verbunden mit gravierenden internen Ent-
wicklungsunterschieden. Während der Norden 
Mexikos eng mit dem angrenzenden Nachbarn 
verwoben und industriell wie infrastrukturell 
stark entwickelt ist, finden sich im Süden sozio
ökonomische Begebenheiten, die man so nicht 
in einem OECD-Land vermuten würde. Darüber 
hinaus ist Mexiko Mitglied der G20 mit der erklär-
ten Ambition, perspektivisch zu den zehn größten 
Volkswirtschaften weltweit aufzuschließen.4

Die Handelsbeziehungen zwischen Mexiko und 
den USA sind stark ausgeprägt, ihre Volkswirt-
schaften in einigen Industriezweigen interdepen-
dent. Beide Länder sind für das jeweils andere 
Land der wichtigste Handelspartner: 2024 ka
men 16 Prozent der US-Importe aus Mexiko, das 
damit noch vor China und Kanada lag.5 Umge-
kehrt gingen mehr als 80 Prozent aller mexika-
nischen Exporte in die Vereinigten Staaten.6 Die 
mexikanische Wirtschaft ist also stark abhängig 
von den USA, wobei die US-Wirtschaft ebenso 
auf Mexiko als Produktionsstandort (Autobauer) 
oder Vorproduzenten (Kabel, Chemie, Metall, 
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etwa durch eine restriktive Migrationspolitik, 
haben signifikante sozioökonomische Auswir-
kungen innerhalb Mexikos.

Donald Trump und Mexiko –  
eine ganz eigene Beziehung

Der Politiker Trump ist ohne Mexiko kaum zu 
denken. Zu der Ergründung seines politischen 
Erfolgs und der Betrachtung des globalen Phä-
nomens, das er entfesselte und personifiziert, 
ist Mexiko fundamental  – sein Wahlsieg 2016 
gründete nicht nur im übertragenen Sinne „auf “ 
dem südlichen Nachbarn und seinen Menschen. 
Mexiko war für Trump ursprünglich ein Symbol 
für alles, was in den Vereinigten Staaten falsch 
lief. Die dynamische Globalisierung seit den 
1980er-Jahren machte die USA in der Spitze 
zwar immer reicher, die Mittelschicht, den Kern 

der US-amerikanischen Gesellschaft also, aber 
relativ gesehen ärmer.11 Industrien wanderten 
ab und Migranten aus Lateinamerika ein. Dass 
die Industrie dank NAFTA häufig gen Mexiko 
abwanderte, verstärkte das Gefühl, dass die USA 
zum Vorteil anderer Länder verarmten.

Mexikaner waren in Trumps 
Reden immer wieder 
Referenzpunkt, stellvertretend 
für alle Migranten, für Gewalt, 
Drogenkonsum und Verfall.

Es mögen in diesem Zusammenhang viele so
ziologische, psychologische und ökonomische 

Staus auf beiden Seiten der Zaragoza International Bridge in El Paso, Texas. Mexiko und die USA teilen sich 
eine 3.145 Kilometer lange Grenze. Sie ist eine der gefährlichsten, dennoch zählt die Grenzregion zu den wirt-
schaftlich produktivsten weltweit. Foto: © Imagn Images, Imago.
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Mexiko war das Symbol für eine neue Grenz-
politik – „we will build a wall!“ Migranten aus 
dem Süden, pauschal „Mexikaner“, unabhängig 
von ihrer tatsächlichen Herkunft, würden Dro-
gen und Gewalt ins Land bringen und müssten 
daher deportiert oder noch besser direkt von 
der Einreise abgehalten werden. Kontrovers 
als Thema, wurde die Mauer zum Sinnbild des 
neuen US-amerikanischen Isolationismus, den 
man historisch mit dem Eintritt in den Zweiten 
Weltkrieg abgelegt hatte. Die Mauer stand für 
den Anspruch, die Souveränität der USA wieder-
zuerlangen. Souveränität definiert sich in erster 
Instanz durch Kontrolle über das Territorium und 
dessen Grenzen. Mexiko, auf der anderen Seite, 
wurde somit auch zum Stellvertreter für eine 
breite Debatte über kulturelle Identität und die 
demografischen Veränderungen im Land.

Faktoren eine Rolle gespielt haben; der stetig 
steigende Anteil der Hispanics12 im Land und 
deren steigender Lebensstandard im Angesicht 
des relativ wie absolut fallenden Wohlstands 
der weißen Mittelschicht sind jedoch der ideale 
Nährboden für Trumps Rhetorik. Die „Zumu-
tung“ eines schwarzen Präsidenten rundete das 
Bild für viele Wähler ab. Durch seine impulsive 
Rhetorik, sein Gebaren als volksnaher Vertre-
ter des echten „Amerikas“, der die abgehobene 
Elite in Washington auf den Boden der Tatsachen 
zurückholen würde, wurde Trump für immer 
mehr Bürger politisch attraktiv. Mexikaner waren 
in seinen Reden immer wieder Referenzpunkt 
und Sündenbock, stellvertretend für alle Migran-
ten, für Kriminalität und Verfall. Sie waren das 
zentrale Motiv einer so simplen wie erfolgreichen 
Wahlkampfstrategie.

Die mexikanische Präsidentin Claudia Sheinbaum empfängt den US-Außenminister Marco Rubio im September 
2025 in Mexiko-Stadt. Besprochen wurden Sicherheitskooperation, Drogenbekämpfung und Migration – unter 
Wahrung der Souveränität Mexikos. Foto: © Zuma Press, Imago.
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In diesem Diskurs war Mexiko auch Symbol 
des globalisierten Handels  – „they are taking 
your jobs!“ In der Wahrnehmung der ländli-
chen US-amerikanischen Bevölkerung hatten 
Freihandel und Globalisierung der Mittel- und 
Unterschicht vor allem geschadet, dem Ausland 
(Mexiko also) massiv genutzt. Firmen und deren 
Eigner, die Eliten in Washington, die den rust belt 
verfallen ließen, hätten so das US-amerikanische 
Volk verraten.

Mit einer berüchtigten Aussage wurden Mexi-
kaner außerdem pauschal als verantwortliche 
Gruppe für Kriminalität und Drogen dargestellt, 
stellvertretend für die schlechte Sicherheits-
lage in US-amerikanischen Städten degradiert – 

„they are bringing crime, they are rapists!“ In 
vielen Reden und Äußerungen stellt Trump bis 
heute einen kausalen Zusammenhang zwischen 
Migranten und den Sicherheitsproblemen seines 
Landes her. Da ein Großteil der konsumierten 
Drogen in der Tat aus Lateinamerika in die USA 
kommt und die beteiligten kriminellen Netz-
werke und Kartelle in der Tat häufig in Ländern 
wie Mexiko beheimatet sind, ist eine gewisse 
Logik hier auch nicht von der Hand zu weisen.13

Insgesamt wird im populistisch-nationalistischen 
MAGA-Diskurs der gemeinsame Gegner somit 
klar definiert und eine Dynamik des „Wir gegen 
die“ etabliert, hinter der sich viele Wähler, auch 
nicht-US-amerikanischer Herkunft, versammeln 
können. Mexiko und Mexikaner waren in diesem 
Zusammenhang häufig das zentrale Bild, der 
gemeinsame Gegner.

Kooperation statt Konfrontation

In Trumps zweiter Amtszeit nun haben sich die 
Schwerpunkte seiner politischen Agenda nur 
geringfügig verschoben. Bereits vor Amtsantritt 
wurde ein Politikwechsel in drei zentralen, grenz
überschreitenden Bereichen angekündigt und 
diese miteinander verknüpft: Handel, Migration 
und organisierte Kriminalität / Drogenhandel.

Noch am ersten Tag im Amt baute Trump mit 
mehreren Dekreten maximalen Druck auf die 
Regierung Mexikos auf, etwa durch die Einstu-

fung der Kartelle als Terrororganisationen und 
einen Erlass, die USMCA-Freihandelspartner 
mit sofortigen Strafzöllen von 30 Prozent zu 
belegen. Nur zwei Tage später, als Reaktion auf 
das hektische Entgegenkommen Mexikos, das 
unter anderem zehntausend Soldaten der Natio
nalgarde an die gemeinsame Grenze entsandte, 
wurden diese Zölle pausiert.14 Ein Deal ganz 
nach dem Geschmack Trumps. Dieser weiß um 
die wirtschaftliche Übermacht seines Landes. 
Für Mexiko wären die Zölle verheerend. Auch 
mit der Ankündigung, die Rücküberweisungen 
von Migranten zu besteuern, wurden mexika-
nische Entscheidungsträger in höchste Alarm-
bereitschaft versetzt.15 Es gilt dann, dem meist 
transaktional denkenden Präsidenten zwar zu 
widersprechen, aber gleichzeitig anderweitig 
entgegenzukommen. Viel offener als andere 
Präsidenten vor ihm verbindet Trump unter-
schiedliche Themenfelder miteinander. Obwohl 
Sicherheit und Freihandel nur teilweise zusam-
menhängen, droht er auf der Ebene Handel, um 
seine Ziele im Bereich Sicherheit zu erreichen. 
Mexiko muss fast alles tun, um den Freihandel 
als solchen zu erhalten, und ist daher bereit, 
Trump Siege zu liefern, zum Beispiel durch eng-
maschigere Kontrollen der eigenen Südgrenze, 
die Verhinderung von illegalen Grenzübertritten 
im Norden oder öffentlichkeitswirksame Enttar-
nungen von Drogenlaboren.16

Eine effektivere Kooperation 
im Sicherheitsbereich ist für 
beide Seiten von Vorteil, um 
Drogenkartelle zu schwächen. 

Allerdings, und das ist zentral für die Betrachtung 
der Dynamik zwischen Trump und Sheinbaum, 
hat die Mexikanerin die Kontrolle über einige sei-
ner zentralen innenpolitischen Wahlversprechen. 
Migranten, Drogen und organisierte Kriminali-
tät kommen aus oder durch Mexiko. Sie könnten 
dort gestoppt werden – oder eben auch nicht.

Im Prinzip ist eine effektivere Kooperation im 
Sicherheitsbereich für beide Seiten das zentrale 
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Politik, Justiz und Militär und gegen die bisweilen 
kaum kontrollierte Migration via Mexiko. Ironi-
scherweise gibt dies wiederum Sheinbaum poli-
tische Deckung, um intern härter durchzugreifen 
und sich dabei vom leichtfertigen Ansatz ihres 
Vorgängers und politischen Ziehvaters Andrés 
Manuel López Obrador zu emanzipieren.20

Es offenbart sich hier die zentrale strategische 
Schwäche Trumps hinsichtlich Mexikos: Migra-
tion, Drogen und Kartellgewalt hängen eng 
miteinander zusammen, sie entziehen sich aber 
direkter US-amerikanischer Kontrolle.

Sobald Trump Mexiko zu sehr brüskiert und man 
dort die Kooperation herunterfährt, gerät der 
US-Präsident in Schwierigkeiten, seine Ankün-
digungen einzulösen. In einem vielschichtigen 
Spannungsfeld wissen die Mexikaner um diesen 
politischen Trumpf, ohne ihn je öffentlich zu 
benennen.

Es lässt sich unter Berücksichtigung der erläu-
terten Dynamiken konstatieren, dass Trump 
Mexiko viel abverlangt und großen Druck aus-
übt. Seine machtpolitischen Instinkte kann er in 
Anbetracht der Lage allerdings nicht rücksichts-
los durchsetzen. Dies gibt Mexiko einen gewissen 
politischen Hebel, um mit ihm ins Geschäft zu 
kommen und eigene Interessen gegenüber Wa
shington zu formulieren oder auf deren Wahrung 
zu pochen. Mehrfach wurde Mexiko inzwischen, 
trotz der Ankündigung von hohen Strafzöllen, 
nach persönlicher telefonischer Intervention von 
Sheinbaum verschont.21

Zum Umgang mit Trump

Die mexikanische Präsidentin wurde bereits 
anerkennend als „Trump-Flüsterin“ bezeich-
net.22 Das mutet etwas euphorisch an, denn bis 
dato sind sich die beiden persönlich nie begegnet. 
Ein geplantes Treffen am Rande des G7-Gipfels 
in Kanada, wohin Sheinbaum von Gastgeber 
Mark Carney eingeladen wurde, kam aufgrund 
der verfrühten Abreise Trumps nicht zustande. 
Dennoch hat sich der US-Amerikaner mehrfach 
ausgesprochen positiv über seine Amtskollegin 
geäußert. Da deren Gespräche nicht öffentlich 

Anliegen, um die Drogenkartelle zu schwächen 
(beidseitiges Interesse), Migration zu minimie-
ren (Interesse der USA) und nationale Souverä-
nität zu wahren (Interesse Mexikos).17 Speziell 
gegenüber dem großen ungeliebten Bruder ist 
die territoriale Integrität heilig: Die mexikani-
sche Präsidentin kann gegenüber den USA viel 
Flexibilität und Entgegenkommen zeigen, denn 
jeder im Land kennt die ökonomischen Abhän-
gigkeiten. Aber unilaterale US-Aktionen auf 
mexikanischem Territorium wären gravierend 
und dürften aus innenpolitischen Gründen nie-
mals hingenommen werden.18 In Washington, 
zum Beispiel in Person von Außenminister Rubio, 
dem aufgrund seiner Latino-Herkunft und poli-
tischen Heimat in Florida ein gewisses Verständ-
nis für die Sensibilitäten südlich des Rio Grande 
nachgesagt wird, weiß man um die Komplexität 
des Themas. Kürzlich betonte Rubio in Mexiko 
wiederholt, auch auf Spanisch, den Respekt für 
die Souveränität des Partners und dankte für 
die enge Zusammenarbeit bei der Bekämpfung 
grenzüberschreitender Kriminalität.

Migration, Drogen und 
Kartellgewalt hängen eng 
miteinander zusammen, sie 
entziehen sich aber direkter 
US-amerikanischer Kontrolle.

Die Einstufung der Kartelle als terroristische 
Vereinigungen räumt Trump nach US-amerika-
nischem Recht die Möglichkeit ein, militärisch 
gegen diese vorzugehen.19 Er hat damit gezielt zu 
Beginn seiner Amtszeit den Ton gesetzt und im 
gleichen Atemzug Tausende eigene Soldaten an 
die Grenze entsandt, vorgeblich zu ihrer Siche-
rung. Kinetische Aktionen, etwa mit bewaffneten 
Drohnen, um Kartelle im Landesinneren Mexi-
kos zu treffen, wären für die hochgerüsteten 
US-Streitkräfte ein Leichtes. Vor dieser Droh-
kulisse, die regelmäßig mit der Ankündigung 
von Strafzöllen unterfüttert wird, erwirkt Trump 
effektiveres Handeln gegen die kriminellen 
Organisationen, die grassierende Korruption in 
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sind, lässt sich ihr Ansatz nicht direkt studieren, 
aber öffentlich getätigte Äußerungen und poli-
tische Maßnahmen geben doch gewissen Auf-
schluss über die gewählten Strategien.

Auf die Androhung von Zöllen reagierte Mexiko 
mit öffentlichen Gesten des Entgegenkommens 
(Festnahme von Kartellmitgliedern und Auslie-
ferung von Drogenbossen, Entsendung von Sol-
daten an die gemeinsame Grenze). Trump wird 
damit implizit recht gegeben und er wiederum 
kann dies innenpolitisch nutzen. Durch direkte 
Sicherheitskooperation machen sich die Mexika-
ner somit nützlich bis unverzichtbar.

In gewissen Punkten darf Präsidentin Sheinbaum 
allerdings nicht nachgeben, denn auch sie hat 
eine eigene innenpolitische Arena zu befrieden. 
Das öffentliche Beharren auf der nationalen Sou-
veränität Mexikos und der eigenen politischen 
Unabhängigkeit zieht klare Grenzen gegenüber 
dem Norden und verschafft ihr nebenbei her-
vorragende Umfragewerte im eigenen Land.23 
Leichte Gegendrohungen sind im Rahmen der 
Zolldiskussion ein probates und gelegentlich 
angewandtes Mittel, um Trump daran zu erin-
nern, dass man ebenfalls 25 Prozent auf alle 
US-Importe erheben und damit US-amerikani-
schen Firmen direkt schaden könnte.

Scharfe Zurückweisungen erfolgen dann, wenn 
Souveränität und nationale Integrität zu offen-
siv infrage gestellt werden. Sowohl im Verhältnis 
zu den USA als auch zu Kanada, das Mexiko zu 
Beginn des Jahres 2025 unter den sprichwörtli-
chen Bus werfen wollte, sah sich Sheinbaum zu 
teils deutlichen Reaktionen veranlasst. Auf den 
Vorwurf, Mexiko trage die alleinige Verantwor-
tung für Drogenhandel und Gewalt in Nordame-
rika, reagierte sie mit dem Verweis, dass Mexiko 
nicht für die Verfolgung krimineller Netzwerke 
außerhalb der eigenen Grenzen zuständig sei. 
Zudem betont die mexikanische Regierung häu-
fig, dass die hohe Nachfrage nach Betäubungs-
mitteln in den USA ein wesentlicher Faktor der 
Problematik sei und bleibe. 

Zum Gegenangriff gehen die Mexikaner vor 
allem über, wenn es um die gravierenden Sicher-

heitsprobleme im eigenen Land geht. Seit Jah-
ren ist bekannt, dass die blutigen Konflikte mit 
geschmuggelten US-Waffen geführt werden. Für 
Mexiko-Stadt ist dies ein zentrales, aber meist 
ignoriertes politisches Anliegen, mit dem sich 
auch das höchste US-Gericht bereits beschäftig-
te.24 Im Norden wird wenig gegen die geschmug-
gelten Waffen unternommen, die jährlich etwa 
30.000 Menschen das Leben kosten.25

Zu guter Letzt sorgen geografische Nähe und 
strukturelle Abhängigkeiten dafür, dass die 
politische Präsenz Mexikos in den Vereinigten 
Staaten ihresgleichen sucht. Es gibt insgesamt 
53 Konsulate im Land, auf regionaler und lokaler 
Ebene sind Tausende Mitarbeiter des Außenmi-
nisteriums angehalten, Kontakte zu pflegen und 
in Wahlkreisen für die Belange und Interessen 
Mexikos und seiner Bevölkerung einzutreten.

Weder Sheinbaum noch ihre Berater scheinen es 
eilig zu haben, das persönliche Treffen der bei-
den Staatschefs nachzuholen. Man erinnert sich 
nur zu gut an die öffentlichen Demütigungen ei
niger Regierungschefs.

Fazit

Es lässt sich feststellen, dass Claudia Sheinbaum 
als erste weibliche Präsidentin Mexikos keine 
leichte Ausgangsposition gegenüber dem Rück-
kehrer im Weißen Haus hatte. Im Gegensatz zu 
vielen Amtskollegen scheint sie allerdings einen 
funktionierenden, sachlichen Umgang mit ihm 
gefunden zu haben.

Trotz wirtschaftlicher Abhängigkeit und eines 
gravierenden Machtungleichgewichts lenkt sie 
die nationalen und persönlichen Beziehungen 
geschickt, wohlwissend um gewisse strategische 
Vorteile, die öffentlich nicht benannt werden 
müssen. So mag das bilaterale Verhältnis beider 
Länder gelegentlich widersprüchlich erscheinen.

Die spezielle Dynamik zwischen den ungleichen 
Nachbarn, zwischen dem erratischen Trump 
und der nüchternen Sheinbaum, kann keine 
Blaupause für andere darstellen, aber gewisse 
Schlussfolgerungen lassen sich dennoch ziehen. 
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Der Fokus im Umgang mit Donald Trump muss 
auf gemeinsamen Interessen und eigenen Stär-
ken liegen, als Antagonist lässt sich kaum gewin-
nen. Auch Sheinbaum gewinnt sicherlich nicht 

„gegen“ Trump, aber sie verliert nicht  – und 
erreicht damit schon mehr als die meisten ihrer 
Amtskollegen weltweit.

Allerdings darf auch im Kontext einer außen-
politischen Analyse Mexikos nicht unerwähnt 
bleiben, dass das Land auch unter Sheinbaum 
weiterhin gravierende Probleme im Innern auf-
weist. Vor allem wurden in den vergangenen 
Jahren eklatante demokratische Rückschritte 
gemacht. Die Regierungspartei MORENA kon-
trolliert neben der Regierung beide Kammern 
des nationalen Parlaments, einen Großteil der 32 
Bundesstaaten und hat insbesondere durch eine 
Justizreform 2024 den mexikanischen Rechts-
staat unterminiert.

Richter auf allen administrativen Ebenen werden 
nun direkt vom Volk gewählt, der ohnehin schon 
grassierenden Korruption sind somit Tür und Tor 
geöffnet.26 Die organisierte Kriminalität kon
trolliert nicht nur Teile des Landes, sondern auch 
Wirtschaft und Politik und terrorisiert die Zivil-
bevölkerung. Die Sicherheitslage ist mindestens 
angespannt und Teile des Landes befinden sich 
de facto nicht unter staatlicher Kontrolle. Kri-
tische investigative Medien werden von Regie-
rungsseite mit Drohungen und Klagen überzogen. 
Die Liste ließe sich beliebig fortführen. Vielleicht 
erkennt Trump, der nicht für seinen besonderen 
Respekt für Demokratie, Gewaltenteilung und 
Transparenz bekannt ist, in Sheinbaum auch 
deswegen eine Schwester im Geiste.

Die Arbeit an diesem Beitrag wurde am 
24. November 2025 abgeschlossen.
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Vor seiner Zeit als Herausgeber der Auslandsinformationen war Dr. Gerhard Wahlers in 
seiner Funktion als Leiter mehrerer Auslandbüros der Konrad-Adenauer-Stiftung auch 
als Autor für die Zeitschrift aktiv. Zu seiner Verabschiedung haben wir aus unserem Archiv 
diesen Artikel ausgegraben, der uns ins Jahr 1996 führt, als Benjamin Netanjahu zum ersten 
Mal israelischer Premierminister wurde.
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Israel nach den 
Wahlen 1996
Likud-Chef Netanjahu neuer Premierminister

Gerhard Wahlers / Jan Senkyr

Artikel lesen unter:  
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Nach der Wiederwahl Donald Trumps haben sich die 
Beziehungen zwischen den USA und Kanada deutlich 
verschärft. Trumps protektionistische Wirtschaftspoli-
tik und seine provokanten Äußerungen zu Kanada als 

„51. Bundesstaat der USA“ entfachten einen neuen Pat-
riotismus und führten zu einem grundlegenden Wandel 
in der kanadischen Außen- und Wirtschaftspolitik. 
Premierminister Mark Carney reagierte mit einer klaren 
Hinwendung zu Europa und verstärkter Kooperation in 
Sicherheits- und Verteidigungsfragen.

Kanada bemüht sich seither, wirtschaftliche Abhängig-
keiten von den USA zu verringern, seine Handelsbezie-
hungen zu diversifizieren und zugleich die militärische 
Zusammenarbeit im NATO-Rahmen zu stärken. 

Ellenbogen rauf, 
Ellenbogen runter
Die Beziehungen Kanadas zu den 
USA unter Donald Trump

Auf einen Blick

Carneys Kurs gilt als pragmatisch: Er sucht Stabilität im 
Verhältnis zu Washington, ohne nationale Interessen zu 
kompromittieren.

Innenpolitisch steht Kanada vor erheblichen Herausfor-
derungen. Die Folgen des Zollstreits, steigende Arbeits-
losigkeit und hohe Lebenshaltungskosten belasten das 
Land. Gleichzeitig sollen Industrie- und Infrastruktur
programme wirtschaftliche Resilienz fördern.

Kanada sieht sich gezwungen, seine geopolitische 
Position neu zu definieren. Angesichts der wachsenden 
Unsicherheit über den Kurs der USA setzt Ottawa auf 
strategische Eigenständigkeit und engere Partnerschaf-
ten mit Europa und dem Indo-Pazifik-Raum.
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Inmitten des globalen Handelskrieges erreichte 
der Konflikt zwischen den einst engsten Part-
nern USA und Kanada im Frühjahr 2025 mit 
gegenseitigen Straf- und Gegenzöllen einen 
neuen Höhepunkt. Nach seinem erneuten Amts-
antritt im Januar setzte US-Präsident Donald 
Trump seine protektionistische Politik der ersten 
Amtszeit fort. Mit Drohungen von Strafzöllen 
in Richtung der Automobil- und Stahlindus-
trie, aber vor allem mit der Forderung nach der 
Annektierung Kanadas als „51. Bundesstaat der 
USA“ entfachte Trump einen fast in Verges-
senheit geratenen kanadischen Patriotismus. 
Die Attacken Trumps hätten laut dem Kanada-
Experten Gerd Braune in Kanada nationale 
Gefühle wie noch nie zuvor ausgelöst und die 
Beziehung zwischen den Nachbarstaaten nach-
haltig verändert.1 Zu Beginn des Wahlkampfes 
sprach Premierminister Mark Carney gar von 
unwiederbringlicher Zerstörung: „Die alte Be
ziehung, die wir zu den Vereinigten Staaten 
hatten und die auf einer vertiefenden Integra-
tion unserer Volkswirtschaften und einer engen 
sicherheitspolitischen und militärischen Zusam-
menarbeit beruhte, ist vorbei.“2

Nach den Erfahrungen mit der ersten Trump-
Administration von 2017 bis 2021 will Kanada 
deshalb jetzt seine „Stärken stärken“, innerstaat-
liche Handelshemmnisse zwischen den Provin-
zen beseitigen und bisherige Abhängigkeiten im 
Bereich der Verteidigung neu ausbalancieren. 
Kanadas Industrie gilt als der größte Investor 
in den USA, aber mit neuen Märkten in Europa 
oder im Indo-Pazifik-Raum ist angesichts der 
protektionistischen Zollpolitik der USA eine 
Diversifizierung und Resilienz der kanadischen 
Handels- und Industriepolitik dringender denn 
je. Als Vorsitzland koordinierte Kanada Mitte 
Juni das Treffen der G7-Staaten in Kananaskis. 
Auf der Tagesordnung standen unter anderem 

Beschlüsse zu Migration, Künstlicher Intelligenz 
und Quantentechnologien sowie zu kritischen 
Rohstoffen. „Die G7 wollen die Abhängigkeit von 
autoritären Staaten wie China verringern und 
eigene Lieferketten für Lithium, Kobalt oder sel-
tene Erden absichern. Sie haben sich außerdem 
darauf verständigt, Investitionen zu erleichtern 
und Partnerschaften mit zuverlässigen Ländern 
zu stärken.“3 

Eine Woche später unterzeichnete Kanada am 
24. Juni in Brüssel ein Abkommen mit der EU 
zur Vertiefung der sicherheitspolitischen Zusam-
menarbeit, um an der EU-Initiative ReArm 
Europe über das Programm Security Action for 
Europe (SAFE) teilzuhaben. Der mit rund 800 Mil
liarden Euro unterlegte Plan „ReArm Europe/
Readiness 2030“ der Europäischen Kommis-
sion will die Verteidigungsfähigkeit Europas 
erhöhen. Das Programm SAFE soll mit 150 Mil-
liarden Euro Kreditoptionen die Interoperabilität 
der EU-Partner stärken.4 Kanada als Nicht-Mit-
glied der EU, das aber der NATO angehört, kann 
womöglich in Anlehnung an den Status Norwe-
gens oder Großbritanniens hier partizipieren und 
so die hohe Abhängigkeit von der US-amerikani-
schen Verteidigungsindustrie verringern.5

Die strategische Ausrichtung Kanadas hin zu 
Europa wurde in den USA erneut kritisch aufge-
nommen. Beim anschließenden NATO-Treffen 
in Den Haag bekannte sich Kanada jedoch zum 
von den USA eingeforderten Fünf-Prozent-Ziel 
aller NATO-Partner und konnte so womöglich 
die US-Regierung vorläufig besänftigen. Wie das 
Land das Ziel umsetzen wird, bleibt abzuwarten. 
Mit dieser Ausrichtung korrigiert Premierminis-
ter Mark Carney die Vorgängerregierung und 
signalisierte den USA, dass Kanada sich nicht ein-
schüchtern lässt, sich aber der Aufgaben im Nord-
amerikanischen Luftverteidigungskommando 
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Der von der Regierung Carney eingeschlagene 
Kurs gegenüber den USA wirkt nach außen ver-
bindlich und unaufgeregt. Carney selbst vermei-
det unnötige Eskalationen. Der bereits von der 
Regierung beschlossene Digital-Services-Tax-
Act wurde kurz vor Beginn der ersten Verhand-
lungen mit den USA über Strafzölle Ende Juni 
zurückgezogen.9 Mark Carney trat dennoch 
nicht als Bittsteller gegenüber US-Präsident 
Donald Trump auf. Während Premierminister 
Trudeau Ende November von Trump noch als 

„Gouverneur des 51. Bundesstaates“ bezeich-
net wurde,10 akzeptierte Trump offenbar den 
neuen kanadischen Premierminister Carney als 
Finanzfachmann.

Premierminister Mark Carney punktete zwar zu 
Beginn seiner Amtszeit außenpolitisch mit der 
Vermittlerrolle Kanadas. Im Herbst 2025 steht 
die kanadische Regierung jedoch bereits vor 
allem innenpolitisch vor Herausforderungen, 
die auf das Verhältnis zu den USA ausstrahlen: 
Dazu gehören der Ausbau der Pipeline-Infra-
struktur, die Beschleunigung des Wohnungs-
baus und die Unterstützung der vom Zollstreit 
betroffenen Unternehmen im Industriegürtel 
zwischen den USA und Kanada. Im Bereich 
des Automobilbaus und der Rohstoff﻿industrie 
sind beide Länder eng miteinander verknüpft. 
Bei stagnierender Industrieproduktion steigt 
in den Regionen auf beiden Seiten zwangsläu-
fig die Arbeitslosigkeit schnell an. Der noch im 
August 2025 beschlossene Strategic Response 
Fund von fünf Milliarden kanadischen Dollar 
soll die Stahl- und Automobilindustrie stützen 
und den drohenden Verlust von bis zu 30.000 
Arbeitsplätzen aufgrund des Zollstreits mit den 
USA verhindern.11 Die schon jetzt hohe Arbeits-
losigkeit birgt Konfliktpotenziale nicht nur mit 
der Opposition. Die in den vergangenen Jahren 
gestiegenen Lebenshaltungskosten im Alltag 
besorgen viele Kanadier. Die Konservativen for-
derten in einem im Oktober vorgelegten Antrag 
die Senkung der Steuern auf Lebensmittel.12

Nach „Elbows-Up“ nun also im Herbst eine ver-
bale Abrüstung, um sich der Bewältigung der in
nerkanadischen Herausforderungen zuwenden 
zu können? Ein erneutes Annähern an die USA 

(NORAD), in der Arktis und im nordatlantischen 
Bündnis mit Europa annimmt. Die Provokationen 
der USA lassen die Kanadier also nicht nur zusam-
men-, sondern vor allem näher an ihre europäi-
schen Verbündeten heranrücken – auch mit einem 
Abkommen im August 2025 zwischen Kanada und 
Deutschland über die Sicherung kritischer Roh-
stoffe.6

Der von der Regierung 
Carney eingeschlagene Kurs 
gegenüber den USA wirkt 
nach außen verbindlich und 
unaufgeregt.

Mark Carney und Donald Trump – 
unterschiedlicher geht es kaum

Kanada erlebte inmitten des Handelskonfliktes 
mit den USA einen kurzen, eher unspektakulä-
ren Wahlkampf. Der Stimmungsumschwung 
zugunsten der Liberalen mit Mark Carney war 
ungewöhnlich stark, die Unberechenbarkeit 
Donald Trumps und der US-Regierung der wich-
tigste Einflussfaktor bei dieser Wahl.7 Nach den 
wechselhaften Jahren unter Justin Trudeau galt 
der ehemalige Zentralbankmanager Mark Carney 
als krisenerfahren. Obwohl die Konservativen 
mit Pierre Poilievre ihr bestes Ergebnis seit 1984 
erzielten, reichte es nicht für den erhofften Wahl-
sieg. Carney konnte mit drei Stimmen Vorsprung 
eine Minderheitsregierung bilden. 

Als Premierminister war er gleich zu Beginn sei
ner Amtszeit und noch vor der Wahl zum Antritts-
besuch zunächst nach Paris und London gereist: 
ein klares Signal an Washington. Erst danach, im 
Mai 2025, traf der kanadische Regierungschef in 
Washington D.C. auf den US-Präsidenten. Die 
Gespräche waren nach Medienberichten von 
gegenseitigem Respekt geprägt. Der kanadische 
Premierminister zeigte sich zwar nicht zufrieden 
mit den Ergebnissen, aber der Verkauf der Inte-
ressen Kanadas stand seiner Aussage nach nicht 
zur Debatte.8
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im Sinne eines „Elbows-Down“ erscheint Car-
ney womöglich nützlicher als eine fortgesetzte 
Konfrontation.

Am 22. August 2025 verdeutlichte Carney bei ei
ner Pressekonferenz, dass Kanada trotz jüngster 
Spannungen nach wie vor die günstigsten Han-
delsbedingungen mit den USA genieße. Um diese 
Position zu bewahren, sollen die im Canada–
United States–Mexico Agreement (CUSMA) 
verankerten Regelungen ausgebaut und alle ver-
bleibenden Zölle auf US-Waren aufgehoben wer-
den – ein Schritt, der ab dem 1. September 2025 
weitgehend den freien Handel zwischen beiden 
Ländern wiederherstellen sollte.13

Kanada – USA: Eine wechselhafte 
Partnerschaft

Die bilateralen Beziehungen zwischen Kanada 
und den USA waren nie konfliktfrei. Die Regie
rungszeit etwa von Pierre Trudeau (1968 bis 1979 
und 1980 bis 1984), Vater des zurückgetretenen 
Premierministers Justin Trudeau, kann als konflikt
reich beschrieben werden. Als noch schwieriger 

galten die Jahre der Wirtschaftskrise ab 1930, als 
der von den USA verabschiedete Smoot-Hawley 
Tariff Act bereits einen Handelskrieg mit Kanada 
und Großbritannien auslöste. „Entsprechend 
schwankte die Wirtschafts- und Handelspolitik 
Ottawas auch in den vergangenen 40 Jahren 
zwischen dem Ziel einer vertieften Integration 
Kanadas in einen nordamerikanischen Markt 
und Bemühungen, die Abhängigkeit gegenüber 
dem großen Nachbarn gezielt zu reduzieren.“14

Kanada-Trump I

Die bilaterale Zusammenarbeit zwischen Kanada 
und den USA hat seit der ersten Amtsperiode 
Donald Trumps unter seiner „America-First“-
Agenda erhebliche Spannungen erfahren. Bereits 
2018 verhängte Trump Strafzölle auf kanadischen 
Stahl und Aluminium, die die wirtschaftliche 
Verflechtung beider Länder gezielt belasteten 
und auch innerhalb der USA kontrovers disku-
tiert wurden. Kurz nach Amtsantritt zog sich die 
US-Regierung zudem aus multilateralen Abkom-
men wie dem Transpazifischen Freihandelsab-
kommen (TPP) zurück. Gleichzeitig stellte Trump 

Unverzichtbar: Kanadas Rohstoffe sind für die Energieversorgung und Industrieproduktion der USA von 
zentraler Bedeutung. Foto: © Larry MacDougal, Imago.
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gewesen, wie der starke Fokus auf Umwelt- und 
Klimapolitik oder auch die Förderung sozialer 
Gerechtigkeit.16 Kanada unter Premierminister 
Justin Trudeau legte seinen Schwerpunkt ebenso 
auf multilaterale Zusammenarbeit. So wurde das 
Pariser Klimaschutzabkommen beibehalten, 
während mit dem Net-Zero Emissions Accoun-
tability Act17 von 2021 Klimaneutralität bis 2050 
angestrebt wird – ein gesellschaftlich nach wie 
vor umstrittener Weg, bei dem insbesondere die 
CO2-Steuer ein zentrales Thema der konservati-
ven Kritik bleibt.

Parallel zu diesen politischen Entwicklungen 
traf der Handelskrieg zwischen den USA und 

die NATO-Mitgliedschaft offen infrage, da er die 
Lastenteilung als unausgewogen und die Beiträge 
europäischer Staaten für ihre eigene Sicherheit 
als zu gering kritisierte. Kanada lag zu diesem 
Zeitpunkt unter dem Zwei-Prozent-Ziel der 
NATO; erst für 2029/2030 wurden 1,76 Prozent 
des BIP als erreichbar angesehen.15

Unter der Präsidentschaft von Joe Biden entspann
te sich das Verhältnis nur kurzzeitig. Aber auch er 
setzte entgegen mancher Behauptungen auf eine 

„America-First“-Politik, wenn auch mit einem ande-
ren Ton und deutlich kooperativer als sein Vor-
gänger. Einige Ziele waren zudem neu und wären 
unter der Trump-Administration so undenkbar 

Regale ohne US-amerikanische Produkte: Die Spannungen zwischen Kanada und den Vereinigten Staaten 
haben eine neue Welle des kanadischen Patriotismus ausgelöst. Verbraucher wählen bewusst Produkte aus 
kanadischer Herstellung. Foto: © VCG, Imago.
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China die kanadische Wirtschaft insbesondere 
in der Stahlindustrie und im Automobilbau hart. 
Zugleich drängte die US-Regierung auf eine 
Neuverhandlung des Freihandelsabkommens 
NAFTA mit Kanada und Mexiko. Dieser Druck 
führte 2018 zum United States–Mexico–Canada 
Agreement (USMCA), das Kanada als Canada–
United States–Mexico Agreement (CUSMA) 
bezeichnet. Das Abkommen sollte Nachteile 
ausgleichen, die US-Produktion stärken und die 
Position der USA durch eine engere Energieko-
operation mit Kanada festigen.

Kanada verstärkte in den 
vergangenen Jahren seine 
Kooperationen mit den 
Ländern des Indo-Pazifik-
Raumes.

Kanada-Trump II 

Mit Trumps zweitem Amtsantritt im Januar 2025 
sanken die bilateralen Beziehungen zwischen 
Kanada und den USA auf einen historischen 
Tiefpunkt. Während die USA ihren konfrontati-
ven Kurs gegenüber China fortsetzen, wird auch 
der Umgang mit den historisch engen Verbün-
deten Kanada und Europa zunehmend rück-
sichtsloser. Die Prioritäten wurden gleich zu 
Beginn unilateral verschoben. Es verdichteten 
sich Hinweise, dass die zweite Amtszeit Trumps 
dem Plan für eine erneute Präsidentschaft, dem 

„Project 2025 – Mandate for Leadership“18, der 
Heritage-Foundation folgt und diesen bis zu den 
Militäreinsätzen in US-amerikanischen Groß-
städten umsetzt.19 Die Drohungen der Trump-
II-Administration gegen Kanada, Grönland oder 
Europa nehmen bewusst eine Beschädigung der 
regelbasierten Ordnung in Kauf. Zwischenzeit-
lich sprach Trump gar von einer militärischen 
Besetzung des selbstverwalteten Grönlands, 
das zum NATO-Partner Dänemark gehört. Das 

„Project 2025“ weist bereits auf die strategische 
Bedeutung Grönlands zur Abwehr Chinas hin.20 
In diesem Jahr kündigte Trump zudem ein Ende 

des USMCA-Abkommens an, erkannte aber 
schnell, dass dies auch in den USA zu erhebli-
chen Nachteilen geführt hätte, und ließ davon ab. 
Stattdessen nutzte die US-Regierung das beste-
hende trilaterale Handelsabkommen, das kanadi-
sche Export-Produkte zu rund 85 Prozent zollfrei 
stelle und somit ein Vorteil für Kanada sei.21

Über dieses Freihandelsabkommen hinaus ver-
stärkte Kanada in den vergangenen Jahren seine 
Kooperationen mit den Ländern des Indo-Pazi-
fik-Raumes. Die Zusammenarbeit mit Australien, 
Neuseeland, Japan und Südkorea ist strategisch 
relevant, um den wachsenden Einfluss Chinas 
zurückzudrängen.

Wirtschaftliche Interdependenzen 
Kanada – USA

Kanada und die Vereinigten Staaten unterschei-
den sich nicht nur bei den Einwohnerzahlen, 
sondern auch der Wirtschaftskraft deutlich. 
Die USA als wirtschaftlich-technologische und 
militärische Supermacht sind mit rund 350 Mil-
lionen Einwohnern und einem BIP von rund 
29,2  Billionen US-Dollar die derzeit stärkste 
Volkswirtschaft der Welt.22 Kanada sieht sich 
mit 41 Millionen Einwohnern und einem Brutto-
inlandsprodukt von rund 2,25 Billionen US-Dol-
lar im Jahr 2024 stets als Mittelmacht und oft im 
Windschatten der USA. Die Waren- und Handels-
ströme Kanadas sind mit rund 70 bis 75 Prozent 
eindimensional in Richtung USA ausgerichtet, 
obwohl der Export um etwa 10 Prozent aufgrund 
der Zollstreitigkeiten und mancher Unsicherhei-
ten zurückgeht.23 „Nicht nur gehen drei Viertel 
der kanadischen Warenexporte in die USA. 
Kanada ist auch das wichtigste Exportziel für die 
USA und der größte Exportpartner für 32 der 50 
Bundesstaaten.“24

Diese Verflechtung zweier Volkswirtschaften hat 
Vorteile, aber ebenso gewichtige Nachteile. Die 
jeweiligen Handelsüberschüsse haben zu unter-
schiedlichen Bewertungen im Handelskonflikt 
geführt. Zu Beginn des Jahres 2025 hat Trump 
dies gegenüber Kanada immer wieder betont, 
wobei der Handelsbilanzüberschuss sich in erster 
Linie auf die Energieexporte Kanadas in die USA 
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1.	 Handelspolitische Emanzipation von den USA 
durch Diversifizierung der Handelspartner in 
Richtung der EU und des Indo-Pazifik-Rau-
mes sowie eine sukzessive Absenkung der 
Integration der kanadischen und US-ame-
rikanischen Wirtschaftszweige. Das ist kein 
neuer Gedanke, aber bisher nicht ausreichend 
umgesetzt.

2.	 Ausbau der industriepolitischen Sicherheits
partnerschaft mit der Europäischen Union 
durch konkrete Projekte im kanadischen 
Haushalt, um das vereinbarte Fünf-Prozent-
Ziel der NATO bis 2030 zu erreichen, unter 
anderem durch Nutzung der EU-Programme 
SAFE und ReArm-Europe.

3.	 Ausbau der Rohstoffindustrie sowie einer 
hinreichenden Energie-, Wasserstoff- und 
LNG-Transportinfrastruktur, um sowohl in 
Richtung USA lieferfähig zu bleiben, aber 
gleichzeitig die Pipeline- und Hafenkapazitä-
ten in West-Ost-Richtung zu erweitern. Diese 
Herausforderungen sind in den zurückliegen-
den Jahren in dieser Konsequenz von Kanada 
nicht erwartet, von der Regierung Justin Tru-
deaus aber auch weitgehend ignoriert worden.

Es wird ungemütlicher für 
Kanada und Europa

Die Erosion der multilateralen Ordnung und der 
Systemwettbewerb fordern die freiheitlichen De
mokratien zunehmend heraus. Die Anerkennung 
geltenden Rechts wird von autoritären Staaten 
immer häufiger durch das Recht des Stärkeren 
ersetzt. Der künftige Weg der USA ist mit hoher 
Unsicherheit behaftet. Kanada setzt anscheinend 
darauf, dass die zweite Amtsperiode Trumps 
vorübergeht und man wieder zur Tagesordnung 
übergehen kann. Diese Hoffnung könnte sich für 
Kanada als trügerisch erweisen, zumal Donald 
Trump nicht zögert, das Instrument der Strafzölle 
bei vermeintlichem Fehlverhalten einzusetzen.29

Geostrategisch und militärisch waren die USA 
und Kanada in den vergangenen Jahrzehnten die 
wichtigsten Bündnispartner außerhalb der Euro-
päischen Union und damit von hoher Relevanz. 

begründete. Kanadas Ressourcenreichtum ist 
für die Energieversorgung, die Automobil- oder 
Stahlindustrie, aber ebenso für die Landwirt-
schaft und damit die Ernährungssicherheit der 
USA von erheblicher Bedeutung. Kanada ist der 
größte Energie-Handelspartner und liefert rund 
60 Prozent der Ölimporte und fast 99 Prozent der 
Erdgasimporte der USA. Es verfügt zudem über 
Rohstoffe, die von existenzieller Bedeutung sind – 
schweres Rohöl aus Ölsanden, Erdgas, Flüssig-
gas, kritische Mineralien und Metalle – und liefert 
rund 85 Prozent des importierten Stroms der 
USA.25 

Dieses Drohpotenzial als Antwort auf die US-
Strafzölle hat Kanada mit Rücksicht auf die 
eigene Industrie nur aufgezeigt, aber nicht ein-
gesetzt. Die Forderungen aus den für die Ener-
gieversorgung verantwortlichen Provinzen sind 
gleichwohl bis heute unüberhörbar.26 Der im 
März 2025 wiedergewählte Premier der Provinz 
Ontario, Doug Ford, drohte gleich zu Beginn des 
Handelskrieges den USA mit einem Exportstopp 
für Energie.27 Das hätte die USA durch steigende 
Energiepreise schwer getroffen und womöglich 
den Handelskonflikt weiter verschärft.

Für Kanada wird es darauf 
ankommen, einen Kurs 
strategischer Resilienz 
einzuschlagen.

Die Abhängigkeit Kanadas von den USA bleibt 
vermutlich weiterhin eine Konstante. Im Jahr 
2024 importierten die USA Waren im Wert von 
rund 476 Milliarden US-Dollar aus Kanada  – 
mehr als aus China (463 Milliarden US-Dollar), 
jedoch weniger als aus Mexiko (562 Milliar-
den), wie das Bureau of Economic Analysis für 
2025 berichtet.28 Entfielen diese Importe nur 
teilweise, wäre dies ein Schaden für die kana-
dische Wirtschaft. Unabhängig von der Dauer 
des Handelskonflikts mit den USA wird es für 
Kanada nach Jahren der Debatte nun darauf 
ankommen, einen Kurs strategischer Resilienz 
einzuschlagen: 
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Eine dauerhafte Störung der bilateralen Bezie-
hungen zwischen Kanada und den USA bliebe 
nicht ohne Folgen für das Nordatlantische Bünd-
nis und die Europäische Union. Setzte sich der 
Handelskrieg zwischen Kanada und den USA fort, 
wären bisherige Erfolge des CETA-Abkommens 
gefährdet. Der Handel zwischen Kanada und 
der EU hat sich seit der faktischen Anwendung 
seit 2017 um 70 Prozent gesteigert.30 Dennoch 
wurde das Freihandelsabkommen bisher in zehn 
Ländern der EU nicht ratifiziert. 

Ob Kanada in einer 
angespannten Haushaltslage 
seine bisherigen NATO-
Zusagen wird halten können, 
darf infrage gestellt werden.

Die im Zollstreit mit den USA angekündigten 
Maßnahmen lassen Preissteigerungen für kana-
dische Produkte erwarten, die im Handel mit 
Europa und auch Deutschland selbst bei Steige-
rungen des Außenhandels mit der EU womög-
lich nicht aufgefangen werden können. Nach 
Angaben des Bundesverbandes der Deutschen 
Industrie werde die wirtschaftliche Zusammen-
arbeit mit Kanada immer bedeutender. „Im Jahr 
2022 erreichte das bilaterale Handelsvolumen 
zwischen Deutschland und Kanada einen neuen 
Rekord. Ausgehend vom Jahr 2021 erfolgte 
eine Steigerung von 28 Prozent auf 20,8 Mil-
liarden Euro, unter anderem durch eine grö-
ßere Ausfuhr deutscher Kfz, Maschinen und 
Elektrotechnik.“31 Das inzwischen erreichte 
Handelsvolumen zwischen Deutschland und 
Kanada käme ins Stocken, was Arbeitsplätze 
auf beiden Seiten des Atlantiks gefährden 
würde. Allein die Verteuerung des importier-
ten Stahls hätte weitreichende Auswirkungen 
auf die deutsche Industrie. Das Institut für 
Wirtschaftsforschung rechnete bereits im Früh-
jahr mit erheblichen indirekten Auswirkungen 
auf die deutsche Stahlindustrie.32 Schon 2018 
haben die sogenannten Umlenkungseffekte 
Tausende von Arbeitsplätzen in der deutschen 

Stahlindustrie gefährdet, was sich hier wieder-
holen könnte. 

Ein weiteres Beispiel wären die Investitionen von 
über fünf Milliarden Euro durch Volkswagen in 
die weltgrößte Giga-Fabrik zur Batterieherstel-
lung für Elektrofahrzeuge in St. Thomas, Onta-
rio. Das Ziel eines zusätzlichen Absatzmarktes in 
Nordamerika wäre nicht nur durch Zollstreitig-
keiten gefährdet, sondern ebenso aufgrund der 
Tatsache, dass US-Präsident Trump den Umbau 
der Automobilindustrie sehr grundsätzlich 
infrage stellt. Die Automobilindustrie in Deutsch-
land würde aufgrund der weltweiten Integration 
inmitten der industriellen Transformation und 
der aktuellen Debatten über eine Verschiebung 
oder gar Streichung des sogenannten Verbren-
ner-Aus erneut geschwächt.

Ob Kanada in einer angespannten Haushaltslage 
seine bisherigen NATO-Zusagen wird halten kön-
nen, zur Stärkung der NATO-Ostflanke bis 2026 
rund 2.000 kanadische Soldaten in Lettland zu 
stationieren,33 und gleichzeitig in die Modernisie-
rung von NORAD und in neue Kapazitäten zum 
Schutz der Nord-Flanke der NATO entlang der 
Arktis bis zu den nordischen Staaten Europas zu 
investieren, darf zumindest infrage gestellt werden. 

Sollte also die bisherige multilaterale Ordnung 
im „Globalen Norden“ einer einseitig den Interes-
sen der USA dienenden Politik weichen müssen, 
wäre dies tatsächlich die schon vor zehn Jahren 
vom Politologen Matthias Kennert beschriebene 
Phase der Multipolarität, die eher Instabilität und 
Krisenanfälligkeit bedeute.34

Laut einer Analyse der Stiftung Wissenschaft und 
Politik befinden sich die USA inzwischen im Pro-
zess „von einer Demokratiekrise zur Staatskrise“ 
und es sei „mit einem neuerlichen Autokratisie-
rungsschub“ zu rechnen.35

Die bisherige militärische Lastenteilung im west
lichen Bündnis wird zumindest vonseiten der 
USA nicht mehr akzeptiert. Das Fünf-Prozent-
Ziel steht letztlich als Symbol für eine klare Auf
gabenverschiebung innerhalb der NATO in Rich-
tung Europa und Kanada.
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In geopolitisch unsicheren Zeiten ist eine Neu-
ausrichtung Kanadas nicht ohne Risiko, ein 
Beitritt zur EU nach Artikel 49 des Vertrags über 
die Europäische Union (EUV) unwahrscheinlich. 
Kanada ist territorial kein europäisches Land. Ein 
Status vergleichbar mit dem Norwegens wird der-
zeit nicht zu den obersten Prioritäten Kanadas 
gehören, zumal dies eine Anerkennung europä
ischer Regularien voraussetzt – eine Debatte, die 
Kanada noch nicht geführt hat. 

Vielmehr wird Kanada die einseitigen Dependen-
zen von den USA erneut hinterfragen müssen. Es 
ist zweifelsohne im kanadischen Interesse, unab-
hängiger auf geopolitische Herausforderungen in 
Zeiten von Handelskriegen und Cyber-Angriffen 
reagieren zu können. Je weiter sich die USA aber 
mit Donald Trump isolieren oder gar, wie His-
torikerin Anne Appelbaum es formulierte, selbst 
in „Richtung einer Autokratie entwickeln, in der 
Medien manipuliert und die Presse- und Mei-
nungsfreiheit eingeschränkt werden“36, desto 
drängender richtet sich der Blick auf Kanada.

Die derzeit wahrscheinlichste Option ist jedoch, 
dass Kanada darauf setzt, die bilateralen Bezie-
hungen zu den USA wieder ausreichend zu stabi-
lisieren. Kanada hatte es sich genauso wie Europa 
im Windschatten der USA mehr oder weniger 
bequem eingerichtet. Der Weckruf aber hallt 
noch lange nach.
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Seit dem Ende des Krieges 1975 hat sich Vietnam von 
einem zerstörten Land zu einer dynamischen Export
nation entwickelt. Mit der Reformpolitik doi moi öffnete 
es sich 1986 der Marktwirtschaft und strebt an, bis 
2045 eine Industrienation mit hohem Einkommen zu 
werden.

Die Beziehungen zu den USA wandelten sich von 
der Kriegsaufarbeitung zu enger wirtschaftlicher und 
strategischer Zusammenarbeit. Unter Präsident Biden 
erreichten sie 2023 mit einer „Umfassenden Strategi-
schen Partnerschaft“ ihren Höhepunkt.

Nach guten Erfahrungen während Trumps erster 
Amtszeit blickte Hanoi zunächst positiv auf dessen 

Wiederwahl, um schnell negativ überrascht zu werden. 
Nach der Verhängung eines 46-Prozent-Zolls reagierte 
Vietnam umgehend und handelte eine Reduktion auf 
20 Prozent aus.

Die abrupte Einstellung von USAID-Programmen 
gefährdete jedoch Projekte zur Beseitigung von Kriegs
folgen und erschütterte das Vertrauen zwischen beiden 
Staaten.

Vietnam setzt auf wirtschaftliche Diversifizierung und 
technologische Weiterentwicklung. Mit seiner Bam-
busdiplomatie balanciert es geschickt zwischen den 
Großmächten, um zur Not auch einen Rückschlag im 
Handel mit den USA verkraften zu können.

Auf einen Blick
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Unabhängigkeit
Die Beziehungen zwischen Vietnam  
und den USA unter Trump 2.0

F
o

to
: ©

 Z
u

m
a P

re
ss, Im

ag
o

.



51

Als die Kämpfer des kommunistischen Nordviet
nams im April 1975 in Saigon einmarschierten 
und den Zaun der US-Botschaft durchbrachen, 
war die Supermacht USA endgültig in ihre 
Schranken verwiesen. Der Demokratischen Re
publik Vietnam, die Ho Chi Minh 1945 ausgeru-
fen hatte, war es gelungen, einen der brutalsten 
Konflikte des 20. Jahrhunderts für sich zu ent-
scheiden. Damit endete die mehr als 100 Jah
re währende Geschichte von Kolonialisierung 
und ausländischen Interventionen in Vietnam. 
So groß der Jubel in Hanoi war, die Wiederver-
einigung von Nord und Süd zur Sozialistischen 
Republik Vietnam im Jahr 1976 brachte noch kein 
Ende des Leids: Durch den Krieg war das Land 
großflächig zerbombt, verseucht und traumati-
siert. Um das kommunistische Vietnam größt-
möglich zu isolieren, verhängten die USA direkt 
nach Kriegsende ein Handelsembargo. In den 
Folgejahren der sozialistischen Planwirtschaft 
lebte ein Großteil der Bevölkerung am Existenz-
minimum und Nahrungsknappheit war keine 
Seltenheit. 

Im Jahr 1986 legte Vietnam schließlich mit sei-
ner Politik der Erneuerung (doi moi), nach dem 
Vorbild der Volksrepublik China, den Grund-
stein für eine marktwirtschaftliche Entwicklung. 
Nachdem es größere Anreize gab, eine möglichst 
effektive Landwirtschaft zu betreiben, produ-
zierte das Land innerhalb weniger Jahre einen 
Überschuss an Reis. Mit diesem Produkt begann 
auch der Außenhandel. Als sich das Land immer 
mehr der Weltwirtschaft zuwandte, hoben die 
USA unter Präsident Clinton 1994 schließlich 
ihr Embargo auf. Im Jahr darauf wurden diplo-
matische Beziehungen zwischen Washington 
und Hanoi aufgenommen. Im Zuge seiner Öff-
nung stellte Vietnam klar, dass es auf der Welt-
bühne nicht wieder zwischen die Fronten geraten 
würde. In seinem Weißbuch aus dem Jahr 1998 

formalisierte es erstmals eine Politik der „Drei 
Neins“, nach der Vietnam keine militärischen 
Allianzen eingehen würde, keine ausländischen 
Militärbasen im eigenen Land dulden würde und 
in keiner Form die eigenen Ressourcen gegen 
Dritte einsetzen dürfte. Im Jahr 2019 fügte Viet-
nam ein viertes „Nein“ hinzu, wonach das Land 
jegliche Form von Gewalt und deren Androhung 
zur Durchsetzung nationaler Interessen verur-
teile. 

50 Jahre nach dem Ende des Krieges, der in Viet-
nam heute der „Amerikanische Krieg“ genannt 
wird, hat sich das Land in eine dynamische 
Volkswirtschaft gewandelt. Seit 1985, als das 
Pro-Kopf-Einkommen noch bei 238 US-Dollar 
lag, hat es sich um den Faktor 20 erhöht und lag 
im Jahr 2024 bei 4.717 US-Dollar.1 Angespornt 
von der rasanten wirtschaftlichen Entwicklung 
der vergangenen 40 Jahre hat sich die politische 
Führung in Hanoi das Ziel gesetzt, ihr Land bis 
2045, dem 100-jährigen Jubiläum der Staats-
gründung, in eine Industrienation mit hohem 
Einkommen zu entwickeln. Der Motor für diese 
riesigen Ambitionen ist Vietnams exportorien-
tiertes Gewerbe. In dieser Disziplin ist Vietnam 
fast mit keinem anderen Land zu vergleichen: Im 
Jahr 2023 trugen die Ausfuhren von Waren und 
Dienstleistungen laut Weltbank 86,47 Prozent 
zu seiner Wirtschaftsleistung bei – verglichen 
mit einem Weltdurchschnitt von 45,02 Prozent, 
in dessen Größenordnung auch Deutschland 
rangiert. Eine offensichtliche Schwachstelle die-
ses Modells ist der Anteil von Vietnams Expor-
ten in die USA; sie machen rund 30 Prozent des 
vietnamesischen Bruttoinlandsprodukts aus.2 
Gleichzeitig ist Vietnam in besonderem Maße 
auf China als Quelle von Rohstoffen und Bautei-
len für die eigene Exportwirtschaft angewiesen. 
In beide Richtungen besteht daher ein großes 
Abhängigkeitsverhältnis.

America First, die Zweite. Wie die Welt mit Donald Trumps Außenpolitik umgeht

Lewe Paul ist Leiter des Auslandsbüros Vietnam  
der Konrad-Adenauer-Stiftung.

Der Autor

https://ogy.de/za6c


52

Das Jahr 2025 markiert auch das 30-jährige 
Jubiläum der diplomatischen Beziehungen zwi-
schen Vietnam und den USA. In den Anfangs-
jahren konzentrierten sich die Beziehungen auf 
die Aufarbeitung des Krieges, den die USA zwi-
schen 1965 und 1973 mit massiver Zerstörung in 
Vietnam führten. Zu dieser Aufarbeitung gehör-
ten humanitäres Engagement und Abhilfen zur 
Überwindung der Folgeschäden durch das als Ent
laubungsmittel eingesetzte Gift „Agent Orange“3. 
Ab den 2000er-Jahren nahm Handel eine zuneh-
mend wichtige Rolle im Verhältnis der beiden 
Länder ein und mit dem ersten Hafenbesuch 
eines US-amerikanischen Marineschiffs im Jahr 
2003 signalisierten Hanoi und Washington eine 
weitere Normalisierung der Beziehungen. Unter 
Präsident Obama gingen die USA und Vietnam 
2013 eine „Umfassende Partnerschaft“ ein, in 
der – neben vielen anderen Bereichen, von Bil-
dung bis Klimawandel – auch eine Kooperation 
in der maritimen Sicherheit festgeschrieben war. 
Auch wenn dieses Niveau der Partnerschaft nur 
Rang drei in der diplomatischen Hierarchie Viet-
nams bedeutet, legten die beiden Länder damit 
den Grundstein für eine vertiefte Zusammenar-
beit. Mit Nguyen Phu Trong besuchte 2015 erst-
mals ein Generalsekretär der Kommunistischen 
Partei Vietnams die USA.4 Im Jahr 2016 war die 
Vertrauensbasis so gewachsen, dass Obama die 
Entscheidung traf, ein bis dahin gültiges Waffen
embargo gegen Vietnam aufzuheben.

Wenn zwei sich streiten …

Wie in vielen anderen Kontexten markiert die 
erste Präsidentschaft von Donald Trump einen 
besonderen Punkt in den bilateralen Beziehun-
gen. In der Rückschau ging Vietnam als einer 
der Gewinner aus dieser Episode hervor, die 
von einem Streit zwischen China und den USA 
geprägt war. Das bilaterale Handelsvolumen 
stieg von rund 52 Milliarden US-Dollar im Jahr 
2016 auf mehr als 112 Milliarden US-Dollar im 
Jahr 20215, wobei das Handelsdefizit für die USA 
immer größer wurde: Während die US-ame-
rikanischen Ausfuhren bei circa 11  Milliarden 
US-Dollar stagnierten, stiegen die vietnamesi-
schen Exporte sprunghaft an. In diesem Zuge ver-
größerte sich die Bandbreite des produzierenden 

Gewerbes in Vietnam erheblich. Als Trump 
kurz nach seiner ersten gewonnen Wahl zum 
Präsidenten die USA aus dem bis dahin lange 
vorbereiteten Handelsabkommen Trans-Pa-
cific Partnership zurückzog, zeigte sich Hanoi 
enttäuscht, unterstützte aber nach Kräften die 
Alternative ohne die USA: Der APEC-Gipfel 2017 
in Da Nang wurde ein Wegbereiter für die Unter-
zeichnung des Comprehensive and Progressive 
Agreement for Trans-Pacific Partnership 2018 in 
Chile. Auch mit der EU wurden erfolgreich Ver-
handlungen geführt: Das EU-Vietnam Free Trade 
Agreement wurde 2019 unterzeichnet und ist seit 
August 2020 in Kraft, als zweites Freihandelsab-
kommen der EU in Südostasien (nach Singapur). 

Groß- und Regionalmächte 
sind sich der Rolle Vietnams 
als wirtschaftlicher Motor und 
politischer Stabilitätsanker 
bewusst.

Die Beziehungen zwischen Hanoi und Washing
ton erreichten ihren bisherigen Höhepunkt un
ter der Präsidentschaft von Joe Biden, als die 
beiden Länder 2023 eine „Umfassende Strategi-
sche Partnerschaft“ eingingen. Vorausgegangen 
waren Besuche des damaligen US-Verteidi-
gungsministers Lloyd Austin und der Vizeprä-
sidentin Kamala Harris sowie eine prominente 
Beteiligung US-amerikanischer Rüstungsun-
ternehmen bei Vietnams erster internationaler 
Rüstungsmesse im Dezember 2022.6 Die neue 
Ebene der diplomatischen Beziehungen war ein 
Ausdruck steigender wirtschaftlicher Verflech-
tung und größeren Vertrauens in sicherheits- und 
rüstungspolitischen Fragen. Gleichzeitig mani-
festierte sich in diesem Upgrade die Bambus
diplomatie7, für die Vietnam inzwischen bekannt 
geworden ist. Nachdem Vietnam eine Umfas-
sende Strategische Partnerschaft, als höchste 
Ebene seines diplomatischen Repertoires, bereits 
mit China (2008), Russland (2012) und Indien 
(2016) geschlossen hatte, nahm die Schlagzahl 
dieser Übereinkommen ab 2022 rapide zu: Vor 
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2018 bis 2022 seinen Anteil an den Einfuhren der 
USA, insbesondere im Bereich der Mobiltelefone 
und anderer elektronischer Geräte, von 4,6 auf 
15,5 Prozent steigern. Bezeichnenderweise fiel 
der Anteil Chinas im Handel mit den USA für 
dieselbe Sparte in diesem Zeitraum von 63 auf 
48 Prozent.8 Auch in diplomatischer Hinsicht 
konnte sich Hanoi während Trumps erster Prä-
sidentschaft profilieren: Im Februar 2019 wurde 
Vietnams Hauptstadt zum Schauplatz des zwei-
ten Gipfeltreffens zwischen Trump und Nordko-
reas Diktator Kim Jong Un. Obgleich das Treffen 
keine besonderen Ergebnisse lieferte und sogar 
vorzeitig beendet wurde, bekräftigte es Vietnams 
Anspruch, als unabhängiger, stabiler und zuver-
lässiger Akteur wahrgenommen zu werden.

Die Bestürzung über  
Trumps Zollsatz von  
46 Prozent war groß.

Da Trumps erste Regierungszeit in Vietnam 
mit einer positiven Entwicklung verknüpft war, 
fiel die Reaktion auf seine erneute Wahl zum 
Präsidenten im Jahr 2024 in Vietnam deutlich 
optimistischer aus als in Europa. Die USA waren 
als Absatzmarkt und damit als Rückgrat der viet-
namesischen Industrie zu diesem Zeitpunkt fest 
etabliert, gekoppelt mit einer starken Importab-
hängigkeit von China für die eigene Produktion. 
Um bis zum Jahr 2045 den anvisierten Aufstieg zu 
einer Industrienation zu schaffen, muss die Kom-
munistische Partei den stark exportorientierten 
wirtschaftlichen Trend nicht nur beibehalten, 
sondern gleichzeitig in der Wertschöpfungskette 
einige Stufen nach oben klettern. Das Land ist in 
besonderem Maße auf Investitionen angewiesen, 
die technisches Know-how fördern und kompli-
zierte, wertsteigernde Produktionsverfahren in 
Vietnam ermöglichen, um sein BIP über einen 
bestimmten Punkt zu bringen und das Szena-
rio einer middle-income trap9 abzuwenden. Ein 
einschlägiges Beispiel dafür ist eine Investition 
von Nvidia von 250 Millionen US-Dollar in die 
angehende Zuliefererindustrie für Halbleiter 
in Vietnam.10 Diese und weitere Investitionen 

den USA trat Südkorea diesem Kreis bei, kurz 
darauf Japan und bis heute folgten mit Malaysia, 
Indonesien und Singapur drei südostasiatische 
Partner, Australien und Neuseeland als Vertre-
ter des Indo-Pazifiks sowie Frankreich als erstes 
europäisches Land. Ende Oktober 2025 machte 
das Vereinigte Königreich diesen Schritt, nach-
dem Generalsekretär To Lam von Premiermi-
nister Keir Starmer in London empfangen wurde.

Dieses diplomatische Austarieren zeigt auf, wie 
sehr Hanoi darauf bedacht ist, Abhängigkeiten 
zu minimieren und seinen Anspruch auf Neu-
tralität zu verankern. Gleichzeitig deutet die 
Ausweitung der Umfassenden Strategischen 
Partnerschaften auch darauf hin, dass sowohl 
Groß- als auch Regionalmächte ein eigenes Inte-
resse an engen Beziehungen zu Hanoi haben und 
sich der Rolle Vietnams als ein wichtiger wirt-
schaftlicher Motor und politischer Stabilitätsan-
ker in Südostasien bewusst sind. Dies gilt umso 
mehr im Falle der USA, die im Zuge der Aufwer-
tung die zweite Stufe des vietnamesischen diplo-
matischen Werkzeugkastens – die „Strategische 
Partnerschaft“ – übersprangen. Besonders greif-
bar wird das wachsende politische Kapital Viet-
nams in einer Reihe von Besuchen auf höchster 
Ebene. In den Jahren 2023 bis 2024 erwarb sich 
Vietnam das Alleinstellungsmerkmal, in einem 
Zeitraum von neun Monaten die Präsidenten 
Biden, Putin und Xi jeweils zu Staatsbesuchen 
empfangen zu haben. 

Vietnams Platz in Trumps Zoll-Universum

Um Vietnam in die Zollpolitik von Trump 2.0 
einzuordnen, muss man sich vor Augen führen, 
auf welche Weise Vietnam während der ersten 
Präsidentschaft von Donald Trump profitieren 
konnte. In dieser Zeit hatte Trump zwar bereits 
Handelsbarrieren als politisches Druckmittel ein-
gesetzt, seine Maßnahmen richteten sich aller-
dings in erster Linie bilateral gegen China. In der 
Folge verlagerten viele chinesische und interna-
tionale Unternehmen ihre Produktion in andere 
Länder, wobei Vietnam sich durch ein niedriges 
Lohnniveau und verlässliche Rahmenbedingun-
gen hervorhob. Angetrieben durch die Handels
politik unter Trump 1.0, konnte Vietnam von 
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gingen einher mit dem Aufschwung, den die 
Beziehungen seit rund einem Jahrzehnt erfuhren, 
und wurden in zeitlicher Nähe zur Aufwertung 
der Partnerschaft 2023 getätigt. 

Umso größer war die Bestürzung, als Donald 
Trump am 2. April 2025 einen „reziproken“ Zoll-
satz von 46 Prozent gegen Vietnam verhängte.11 
Obwohl Vietnam im Vorfeld des „Liberation 
Day“ bereits angefangen hatte, Handelsbarri-
eren gegenüber den USA abzubauen, fand sich 
das Land in Trumps neuem Zoll-Universum ganz 
oben wieder und war unter den ASEAN-Staa-
ten hinter Kambodscha (49 Prozent) und Laos 
(48  Prozent), die beide aber deutlich weniger 
wirtschaftlich mit den USA verflochten sind, am 
stärksten betroffen. Es dauerte nur zwei Tage, 
bis To Lam, Generalsekretär der Kommunisti-
schen Partei Vietnams, nach der Zollankündi-
gung mit Donald Trump telefonierte. Mit dieser 
schnellen Reaktion und der Versicherung, dass 
Vietnam seinerseits weitere Erleichterungen 
für die USA schaffen würde, zeigte To Lam sei-
nem Gegenüber in Washington, wie wichtig 
ihm eine Einigung war. Der umgehende Anruf, 
den Donald Trump auf Truth Social lobend her-
vorhob12, verdeutlichte auch den unbedingten 
Willen Vietnams, selbstbewusst für seine eige-
nen Interessen einzutreten und im Wettbewerb 
mit anderen Staaten nicht ins Hintertreffen zu 
geraten. Anfang April waren Konsultationen der 
ASEAN-Finanzminister zur wirtschaftlichen Ent-
wicklung der Region vorgesehen. Anstatt diese 
Gelegenheit unter Führung der malaysischen 
ASEAN-Präsidentschaft für eine abgestimmte 
Position gegenüber den USA zu nutzen, ging 
es der vietnamesischen Staatsführung offen-
bar darum, möglichst rasch die bestmöglichen 
Voraussetzungen für ein bilaterales Übereinkom-
men mit den USA zu schaffen.

Anfang Juli, unmittelbar nach dem Ablauf der 
von Trump gewährten Schonfrist von 90 Tagen, 
in der ein Zollsatz von 10 Prozent galt, konnte 
Vietnam als drittes Land – nach dem Vereinig-
ten Königreich und China – eine Einigung mit 
den USA vorweisen. Statt der angedrohten 

Wichtige Säule der US-vietnamesischen Beziehungen: 
Auch 50 Jahre nach dem Ende des Vietnamkriegs werden 

weiterhin Minen und Blindgänger geräumt, wie hier in 
Quang Binh. Die US-Unterstützung für solche Projekte 

war in den vergangenen Jahrzehnten entscheidend, um 
zwischen beiden Ländern Vertrauen aufzubauen.  

Foto: © Anadolu Agency, Imago.
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entscheidend ist letztlich jedoch, dass Vietnam 
damit unter dem Gesichtspunkt der Wettbe-
werbsfähigkeit im regionalen Vergleich keinen 
Schaden davontrug. Allerdings behielt sich die 
US-Regierung vor, auf Durchgangsausfuhren 
eine höhere Abgabe von 40 Prozent zu erheben. 

46  Prozent, die einem Totalschaden gleichge-
kommen wären, sah sich Vietnam nun einem 
angepassten Satz von 20 Prozent ausgesetzt.13 
Berichten zufolge hatten sich sowohl Verhand-
ler als auch Unternehmer auf vietnamesischer 
Seite ein deutlich besseres Ergebnis erhofft14, 
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Nach traditionellem Verständnis betrifft dies 
jene Waren, die nach der Einfuhr in Vietnam 
schlicht mit einem neuen Etikett versehen und 
dann weiterverschifft werden. Beobachter der 
US-Handelspolitik gehen aber davon aus, dass 
Washington die Definition für Durchgangsex-
porte auf enger gefasste Herkunftsregeln aus-
weiten wird und dann auch Waren betroffen sein 
werden, bei denen der Großteil der Komponen-
ten aus einem Drittland stammt, auch wenn die 
Weiterverarbeitung und Herstellung des End-
produkts im exportierenden Land erfolgt.15 Für 
Vietnam ergeben sich daraus zwei Handlungs-
imperative: Erstens muss es sich umso mehr 
darum bemühen, von der klassischen Produkt-
fertigung in die breitere Herstellung von Bautei-
len zu expandieren; zweitens muss es versuchen, 
sich soweit wie möglich von seiner Abhängigkeit 
von den USA als Konsummarkt zu lösen. Mit 
dieser Zielsetzung hat Premierminister Pham 

Minh Chinh im September angekündigt, noch 
in diesem Jahr weitere Handelsabkommen 
mit dem Mercosur und den Staaten des Golf-
Kooperationsrats zu schließen.16

Der Abbau von USAID zog 
Programmen zur Aufarbeitung 
von Kriegsfolgen den Boden 
unter den Füßen weg.

Wenn Transaktionalismus zu kurz greift

Abseits der Zollpolitik gab es zwei weitere mar-
kante Entwicklungen in den ersten Monaten 
der zweiten Amtszeit Trumps. Die erste betrifft 
Trumps transaktionalen Stil der Außenpolitik, 
den er seit Januar 2025 noch radikaler umsetzt 

Bambusdiplomatie: Vietnam schließt zunehmend Umfassende Strategische Partnerschaften – so wie bereits 
2012 mit Russland. Im September 2025 trafen sich Wladimir Putin und sein vietnamesischer Amtskollege 
Luong Cuong in Peking. Foto: © Zuma Press, Imago.
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stationierten US-amerikanischen Diplomaten 
Washington zum Umdenken.18 Vietnam verzich-
tete auf eine großangelegte öffentliche Bekannt-
machung dieser Vorfälle, allerdings äußerte das 
vietnamesische Außenministerium am 13. Feb-
ruar Bedenken zu der Einstellung der Aufberei-
tungsprogramme und ging dabei ausdrücklich 
auf Bien Hoa ein.19 Anfang März reagierte die 
Trump-Administration schließlich und ließ 
die Arbeit wieder aufnehmen. Im September 
erreichte das Projekt schließlich einen Meilen-
stein: Nach sechsjähriger Laufzeit übergab die 
US-Botschaft Zertifikate an das vietnamesische 
Verteidigungsministerium über die Dekontami-
nierung von sechs Hektar Land auf dem Gelände 
des ehemaligen Stützpunktes, was in etwa der 
Hälfte der betroffenen Fläche entspricht.20 Ob 
das Projekt fortgesetzt wird, ist zum jetzigen 
Zeitpunkt noch offen.

Die Dramatik um das Rehabilitationsprojekt in 
Bien Hoa zeugt mindestens von Unwissen und 
Kurzsichtigkeit und schlimmstenfalls von Gleich-
gültigkeit aufseiten der Entscheidungsträger in 
Washington. Das Beispiel zeigt, wie die radikale 
Fokussierung auf reine Transaktionen zur Förde-
rung von US-amerikanischen Interessen ihr Ziel 
verfehlen kann. Die Bedeutung der Aufbereitung 
von Folgeschäden des Kriegs ist im Verhältnis 
der beiden Länder kaum überzubewerten und 
wurde letztlich von der US-Regierung erkannt. 
Dennoch lässt sich festhalten, dass ein vermeid-
barer diplomatischer Schaden eingetreten ist und 
die Beziehungen von einem klaren Bekenntnis 
zu allen Aufbereitungsprogrammen in Vietnam 
profitieren würden.

Privatwirtschaftliche Interessen 
der Trump-Familie

Seit Trumps zweitem Amtsantritt bemühen 
sich Staats- und Regierungschefs aus aller Welt 
um die persönliche Gunst des Präsidenten. In 
diesem Eifer hat das Überreichen von außer-
gewöhnlichen Geschenken Schule gemacht. 
Bundeskanzler Merz überreichte Trump eine 
Geburtsurkunde dessen in Deutschland gebore-
nen Großvaters, Premierminister Starmer holte 
im Oval Office einen persönlichen Brief von 

als in seiner ersten Amtszeit. Die zweite ist außer-
halb der offiziellen Außenpolitik angesiedelt und 
bezieht sich auf die persönlichen und privatwirt-
schaftlichen Interessen des Präsidenten.

Die Entscheidung der Trump-Regierung, die 
Behörde für internationale Entwicklungszusam-
menarbeit USAID abzubauen, zog in Vietnam 
verschiedenen Programmen zur Aufarbeitung 
von Kriegsfolgen den Boden unter den Füßen 
weg. Die Projekte zur Räumung von Minen 
und Blindgängern waren über Jahrzehnte eine 
Säule der Beziehungen und vor allem in den 
Anfangsjahren der diplomatischen Beziehungen 
essenziell, um Vertrauen zwischen Hanoi und 
Washington neu aufzubauen. Einen besonderen 
Stellenwert nahm ein Programm zur Beseiti-
gung von Dioxin auf dem Gelände des ehema-
ligen US-Luftwaffenstützpunkts in Bien Hoa ein. 
Auf dieser Basis in der Nähe der Millionenstadt 
Saigon (heute Ho-Chi-Minh-Stadt) hatte die 
US-Armee während des Kriegs einen Großteil 
des Gifts „Agent Orange“ verladen, von dem 
sie mehr als 40 Millionen Liter über Vietnam 
versprühte. Die verheerenden Langzeitfolgen 
für Mensch und Natur reichen bis in die Gegen-
wart. Daher war es ein Schritt von immenser 
Bedeutung, als die US-Regierung im Jahr 2019 
eine Kooperation im Umfang von 430 Millionen 
US-Dollar mit dem vietnamesischen Verteidi-
gungsministerium zusagte, um das verseuchte 
Gelände in einem aufwendigen Prozess nach-
haltig zu reinigen.17

Als am 24. Januar 2025 alle USAID-Verträge 
abrupt eingestellt wurden, kamen auch die Säu-
berungsarbeiten in Bien Hoa zu einem Stopp. 
Bei diesem Projekt geht es aber nicht darum, 
eine Bombe nach der anderen unschädlich zu 
machen; die Arbeiter graben große Mengen 
vergifteter Erde auf und unterziehen sie einer 
Aufbereitung in verschiedenen Stufen. Als die 
Arbeiten zwangsweise unterbrochen wurden, 
konnten einige der offenen Becken nur behelfs-
mäßig abgedeckt werden und waren Wind und 
Regen ausgesetzt. Alarmiert von einer drohen-
den Verunreinigung der umliegenden Wasser-
läufe und der damit einhergehenden Gefahr 
für die Bevölkerung drängten die in Vietnam 
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König Charles hervor und das Emirat Katar hatte 
gar eine Boeing 747 im Wert von 400 Millionen 
US-Dollar parat. Wenn es aber um die Vorlieben 
des Präsidenten geht, stellt der Golfsport wahr-
scheinlich alles andere in den Schatten. Zwei 
Großprojekte der Trump Organization, im Ver-
bund mit vietnamesischen Partnern, verdienen 
daher Beachtung. 

Vietnam beschleunigt 
Genehmigungen für  
Trumps Golfanlage.

Das erste Projekt ist eine umfangreiche Golfan-
lage unweit von Hanoi. Mitte Mai 2025 feierte 
Eric Trump, zweitältester Sohn des Präsidenten 
und einer der Geschäftsführer der Trump Orga-
nization, gemeinsam mit vielen prominenten 
Gästen den Spatenstich. Erst im September 2024 
hatte er die ersten Dokumente mit einer vietna-
mesischen Partnerfirma in New York unterzeich-
net. Anwesend war dabei auch sein Vater Donald 
Trump, der sich wenige Wochen vor dem Wahl-
termin dafür Zeit nahm. Die erwartbare Dauer 
des Antragsprozesses, der zwischen diesen 
beiden Ereignissen liegen sollte, schätzte eine 
Recherche der New York Times für ein Projekt 
dieser Größenordnung auf zwei bis vier Jahre.21 
Die nötigen Genehmigungen wurden auf vietna-
mesischer Seite jedoch priorisiert, wie Premier-
minister Chinh selbst verlauten ließ. Durch ihre 
Teilnahme an der Spatenstich-Zeremonie zeigte 
die vietnamesische Regierung ihre Unterstüt-
zung für das Projekt in aller Deutlichkeit. Für Eric 
Trump ging es nach der Feier direkt weiter nach 
Ho-Chi-Minh-Stadt, wo seine Firma in einem 
neu entstehenden Finanzzentrum ab 2026 einen 
Trump Tower mit mindestens 60 Stockwerken 
bauen will.22 In Anbetracht der Pläne, nach 
denen sich Vietnams größte Stadt und Wirt-
schaftszentrum des Landes in den kommenden 
Jahren zu einer integrierten Metropolregion ent-
wickeln soll, ist diese Investition am Puls der Zeit.

Inwieweit die Bauprojekte der Trump Organi
zation Einfluss auf das Verhältnis beider Länder 

nehmen, lässt sich nicht mit Gewissheit sagen. 
Das Weiße Haus erklärte, dass die in dieser Zeit-
spanne laufenden Verhandlungen über Handels
abkommen in keinem Zusammenhang mit den 
Aktivitäten der Trump Organization gestanden 
hätten. Für die Golfanlage lässt sich allerdings 
mit Gewissheit sagen, dass Vietnam den Plänen 
der Trump-Familie eine übergeordnete Bedeu-
tung beimaß. Im Rahmen der Zeremonie im Mai 
betonte der Premierminister, dass das Projekt 
auch der Stärkung der bilateralen Beziehungen 
dienen sollte. 

Ausblick: Wirtschaftsboom mit 
Netz und doppeltem Boden

In dem halben Jahrhundert seit 1975 haben sich 
die Beziehungen zwischen Vietnam und den 
USA auf beeindruckende Weise entwickelt. Der 
Vietnamkrieg stellt für beide Länder ein ein-
schneidendes Trauma dar, das Generationen 
prägte und bis in die Gegenwart hineinwirkt. 
Umso bemerkenswerter ist der privilegierte 
Status der Beziehungen, den Präsident Biden 
und Generalsekretär Nguyen Phu Trong im Jahr 
2023 beschlossen haben. Um dorthin zu gelan-
gen, musste eine neue Vertrauensbasis geschaf-
fen und über Jahre gefestigt werden: von der 
marktwirtschaftlichen Öffnung Vietnams 1986 
über die Rehabilitationsmaßnahmen in den 
1990er-Jahren bis hin zu den ersten Hafenbesu-
chen US-amerikanischer Marineschiffe Anfang 
des neuen Jahrtausends. In dieser Abfolge stellt 
die nahezu kompromisslose Streichung der 
USAID-Programme unter Trump ein erhebliches 
Risiko dar. Die Unterbrechung des Bien-Hoa-Pro-
jekts griff die Vertrauensbasis in ihrer Substanz 
an. Seine Fortsetzung war von großer Bedeutung. 

Am wichtigsten für die Annäherung war die wirt-
schaftliche Integration beider Länder, die sich 
mit dem Wachstum Vietnams stetig erhöhte und 
insbesondere durch den Handelskrieg der ersten 
Trump-Regierung gegen China einen gewaltigen 
Sprung machte. Für die Entwicklung der nächs-
ten 20 Jahre steht Vietnam vor einem enormen 
eigenen Anspruch und großen Herausforderun-
gen. Will es sein Ziel erreichen, bis 2045 in den 

„Club der Industrienationen“ aufzusteigen, muss 
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es bereit sein, mutige und radikale Entscheidun-
gen zur Neuordnung und Stärkung seiner Wirt-
schaft zu treffen. Dazu zählt die umfassende 
Verwaltungsreform, die To Lam fast unmittelbar 
nach seiner Amtseinführung als Generalsekre-
tär der Kommunistischen Partei angestoßen hat, 
ebenso wie die massive Förderung des Privat
sektors. Auch die schnelle Umsetzung von Pro-
jekten wie denen der Trump Organization zeugt 
von einem gefestigten politischen Willen zur 
Umsetzung von Vorhaben von großer Tragweite 
mit Blick auf die eigenen wirtschaftlichen und 
strategischen Interessen. 

Gleichzeitig versteht es Vietnam wie kaum ein 
anderes Land, auf pragmatische Weise Partner-
schaften zu schließen und so das Risiko eines 
einseitigen Schocks zu minimieren. Beachtlich 
ist dabei vor allem, dass es Vietnam gelingt, bei 
einer Vielzahl von anderen Ländern ein hohes 
Gegeninteresse zu generieren und im Ausbalan-
cieren verschiedener Partnerschaften nicht von 
den geopolitischen Mühlen zerrieben zu werden. 
Wissend um seine große Abhängigkeit von den 
USA im Export und bei Investitionen hat Viet-
nam eine Einigung im Zollstreit ganz oben auf 
die Agenda gesetzt und durch den Einsatz von 
großem politischem Kapital im Eiltempo voll-
zogen. Im selben Zug verliert Hanoi keine Zeit, 
seine Absicherung anderswo weiter voranzutrei-
ben. Vietnam wird alles dafür tun, weiter schnell 
zu wachsen und sich in der Weltwirtschaft als 
unverzichtbarer Produktionsstandort auch im 
Segment der Hochtechnologie zu verankern. 
Es wäre äußerst schmerzhaft für Vietnam, bei 
der wirtschaftlichen Verflechtung mit den USA 
zurückstecken zu müssen. Aber falls diese Säule 
zu bröckeln droht, will Vietnam bestmöglich 
vorbereitet sein. In Europa schaffen Frankreich 
und das Vereinigte Königreich in jüngster Zeit die 
diplomatischen Grundlagen, um noch zielgerich-
teter mit Vietnam zu kooperieren. Deutschland 
sollte diesem Beispiel folgen, um den Anschluss 
an eine der wichtigsten Wachstumsgeschichten 
in den kommenden Jahrzehnten nicht zu verpas-
sen.
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In der zweiten Amtszeit Donald Trumps erlebt das Ver-
hältnis zwischen den USA und Taiwan eine Rückkehr 
zur strategischen Ambiguität. Während Trumps erste 
Amtszeit durch vertiefte sicherheitspolitische und 
wirtschaftliche Kooperation geprägt war, betont seine 
aktuelle Politik stärker Eigenverantwortung und Kosten-
teilung. Taiwan wird zunehmend aufgefordert, seine 
Verteidigungsausgaben zu erhöhen, um Washingtons 
Unterstützung zu sichern.

Diese Forderungen treffen auf ein innenpolitisch 
polarisiertes Taiwan. Spannungen zwischen der Demo-
kratischen Fortschrittspartei und der oppositionellen 
Kuomintang erschweren eine verlässliche Verteidi-
gungsplanung. Verzögerte US-Rüstungslieferungen 
verstärken Zweifel an der Verlässlichkeit Washingtons.

Zugleich entstehen neue wirtschaftliche Abhängigkei-
ten. Trumps protektionistische Handelspolitik und die 
Verlagerung von Halbleiter- und Energieinvestitionen 
in die USA erhöhen Taiwans Verwundbarkeit. Auch in 
der Ernährungssicherheit wächst die Abhängigkeit von 
US-amerikanischen Importen.

Zur Stärkung seiner Resilienz sollte Taiwan seine 
außenwirtschaftlichen Beziehungen diversifizieren. 
Eine engere Kooperation mit Europa in Verteidigungs-
technologie, erneuerbaren Energien und Kapazitäts-
aufbau könnte helfen, strukturelle Abhängigkeiten zu 
verringern und langfristige Stabilität zu sichern.

Auf einen Blick

Rückkehr zur  
strategischen  
Ambiguität
Die Beziehungen der USA zu  
Taiwan unter Trump 2.0
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Taiwan – eine selbstverwaltete, demokratische 
Inselrepublik, die von der Kommunistischen 
Partei Chinas als ihr eigenes Territorium bean-
sprucht wird, obwohl sie dort niemals die Kon-
trolle ausgeübt hat  – unterhält seit Langem 
enge und vielschichtige Beziehungen zu den 
Vereinigten Staaten und ist in Fragen internatio
naler Anerkennung, Rüstungsbeschaffung und 
diplomatischer Unterstützung in hohem Maße 
auf Washington angewiesen. Als seltenes Bei-
spiel parteiübergreifender Einigkeit genießen 
die Beziehungen zwischen den USA und Taiwan 
starke Unterstützung sowohl von Republikanern 
als auch von Demokraten, wie die enge Zusam-
menarbeit unter der ersten Trump-Adminis-
tration und die beispiellose Ausweitung des 
militärischen und sicherheitspolitischen Aus-
tauschs unter der Biden-Administration zeigen. 
Dennoch wirft Trumps Ansatz der Zwangsdiplo-
matie während seiner zweiten Amtszeit Fragen 
hinsichtlich der Nachhaltigkeit der Beziehungen 
zwischen den USA und Taiwan auf. Inwieweit 
wird Washington, das „zwischen Isolationismus 
und imperialer Überdehnung schwankt“1, seine 
Abschreckungsbemühungen zur Wahrung des 
prekären Friedens um Taiwan fortsetzen?

Donald Trumps Haltung gegenüber Taiwan 
scheint sich zwischen seiner ersten und zweiten 
Präsidentschaft gewandelt zu haben. In seiner 
ersten Amtszeit stärkte Trump die institutio-
nelle Kontinuität und öffentliche Präsenz der 
US-Taiwan-Politik. Washington vereinfachte 
und normalisierte den Waffenverkaufsprozess, 
genehmigte Rüstungspakete in Rekordhöhe von 
insgesamt rund 18,3 Milliarden US-Dollar2 und 
ergänzte diese durch intensivierte Kontakte auf 
Führungsebene sowie neue Kooperationsfel-
der in Bereichen wie Cyberabwehr und Ener-
gie. Darüber hinaus machte die US-Marine ihre 
Durchfahrten durch die Taiwanstraße öffentlich 

und etablierte sie als Routinepraxis, während der 
seit 2020 jährlich stattfindende Economic Pros-
perity Partnership Dialogue3 einen zusätzlichen 
Kanal für die wirtschaftliche und technologische 
Koordinierung schuf.4

In Trumps zweiter Amtszeit haben jedoch die 
Stimmen der Vertreter einer restriktiven Inter-
ventionspolitik innerhalb der Administration 
weiter an Einfluss gewonnen.5 Die sich abzeich-
nende neue Herangehensweise der US-Politik 
räumt Taiwans eigener Verteidigungsbereitschaft 
Vorrang vor Verpflichtungen zu einer offenen 
militärischen Intervention der USA im Falle 
einer Auseinandersetzung ein und argumen-
tiert, dass die Risiken einer direkten Konfron-
tation zwischen Großmächten die potenziellen 
Vorteile überwiegen würden. Diese Neuaus-
richtung wurde von schärferer Rhetorik in 
Bezug auf die Lastenteilung unter Verbündeten 
begleitet – wobei Trump Taiwan als Trittbrett-
fahrer bezeichnete, der die USA „nicht anders 
als eine Versicherungsgesellschaft“6 behandle. 
Was Taipeh zu öffentlichen Beteuerungen ver-
anlasste, man erwarte weder eine Rettung noch 
wolle man sich der Verantwortung entziehen.7 
Jüngste Berichte, wonach Trump einen Teil der 
US-Militärhilfe für Taiwan ausgesetzt habe, um 
den Weg für ein mögliches Handelsabkommen 
mit China zu ebnen, unterstreichen einmal mehr 
die transaktionale Haltung seiner Administra-
tion8 – auch wenn die Waffenverkäufe an Taipeh 
weiterhin florieren dürften. Während Bidens 
Erklärungen zu Sicherheitsgarantien den Diskurs 
über Taiwan zweifellos in Richtung strategischer 
Klarheit verschoben haben, markiert die zweite 
Amtszeit Trumps eine Rückkehr zur strategi-
schen Ambiguität. 

Infolgedessen befindet sich Taiwan in einer viel-
schichtigen Krise, die seine Widerstandsfähig-
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keit, Abschreckungsfähigkeit und internationale 
Legitimität auf die Probe stellt. Innenpolitisch 
hat die Unfähigkeit der beiden großen Parteien, 
effektive Beziehungen zwischen Legislative und 
Exekutive aufzubauen, die politische Polarisie-
rung verschärft und Taipehs Fähigkeit beein-
trächtigt, angemessene Haushaltserhöhungen 
für Verteidigungsausgaben zu bewilligen. Diese 
innenpolitischen Spannungen wurden beson-
ders während des Great Recall Movements im 
Jahr 2025 sichtbar. Ziel der Kampagne war es, 
Abgeordnete der oppositionellen Kuomintang 
(KMT) ihres Amtes zu entheben. Ihnen wurde 
vorgeworfen, eine zu große Nähe zu China zu 
pflegen und dadurch die demokratische Ord-
nung Taiwans zu untergraben. Im Kontext der 
Beziehungen über die Taiwanstraße hinweg 
eskaliert China weiterhin seine aggressive Hal-
tung gegenüber Taiwan durch verschiedene, in 
einer Grauzone und unterhalb der Kriegsschwelle 
liegende Taktiken, darunter die Militarisierung 
der Küstenwache, Einsätze in Taiwans Luft-
verteidigungsidentifikationszone (Air Defence 
Identification Zone, ADIZ) sowie Eingriffe in 
die kritische maritime Infrastruktur der Insel-
republik.

Taipeh ist stark auf US-
amerikanische Waffenverkäufe 
angewiesen, um seine 
Verteidigungsfähigkeiten zu 
verbessern.

Nicht zuletzt muss Taiwan in einem zunehmend 
globalisierten System, das eher von materieller 
Macht und Eigeninteressen als von normativen 
Prinzipien oder moralischen Maßstäben definiert 
ist, seine Strategie der informellen diplomati-
schen Beziehungen überdenken, die auf dem 
Konzept der „Gleichgesinntheit“ und dem Stre-
ben nach gemeinsamen Werten beruht. Die Unsi-
cherheit in Taipehs Beziehungen zu Washington 
unter Trump 2.0 könnte die Tragweite dieser 
miteinander verknüpften Aspekte noch weiter 
verschärfen.

Druck auf Taiwans Verteidigungsausgaben – 
Lastenverteilung im „NATO-Stil“

Unter Trumps erneuter Führung haben US-Be-
amte Taiwan offen dafür kritisiert, dass das Land 
nicht ausreichend in seine eigene Verteidigung 
investiere. Im März 2025 rügte Trumps Kandidat 
für einen Spitzenposten im Pentagon, Elbridge 
Colby – heute Staatssekretär für Kriegspolitik –, 
Taipeh dafür, dass es „deutlich weniger als drei 
Prozent seines BIP“ für Verteidigung ausgibt, 
und forderte in beispielloser Weise eine Vervier-
fachung der Ausgaben.9 Wichtig ist, dass diese 
Forderung nicht nur einen konzeptionellen Wan-
del in der Lastenteilung darstellt, sondern auch 
die kommerziellen Interessen der USA wider-
spiegelt, da Taipeh aufgrund diplomatischer 
Einschränkungen gegenüber anderen Anbietern 
fast ausschließlich auf US-amerikanische Waf-
fenverkäufe angewiesen ist, um seine Verteidi-
gungsfähigkeiten zu verbessern.

Angesichts der Brisanz von Trumps Forderungen 
nach höheren Verteidigungsausgaben hat Taipeh 
mit der Zusage von Haushaltsaufstockungen 
reagiert. Präsident Lai Ching-te verkündete das 
Ziel, die Verteidigungsausgaben im Jahr 2025 
auf mehr als drei Prozent des Bruttoinlandspro-
dukts (BIP) zu steigern. Die Regierung plant 
nun, diesen Anteil bis 2026 auf 3,32 Prozent zu 
erhöhen – erstmals seit mehr als einem Jahrzehnt 
würde damit die Drei-Prozent-Marke überschrit-
ten. Langfristig ist eine sukzessive Anhebung auf 
bis zu fünf Prozent des BIP bis zum Jahr 2030 
vorgesehen.10 Doch selbst jene aufgestockten 
Ausgaben bleiben hinter den Erwartungen Wa
shingtons. Die zurückhaltende Ausgabenpolitik 
Taiwans hat unter US-amerikanischen Entschei-
dungsträgern Besorgnis ausgelöst. Sie betonen, 
dass es nicht sein könne, dass das Maß an Dring-
lichkeit, das die USA in Verteidigungsfragen 
Taiwans an den Tag legen, jenes der Inselrepu-
blik übersteigt. Tatsächlich erklärte Colby vor 
dem Kongress, er sei „zutiefst beunruhigt“ über 
Anzeichen, dass Taiwan seine Verteidigungs-
ausgaben kürzen könnte,11 während ein ehema-
liger Berater Trumps unverblümt erklärte, wenn 
Taiwan nicht bereit sei, die Last seiner eigenen 
Sicherheit zu tragen, riskiere es, in Washington 
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Taiwanesischer Volkspartei (TPP) erforderlich 
machte.

Einer der zentralen Streitpunkte zwischen den bei-
den Parteien war der Staatshaushalt: Die von der 
KMT kontrollierte Legislative verabschiedete den 
Haushalt für 2025 mit beispiellosen Kürzungen 
oder dem Verzicht auf Mehrausgaben in fast allen 
Politikbereichen. Auch die Verteidigungsprioritä-
ten der DPP – heimische U-Boote und Zivilschutz-
programme – gerieten dabei deutlich ins Visier. 
Führende Vertreter der KMT äußerten offen Zwei-
fel an der Umsetzbarkeit des U-Boot-Programms 
und rechtfertigten das Einfrieren der Mittel damit, 
dass diese Maßnahme sicherstellen solle, dass 
erst nach erfolgreichen Seeabnahmetests weitere 
Gelder freigegeben würden.

Die Abgeordneten der KMT stellten auch die 
Nachhaltigkeit einer Erhöhung des Verteidi-
gungshaushalts auf Kosten anderer Politikberei-
che infrage, die ebenfalls für die gesamtstaatliche 

eher als „Belastung statt als Gewinn“ angesehen 
zu werden.12 Diese Dynamik – dass US-Sicher-
heitsgarantien an Taiwans eigenes Engagement 
gebunden werden – markiert einen bedeutsamen 
Wandel.

Innenpolitik und Verteidigungshaushalt

Innenpolitische Faktoren erschweren zudem 
Taipehs Kalkül in Bezug auf seinen derzeitigen 
Umgang mit Washington. Im Jahr 2024, dem glo-
balen „Superwahljahr“, gingen sowohl die Bürger 
Taiwans als auch der Vereinigten Staaten an die 
Urnen. In der asiatischen Demokratie erzielte 
die Demokratische Fortschrittspartei (DPP) 
einen beispiellosen dritten aufeinanderfolgen-
den Wahlsieg bei den Präsidentschaftswahlen. 
Gleichzeitig verlor die Partei jedoch ihre Mehrheit 
im Legislativ-Yuan (Parlament), was eine – bis-
lang nur wenig erfolgreiche – Zusammenarbeit 
zwischen der von der DPP geführten Exekutive 
und einer informellen Koalition aus KMT und 

Umstrittene Prioritätensetzung: Trotz der Einigung zwischen den USA und Taiwan auf eine asymmetrische 
Verteidigungsstrategie setzt Taipeh teils weiterhin auf traditionelle, kostspielige Systeme – wie etwa auf 
F-16-Kampfflugzeuge, die 2019 rund 70 Prozent des Verteidigungshaushalts verschlangen. Foto: © NurPhoto, 
Imago.
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Resilienz von Bedeutung sind – eine Argumen-
tation, die an die in Europa häufig geführten 

„Kanonen-statt-Butter“-Debatten angesichts 
der anhaltenden Vollinvasion in der Ukraine 
erinnert. Tatsächlich verstärkte der Rückzug der 
US-Unterstützung für die Ukraine Anfang 2025 
die Skepsis der Opposition gegenüber dem, was 
sie als übermäßige Abhängigkeit von den USA 
in Fragen der nationalen Sicherheit betrachtete. 

„Hat die Ukraine nicht Entschlossenheit gezeigt? 
Und wurde sie nun nicht rücksichtslos im Stich 
gelassen?“, 13 fragte Kin Cyang, KMT-Abgeord-
neter und damaliger Co-Vorsitzender des Aus-
schusses für Auswärtige Angelegenheiten und 
Nationale Verteidigung.

Im August 2025 verabschiedete der Legislativ-
Yuan eine Sonderregelung, die es der Exekutive 
erlaubt, einen Sonderhaushalt für Verteidigungs-
beschaffungen als Reaktion auf Chinas militäri-
sche Aktivitäten rund um Taiwan aufzustellen. 
Die Beschaffung der erforderlichen Materialien 
sollte im Inland erfolgen, um der Wirtschaft des 
Landes angesichts des Zolldrucks durch Trump 
2.0 einen zusätzlichen Impuls zu verleihen. Den-
noch offenbaren die anfänglichen Versuche der 
informellen KMT-TPP-Koalition, Mittel für Ver-
teidigungsprogramme zurückzuhalten, gravie-
rende Schwächen in der sicherheitspolitischen 
Ausrichtung des Landes – bedingt durch partei-
politische Polarisierung und die zunehmende 
Instrumentalisierung von Sicherheits- und Ver-
teidigungsausgaben. 

Asymmetrische Verteidigung: Gemeinsame 
Ziele, unterschiedliche Visionen

Neben den Ausgaben ist ein weiterer wichtiger 
Verhandlungspunkt in den US-taiwanesischen 
Verteidigungsbeziehungen die Mittelverteilung 
auf einzelne Beschaffungsprojekte. Sowohl 
Taipeh als auch Washington sind rhetorisch der 
Ansicht, dass Taiwan eine asymmetrische Ver-
teidigungsstrategie verfolgen sollte. Diese soge-
nannte „Stachelschwein“-Strategie setzt auf 
kleine, mobile und kosteneffiziente Waffensys-
teme, um die weitaus größere Volksbefreiungsar-
mee abzuschrecken. In der Praxis waren sich die 
beiden Seiten jedoch nicht immer einig darüber, 

was asymmetrische Verteidigung konkret in 
Bezug auf Beschaffungsprioritäten bedeutet.

Die Vereinigten Staaten neigen dazu, ein opti-
males Arsenal für die asymmetrische Kriegs-
führung als eines zu definieren, das stark auf 
Schiffsabwehr- und Flugabwehrraketen, See-
minen, Küstenverteidigungsfahrzeuge, Droh-
nen und Cyberfähigkeiten ausgerichtet ist – also 
Systeme, die einem Angreifer mit minimalen 
Kosten maximalen Schaden zufügen können.14 
US-Beamte sind zunehmend frustriert, dass 
Taiwan stattdessen großzügig in traditionelle, 
kostspielige Rüstungsgüter investiert. So ver-
schlang beispielsweise Taiwans Entscheidung 
aus dem Jahr 2019, neue F-16-Kampfflugzeuge 
zu kaufen, 70 Prozent des Verteidigungsbudgets 
jenes Jahres für ein einzelnes Beschaffungsvor-
haben – ein Schritt, der in Washington angesichts 
des dringenderen Bedarfs Taiwans an überle-
bensfähigen Luftverteidigungssystemen und 
Lenkflugkörpern als ineffizient angesehen wur-
de.15 Zuletzt versuchte Taipeh, fortschrittliche 
Frühwarnflugzeuge vom Typ „E-2D Hawkeye“ 
und U-Boot-Jagd-Hubschrauber zu erwerben, 
doch die US-Seite lehnte die Anfrage ab, da sie 
nicht mit Taiwans Bedarf an asymmetrischen 
Fähigkeiten vereinbar sei.16 Diese Weigerung der 
USA, bestimmte High-End-Systeme zu verkau-
fen, spiegelt die Auffassung wider, dass Taiwan 
stärker in größere Mengen kleinerer Waffen 
investieren sollte, anstatt auf einige wenige teure 
Systeme zu setzen, die Chinas Volksbefreiungs-
armee in einem konventionellen Konflikt früh-
zeitig zerstören könnte.

Washington legt den 
Schwerpunkt auf die  
Abwehr einer massiven 
Invasion oder eines 
Raketenangriffs.

Diese unterschiedliche Operationalisierung 
„asymmetrischer Fähigkeiten“ für Taiwan 
offenbart eine grundlegende Kluft zwischen 
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fortschrittliche Raketen) kauft  – ein Absiche-
rungsansatz, der US-Berater manchmal frustriert. 
Die wichtigste Lehre für Taiwan ist hier, dass es 
möglicherweise die Modernisierung seines Mili-
tärs beschleunigen muss, um den Erwartungen 
der Trump-2.0-Administration gerecht zu wer-
den. Während die oben genannten wirtschaft-
lichen Interessen weiterhin eine wichtige Rolle 
bei den Verteidigungsbeziehungen zwischen den 
USA und Taiwan spielen werden, ist Washington 
offensichtlich nicht nur an den ausgegebenen 
Dollars interessiert, sondern auch daran, wie 
diese ausgegeben werden. Die vierjährige Über-
prüfung der Verteidigungsstrategie (Quadrennial 
Defence Review) im Jahr 2025 sieht vor, dass die 
Anschaffung von Ausrüstung zur Stärkung asym-
metrischer Fähigkeiten künftig Vorrang haben 
wird.18 Es bleibt jedoch abzuwarten, ob Taipeh in 
der Lage sein wird, sich mit der Trump-2.0-Ad-
ministration hinsichtlich der Ausrichtung seiner 
Militärmodernisierung zu verständigen.

Verzögerte Waffenlieferungen:  
Die logistische Grenze des Vertrauens

Selbst wenn Taiwan sein Verteidigungsbudget 
aufstockt und neue Waffen bestellt, droht eine 
weniger diskutierte Einschränkung, seine mili-
tärische Einsatzbereitschaft zu untergraben: 
chronische Verzögerungen bei der Lieferung 
von US-Waffen. Im Juni 2025 belief sich der 
Wert der nicht gelieferten US-Waffenverkäufe an 
Taiwan auf rund 21,5 Milliarden US-Dollar – ein 
Rückstand, der sich hauptsächlich aus Geschäf-
ten ergab, die während Trumps erster Amtszeit 
genehmigt wurden.19 Sollten Washington und 
die US-amerikanische Rüstungsindustrie ihre 
anhaltenden Lieferprobleme nicht beheben 
können, liefe Taiwan Gefahr, China mit veralte-
ter Ausrüstung – etwa Artillerie aus der Zeit des 
Zweiten Weltkriegs – entgegenzutreten, da neue 
Ersatzsysteme noch nicht geliefert wurden. 

Die Verzögerungen sind mit erheblichen strate-
gischen Kosten verbunden, die sowohl finanziell 
als auch im Hinblick auf Taiwans internationale 
Reputation messbar sind. Zum einen behindern 
sie die Modernisierung der Streitkräfte, sodass 
trotz hoher Beschaffungskosten wichtige Lücken 

der Bedrohungswahrnehmung der USA und 
Taiwans. Washington legt den Schwerpunkt 
auf die Abwehr einer massiven Invasion oder 
eines Raketenangriffs und betrachtet asymme
trische Systeme als den wirksamsten Weg, einen 
schnellen Sieg zu verwehren. Taiwans Verteidi-
gungsplaner erkennen zwar die Gefahr einer kon-
ventionellen kinetischen Auseinandersetzung an, 
insbesondere im Rahmen physischer Konfliktsze-
narien, setzen aber vorrangig auf die Fähigkeit, 
auf Angriffe im Grauzonenbereich zu reagieren, 
denen sie tagtäglich ausgesetzt sind. Dazu gehö-
ren ständige Verletzungen des Luftraums und der 
Hoheitsgewässer durch chinesische Streitkräfte 
sowie andere Erscheinungsformen von Druck-
ausübung unterhalb der militärischen Eskalati-
onsschwelle. Folglich befürchten viele in Taiwan, 
dass eine ausschließliche Abhängigkeit von 
asymmetrischen Mitteln (etwa Raketen ohne 
Luftstreitkräfte oder Mini-Raketenboote ohne 
größere Schiffe) die Fähigkeit des Staates beein-
trächtigen könnte, auf solche Grauzonentaktiken 
angemessen zu reagieren oder die Kontrolle über 
seinen Luftraum und seine Seegebiete zu wahren.

Selbst überzeugte Befürworter der Asymme
trie in Taiwan räumen ein, dass ein Verzicht auf 
traditionelle Kampfflugzeuge und Kriegsschiffe 
den Verlust der „Grundkapazitäten“ bedeuten 
könnte, die für die Bewältigung einer Reihe von 
Notfällen erforderlich sind. Einerseits unter-
streicht ihr Argument möglicherweise die Not-
wendigkeit für Taiwans Militär, einige moderne 
Kampfflugzeuge, Schiffe und Panzer zu behalten, 
um in Szenarien ohne vollständige Invasion zu 
gewährleisten, dass Taiwan gegenüber Peking 
handlungsfähig bleibt. Andererseits könnte diese 
Argumentation auf eine institutionelle Trägheit 
hindeuten: Generationen von taiwanesischen 
Offizieren wurden für den Einsatz traditioneller 
Waffensysteme ausgebildet, und eine plötzliche 
Umstellung auf unkonventionelle asymmetri
sche Konzepte schürt Befürchtungen innerhalb 
der Streitkräfte, den Anforderungen dieser neu
en Strategien nicht gewachsen zu sein.17 Diese 
Faktoren erklären, warum Taiwan trotz der 
Befürwortung asymmetrischer Prinzipien auf 
dem Papier weiterhin eine Mischung aus symme-
trischen Fähigkeiten (F-16Vs, heimische U-Boote, 
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in den Fähigkeiten bestehen bleiben. Zum ande-
ren untergraben sie das politische Vertrauen und 
die Dynamik in Taiwans Verteidigungsinvesti-
tionen. Die taiwanesischen Gesetzgeber sind 
zunehmend zurückhaltend bei der Bewilligung 
großer Budgets, wenn die bezahlten Waffen 
möglicherweise nicht rechtzeitig geliefert wer-
den. Tatsächlich waren die verzögerten US-Waf-
fenverkäufe auch ein wesentlicher Grund für 
die Haushaltssperre, die das Parlament Anfang 
2025 verhängt hatte. Die Logik dahinter ist, die 
Mittel so lange treuhänderisch zu verwalten, bis 
Fortschritte bei den Lieferungen nachgewiesen 
werden können – ein klares Zeichen der Frustra-
tion über die Verzögerungen US-amerikanischer 
Lieferanten.

Trumps transaktionale 
Herangehensweise bei 
Sicherheitsfragen hat dazu 
geführt, dass er von Taipeh 
verlangt, für seinen Schutz zu 
„bezahlen“.

Das Ausbleiben der versprochenen Waffen un
tergräbt das Vertrauen der Steuerzahler in den 
Wert der Verteidigungshaushalte, was es für die 
Gesetzgeber schwieriger macht, solche Zuwei-
sungen  – und vor allem deren Aufstockung  – 
gegenüber ihren Wählern zu rechtfertigen. Dies 
führt zu einem Teufelskreis: Verspätete Lieferun-
gen verlangsamen den militärischen Aufrüstungs-
prozess Taiwans und die Enttäuschung wiederum 
führt dazu, dass das Parlament Anschaffungen 
noch kritischer prüft, bevor es sie genehmigt. 
Um diesen Kreis zu durchbrechen, sind gezielte 
Maßnahmen in Washington erforderlich. Eine 
Beschleunigung der Produktionslinien, die Prio-
risierung Taiwans in den Exportwarteschlangen 
oder sogar die Entnahme aus US-Lagerbeständen 
(wie es unter Biden teilweise mit Stinger-Raketen 
im Rahmen der Presidential Drawdown Autho-
rity20 geschehen ist) könnten dazu beitragen, den 
Rückstand abzubauen. Wenn es der Trump-Re-
gierung gelingt, den Rückstand während ihrer 

zweiten Amtszeit sichtbar zu verringern, würde 
dies die kurzfristige Einsatzbereitschaft Taiwans 
stärken und auch der taiwanesischen Öffent-
lichkeit versichern, dass die USA ein verlässli-
cher Sicherheitspartner sind. Umgekehrt wären 
weitere Verzögerungen – sei es aufgrund büro-
kratischer Trägheit oder neuer Konflikte, die 
Lieferungen umleiten – ein schwerer Schlag für 
Taiwans Verteidigungsvorbereitungen – und das 
zum ungünstigsten Zeitpunkt.

Wirtschaftliche und nichttraditionelle 
Sicherheitsdimension der 
US-Taiwan-Beziehungen 

Die Unsicherheit in den Beziehungen zwischen 
den USA und Taiwan geht über den Verteidi-
gungsbereich hinaus. Trumps Angriff auf das 
globale Freihandelssystem  – insbesondere die 
Einführung eines Zollsatzes von 20 Prozent auf 
Importe aus Taiwan, der höher ist als die 15 Pro
zent von Verbündeten wie Japan und Südkorea – 
belastet Taiwans Wirtschaft. Gleichzeitig hat 
Trumps transaktionale Herangehensweise bei 
Sicherheitsfragen dazu geführt, dass er von Tai
peh verlangt, für seinen Schutz zu „bezahlen“. 
Diese „Quid-pro-quo-Dynamik“ birgt die Gefahr, 
neue Abhängigkeiten zu schaffen, die Taiwans 
Anfälligkeit in nichttraditionellen Sicherheitsbe-
reichen wie der wirtschaftlichen Sicherheit und 
der Ernährungssicherheit verschärfen.

Der Silizium-Schild

Ein wesentlicher wirtschaftlicher Preis für die 
Aufrechterhaltung enger Sicherheitsbeziehun
gen zu den USA ist der starke Druck auf die füh
rende taiwanesische Hightech-Industrie, wich-
tige Produktionsstätten in die USA zu verlagern 
mit umfangreichen Investitionen. Trump hat 
Taiwan offen beschuldigt, die US-Halbleiterin-
dustrie „gestohlen“ zu haben, und auf Zölle für 
taiwanesische Chips gedrängt – Maßnahmen, die 
Berichten zufolge dazu beigetragen haben, dass 
der Halbleiterhersteller Taiwan Semiconductor 
Manufacturing Co. (TSMC) einen Investitions-
plan in Höhe von 100 Milliarden US-Dollar für 
eine Chipfabrik in Arizona angekündigt hat.21 
Tatsächlich hat TSMC nun rund 165 Milliarden 
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dass die Insel sehr anfällig für eine Seeblockade 
oder einen Versorgungsschock ist.24 Simulatio-
nen zeigen immer wieder, dass in einer Krise, die 
dazu führen würde, dass Taiwan seine knappen 
Erdgasvorräte aufbraucht, die Widerstandsfä-
higkeit der Gesellschaft untergraben und die 
Kontinuität der exportabhängigen Fertigungs-
wirtschaft gefährdet würde.25 Dies verdeutlicht, 
dass die Energieversorgung in jedem Konflikt
szenario eine potenzielle Achillesferse darstellt. 
Diese Risiken sind nicht unbemerkt geblieben. 
Unter der vorherigen Regierung von Präsiden-
tin Tsai Ing-wen startete Taipeh Bemühungen 
zur Aufstockung der Reserven und Diversifi-
zierung der Lieferanten mit dem Ziel, die Spei-
cherkapazitäten von Flüssigerdgas (LNG) bis 
2030 auf mehr als 20 Tage Verbrauch auszu-
weiten. Anstatt Taiwan jedoch einfach dabei zu 
helfen, seine Widerstandsfähigkeit zu verbes-
sern, hat die Trump-Regierung die Unsicherheit 
Taiwans genutzt, um die US-Energieexporte vo
ranzutreiben.

Washington drängt Taipeh, die Importe von 
US-amerikanischem LNG deutlich zu stei-
gern – insbesondere aus dem ehrgeizigen neuen 
Alaska-LNG-Projekt, für das sich Trump stark 
macht. Im März unterzeichnete die staatliche 
taiwanesische CPC Corporation eine unver-
bindliche Absichtserklärung über den Kauf 
von jährlich sechs Millionen Tonnen LNG aus 
Alaska und Investitionen in die dazugehörige 
Infrastruktur.26 Präsident Lai Ching-te hat 
diese Käufe als notwendig bezeichnet, um „die 
Energiesicherheit der Insel zu gewährleisten“, 
und sogar versprochen, die Energieimporte 
aus den USA „massiv zu steigern“, um Taiwans 
bilateralen Handelsüberschuss zu reduzieren. 
Diese wachsende Angewiesenheit auf US-LNG 
schafft jedoch eine neue Form der strategischen 
Abhängigkeit.27 Sie bindet Taiwans Energiever-
sorgung an eine einzige ausländische Quelle und 
ein kostspieliges Projekt, wodurch die Diversifi-
zierung auf andere Lieferanten ausbleibt, wäh-
rend das Land weiterhin anfällig für Störungen 
der maritimen Versorgungswege ist. Trumps 
LNG-Diplomatie gegenüber Taiwan mag ober-
flächlich zur Stärkung der bilateralen Beziehun-
gen beitragen. Tatsächlich jedoch vertieft sie 

US-Dollar für neue Anlagen in Arizona zugesagt, 
obwohl das Unternehmen darauf besteht, dass 
der Großteil seiner fortschrittlichen Produktion 
in Taiwan verbleiben wird. Die Forderungen 
Washingtons gehen sogar noch weiter – US-Be-
amte schlugen eine „50:50“-Aufteilung der 
Chip-Produktion vor, was Taipeh jedoch als aus-
beuterisch und als Untergrabung des gepriese-
nen Silizium-Schildes Taiwans ablehnte.22

Taiwans Importabhängigkeit 
macht es sehr anfällig 
für Seeblockaden und 
Versorgungsunterbrechungen.

Dieser Druck hat zu Gegenreaktionen im Inland 
geführt. Oppositionspolitiker warnen davor, 
dass die Umleitung solch umfassender Res-
sourcen ins Ausland Taiwans technologische 
Basis aushöhlen könnte. Sowohl KMT- als auch 
TPP-Abgeordnete kritisierten den „50:50“-Vor-
schlag scharf, wobei die KMT-Abgeordnete 
Hsu Yu-chen ihn als „Akt der Ausbeutung und 
Plünderung“ bezeichnete.23 Da wichtige Halb-
leiterressourcen von den USA kontrolliert wer-
den, haben taiwanesische Unternehmen nur 
begrenzte Möglichkeiten, sich gegen Druck 
von außen zu wehren, was sie dazu zwingt, ihre 
Abhängigkeit vom US-Markt zu verringern, um 
strategische Schwachstellen zu vermeiden. Kurz 
gesagt: Während Taiwan die Verteidigungszu-
sammenarbeit mit Washington verstärkt, zahlt 
es einen wirtschaftlichen Preis – es opfert Teile 
seiner technologischen Vorrangstellung und 
sieht sich mit internen Streitigkeiten darüber 
konfrontiert, wie es die Sicherheitserforder-
nisse mit der Integrität seines Silizium-Schildes 
in Einklang bringen kann.

Energiesicherheit

Taiwan importiert rund 98 Prozent seines Treib-
stoffbedarfs und verfügt lediglich über geringe 
strategische Reserven  – derzeit etwa Erdgas
vorräte für nur zwölf Tage auf der Hauptinsel. 
Diese starke Importabhängigkeit hat zur Folge, 
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Taiwans strukturelle Abhängigkeit von impor-
tierten Energiequellen. Eine robuste energiepo-
litische Resilienz würde demgegenüber eine 
strategische Diversifikation der Bezugsquellen, 
substanzielle Investitionen in erneuerbare Tech-
nologien sowie die gezielte Förderung nationaler 
Energiereserven erfordern.

Landwirtschaftliche Abkommen 
und Ernährungssicherheit

Aufgrund seiner geografischen Lage und Isolation 
muss Taiwan einen Großteil seiner Lebensmit-
tel importieren, was eine weitere Schwachstelle 
im Falle einer Blockade darstellt. Nach den neu-
esten Daten des Landwirtschaftsministeriums 
ist die Selbstversorgungsquote des Landes bei 
Lebensmitteln, gemessen an Kalorien, im Jahr 

2023 auf knapp 30 Prozent gesunken. Fast 40 Pro-
zent der Getreide- und Ölsaaten stammen aus 
den USA. Folglich könnte selbst eine begrenzte 
Seeblockade durch China die Lebensmittelver-
sorgung schnell zum Erliegen bringen, was zu 
Preisanstiegen und Engpässen bei Grundnah-
rungsmitteln führen würde.

Im September 2025 bereiste eine große taiwa
nesische Delegation die USA, um die freund-
schaftlichen Beziehungen zu mehreren US-
amerikanischen Agrarstaaten zu fördern, und 
unterzeichnete dabei eine Reihe von Beschaf-
fungsvereinbarungen. Taiwanesische Unterneh-
men haben sich verpflichtet, in den kommenden 
vier Jahren US-amerikanische Agrarprodukte 
im Wert von zehn Milliarden US-Dollar zu kau-
fen – darunter Mais, Sojabohnen, Weizen und 

Um die sicherheitspolitischen Beziehungen zu den USA aufrechtzuerhalten, wächst der Druck auf Taiwans 
Hightech-Industrie. So sagte der Halbleiterhersteller TSMC Investitionen in Höhe von 165 Milliarden US-Dollar 
für Anlagen in Arizona zu. Foto: © Pond5 Images, Imago.
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indem Taiwans „China-freie“ Technologie
basis genutzt wird.

•	 Vertiefung der Zusammenarbeit im Bereich 
erneuerbarer Energien: Europa sollte seine 
Partnerschaften mit Taiwan im Bereich erneu-
erbarer Energien ausbauen, um die Energiesi-
cherheit beider Seiten zu stärken. Europäische 
Investitionen unterstützen bereits Taiwans 
Energiewende – das dänische Unternehmen 
Ørsted ist inzwischen der größte Beitragende 
zur Offshore-Windkapazität Taiwans und 
Projekte des schwedischen Unternehmens 
Baseload Capital werden Taiwans geothermi-
sche Leistung verdoppeln. Dies verringert die 
Abhängigkeit von importierten Brennstoffen 
und stärkt Taiwans Energieresilienz. Eine 
Ausweitung solcher gemeinsamer Initiati-
ven in den Bereichen Offshore-Windenergie, 
Geothermie und anderer klimafreundlicher 
Energietechnologien würde dazu beitragen, 
Versorgungsschocks abzufedern und die Um
setzung gemeinsamer Klimaziele zu fördern.

•	 Teilnahme an gemeinsamen Kapazitätsauf
bauinitiativen: Die EU und ihre Mitglied
staaten sollten sich aktiv an Taiwans inter
nationalen Trainingsprogrammen beteili-
gen, um pragmatische Austauschformate zu 
gemeinsamen Herausforderungen zu ermög-
lichen. Insbesondere könnte Europa seine 
Teilnahme an Workshops im Rahmen des 
Global Cooperation and Training Frameworks 
(GCTF) systematisieren – einer Plattform für 
internationalen Kapazitätsaufbau. Ein sol-
ches Engagement zu Themen wie öffentliche 
Gesundheit oder Resilienz von Lieferketten 
würde die Zusammenarbeit beider Seiten 
beim Schutz globaler öffentlicher Güter stär-
ken und Taiwans Rolle als gleichberechtigter 
Partner bei der Lösung internationaler Prob-
leme unterstreichen – trotz der Einschränkun-
gen, die sich aus den jeweiligen Auslegungen 
der Ein-China-Politik einzelner Länder erge-
ben.

Rindfleisch. Präsident Lai lobte diese Käufe als 
Maßnahme zur „Stärkung der Ernährungssi-
cherheit Taiwans“, welche die Versorgung mit 
Futtermitteln für die taiwanesische Viehwirt-
schaft verbesserten.28 Zwar könnten solche 
Abkommen in Washington auf Wohlwollen sto-
ßen und Handelsungleichgewichte abmildern, 
doch bergen sie das Risiko, Taiwans Abhängig-
keit von externen Nahrungsquellen weiter zu 
vertiefen.

Chancen zur Stärkung der Beziehungen 
zwischen Taiwan und Europa

Da die Kosten und Schwachstellen einer über-
mäßigen US-Abhängigkeit immer deutlicher 
werden, sollten Taiwans Entscheidungsträger 
Diversifizierungsstrategien in Betracht ziehen – 
einschließlich einer Vertiefung der Beziehun-
gen zu Europa – als wesentliche Instrumente zur 
Risikominderung und Stärkung der nationalen 
Widerstandsfähigkeit.

So wie Taiwan Risiken durch die Diversifizie-
rung seiner Beziehungen abfedert, sollte auch 
Europa seine Zusammenarbeit mit Taiwan stär-
ken, und zwar durch eine Strategie, die Taiwans 
Eigenständigkeit als gleichgesinnter, demokrati-
scher Partner respektiert und nicht auf ständige 
transatlantische Rückendeckung angewiesen 
ist. Die folgenden konkreten Schritte könnten 
die Beziehungen zwischen Taiwan und Europa 
vertiefen:

•	 Verstärkte Zusammenarbeit im Bereich der 
Dual-Use-Technologien: Die EU und ihre 
Mitgliedstaaten sollten die gemeinsame Ent-
wicklung von Dual-Use-Technologien (wie 
unbemannte Luftfahrzeuge) mit Taiwan 
vorantreiben, um die asymmetrischen Ver-
teidigungsfähigkeiten zu stärken. Beispiels-
weise könnte die EU Taiwan in ihre Initiative 
Readiness 203029 einbeziehen, um gemein-
same Forschung und Entwicklung sowie 
die Beschaffung unbemannter Systeme zu 
ermöglichen. Dies würde Taiwan dabei hel-
fen, die Produktion militärischer Drohnen 
auszuweiten, und gleichzeitig die Risiken für 
die europäischen Lieferketten verringern, 

– übersetzt aus dem Englischen –
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begrenzten Auswirkungen auf das Handelsvolumen. 
Dies wirft die Frage auf, ob Zollbefreiungen allein aus-
reichen, um die Handelsbeziehungen Afrikas mit dem 
Rest der Welt so zu verbessern, dass der Kontinent 
wirklich davon profitiert. 

Afrikanische Regierungen streben eine Diversifizierung 
ihrer Märkte und eine Stärkung der innerafrikanischen 
Zusammenarbeit durch die Afrikanische Kontinentale 
Freihandelszone (AfCFTA) an. Langfristig ergeben sich 
Chancen für engere Partnerschaften mit der EU und 
China, wobei jedoch weiterhin Risiken neuer Abhängig-
keiten bestehen. Das Engagement Europas könnte für 
die Gewährleistung fairer und nachhaltiger Handels
beziehungen von entscheidender Bedeutung sein.

Vom Freihandel  
zu Zöllen
Trumps Protektionismus und seine 
Folgen für afrikanische Märkte

Auf einen Blick

Mit dem Auslaufen des African Growth and Opportu
nity Act (AGOA) im September 2025 gehen jahrzehnte
lange präferenzielle Handelsbeziehungen zwischen 
den Vereinigten Staaten und afrikanischen Ländern zu 
Ende. Gleichzeitig hat die US-Regierung ihre protektio-
nistische Handelspolitik durch die Einführung von allge-
meinen Zöllen von mindestens 10 Prozent verschärft, 
wobei einige afrikanische Länder mit Zöllen von bis 
zu 30 Prozent konfrontiert sind. Dies markiert einen 
bedeutenden Wendepunkt für die Handelsbeziehun-
gen zwischen Afrika und den USA.

Seit 2000 hatte AGOA afrikanischen Staaten zollfreien 
Zugang zum US-Markt gewährt und damit die Diversi-
fizierung der Exporte und die Beschäftigung gefördert. 
Die Initiative erzielte jedoch gemischte Ergebnisse mit 
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Mit der zweiten Amtseinführung von Präsident 
Donald Trump hat sich die Handelspolitik der 
Vereinigten Staaten deutlich verändert. Die Re
gierung hat protektionistische Maßnahmen 
eingeführt, darunter einen universellen Min-
destzollsatz von 10 Prozent, der seit dem 2. Ap
ril 2025 für alle Handelspartner der USA gilt.1 
Mehrere Länder im südlichen Afrika, aber auch 
Libyen und Algerien sind sogar mit noch höheren 
Zöllen von bis zu 30 Prozent konfrontiert. Seit 
dem Jahr 2000 hatten die USA mehreren Län-
dern südlich der Sahara im Rahmen von AGOA 
zollfreien Zugang zu bestimmten Produkten auf 
dem US-amerikanischen Markt gewährt. Im 
Laufe der Jahre wurden Länder je nach Regie-
rungsführung suspendiert oder wieder aufge-
nommen, sodass sich der Kreis der Nutznießer 
änderte und 2024 noch 32 Länder teilnahmen.2 
AGOA lief am 30. September 2025 aus und die 
Zukunft der bevorzugten Handelsbeziehungen 
zwischen den USA und den afrikanischen Staa-
ten bleibt ungewiss. Das Ende der AGOA-Han-
delsära hat erhebliche Auswirkungen auf Afrikas 
exportorientierte Industrien.3 

Handelsbeziehungen zwischen Afrika 
und den USA: Ein Überblick

Im Jahr 2024 beliefen sich die afrikanischen 
Exporte im Rahmen von AGOA in die USA auf 
insgesamt 9,7 Milliarden US-Dollar. In den ver-
gangenen 25 Jahren machte Rohöl den größten 
Teil der AGOA-Exporte aus, ging jedoch stetig 
von mehr als 80 Prozent im Jahr 2008 auf rund 
45 Prozent im Jahr 2024 zurück. Im gleichen 
Zeitraum stiegen die Exporte von Bekleidung 
und Agrarprodukten stetig von 3 auf 13 Prozent 

beziehungsweise von 2 auf 11 Prozent.4 Mit den 
von den USA im Jahr 2025 eingeführten Zöllen 
entfiel jedoch der bislang durch AGOA garantierte 
zoll- und quotenfreie Zugang zum US-Markt für 
die Länder Subsahara-Afrikas. Exporteure sind 
nun gezwungen, entweder US-Zölle zu entrichten 
oder alternative Absatzmärkte für ihre Produkte 
zu suchen. Ein Teil der Exporte der AGOA-be-
günstigten Länder kann in die Europäische 
Union umgeleitet werden; insgesamt wird jedoch 
ein Rückgang der Exporte um bis zu 1,1 Prozent 
prognostiziert. Auch wenn dieser Rückgang auf 
regionaler Ebene moderat erscheint, zeigt eine 
Analyse auf Länderebene ein differenzierteres 
Bild: So sinken beispielsweise Nigerias Exporte 
in die USA um 17 Prozent und die des Tschad 
um 11 Prozent.5 Besonders gefährdet sind junge 
Branchen, die aufgrund mangelnder Wettbe-
werbsfähigkeit unter dem neuen Zollregime mit 
Entlassungen oder gar dem Zusammenbruch 
rechnen müssen.6

Vom zollfreien AGOA hin zu übereilten  
Zollverhandlungen

Für die Entwicklungsperspektiven der afrika-
nischen Volkswirtschaften hat das AGOA-Pro-
gramm den Exporteuren einen erleichterten 
Marktzugang eröffnet und schätzungsweise 
zwischen 300.000 und 400.000 Arbeitsplätze 
in Subsahara-Afrika geschaffen.

In den für AGOA berechtigten Ländern führte 
das Abkommen sowohl zu einem höheren Han-
delsvolumen als auch zu einer stärkeren Export-
diversifizierung zwischen Subsahara-Afrika und 
den Vereinigten Staaten. 

America First, die Zweite. Wie die Welt mit Donald Trumps Außenpolitik umgeht
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gezielte Industriepolitik zu einer tragfähigen 
industriellen Entwicklung und Exportsteigerung 
in Afrika führen können. Das Programm führte 
zur Schaffung von Arbeitsplätzen, zur Diversifi-
zierung der Exporte, zur Anziehung von Investi-
tionen und zur Stärkung der Handelsgovernance 
und legte damit den Grundstein für strategische 
globale Partnerschaften.10 Während der gesam-
ten Laufzeit von AGOA haben die Vereinigten 
Staaten konsequent die Anspruchsvoraussetzun-
gen in Bezug auf Regierungsführung und Men-
schenrechte durchgesetzt. Länder wie Uganda, 
Äthiopien, Kamerun und Mauretanien wurden 
aufgrund von Verstößen in diesen Bereichen 
aus dem Programm suspendiert. Dieser strenge 
Ansatz unterstreicht das Engagement der USA, 
bevorzugten Handelszugang mit Fortschritten 
in Regierungsführung und Menschenrechten zu 
verknüpfen, und hebt AGOA von anderen Han-
delsabkommen ab.

Es besteht jedoch weitgehender Konsens darü-
ber, dass die Nutzung von AGOA begrenzt blieb. 
AGOA bot zollfreien Zugang für über 6.500 
Produkte, doch viele Länder haben diese Vor-
teile nicht vollständig ausgeschöpft. Im Jahr 
2019 nutzten nur 13 von 39 berechtigten Län-
dern die AGOA-Vorteile vollständig, wobei der 
Großteil der Exporte auf wenige Länder wie 
Nigeria und Angola entfiel, hauptsächlich im 
Ölsektor.11 Dies zeigt, dass Marktzugang allein 
nicht ausreicht und von gezielter Unterstüt-
zung der Exportländer begleitet werden muss. 
Bemerkenswert ist, dass ausländische Eigentü-
mer von AGOA-bezogenen Unternehmen häu-
fig auf niedrige Produktionskosten fokussiert 
waren und weniger auf langfristige Entwicklung. 
Daher ist es wichtig, dass zukünftige Initiativen 
zur Förderung der Handelsbeziehungen den 
Schwerpunkt auf lokale Unternehmensgrün-
dungen und inklusives Wachstum legen, um 
den Transfer von Fähigkeiten und Technolo-
gien zu gewährleisten und zu vermeiden, dass 
Beschäftigungsmöglichkeiten auf Niedriglohn
sektoren mit geringem Wertzuwachs pro Einheit 
beschränkt bleiben. Die erhoffte strukturelle 
Transformation der afrikanischen Volkswirt-
schaften trat somit nicht in dem erwarteten 
Umfang ein.12

Die Exportdiversifizierung ist ein zentrales Ziel 
für Länder mit niedrigem Einkommen in Sub-
sahara-Afrika, da sie hilft, wirtschaftliche Risi-
ken zu verringern, das Wachstum zu stabilisieren 
und die Widerstandsfähigkeit zu stärken, indem 
mehrere Exportsektoren erschlossen werden, 
statt sich auf wenige zu verlassen.

AGOA war auch als 
Instrument gedacht, um 
gute Regierungsführung und 
Menschenrechte in Subsahara-
Afrika zu fördern.

Bemerkenswerterweise exportierten die für 
AGOA berechtigten Länder mehr Bekleidungs-
produkte in die USA als ihre nicht berechtigten 
Länder, was den positiven Einfluss des erweiter-
ten Marktzugangs auf die Exportdiversifizierung 
unterstreicht.7 

Über die wirtschaftlichen Vorteile hinaus war 
AGOA auch als Instrument gedacht, um gute 
Regierungsführung und Menschenrechte in Sub
sahara-Afrika zu fördern. Durch die Verknüp
fung bevorzugter Handelsbedingungen mit 
Fortschritten in diesen Bereichen schuf das 
Programm Anreize für politische Freiheit und 
Maßnahmen gegen Korruption und trug so 
zur Entwicklung robusterer und nachhaltige-
rer Wirtschaftssysteme bei.8 Andere Akteure, 
wie die Europäische Union, haben ebenfalls 
Strategien wie Global Gateway eingeführt, um 
durch gezielte Investitionen die Erreichung 
der UN-Ziele für nachhaltige Entwicklung 
zu fördern. Ähnlich wie bei AGOA liegt ihr 
Schwerpunkt auf der Förderung besserer Regie-
rungsführung, der Achtung der Menschen-
rechte sowie höherer Umwelt-, Sozial- und 
Governance-Standards, etwa in den Bereichen 
Energieeffizienz, Arbeitspraktiken oder Korrup
tionsbekämpfung.9 

Das Vermächtnis von AGOA besteht darin, zu 
zeigen, dass bevorzugter Marktzugang und eine 
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So sehr das Ergebnis des AGOA-Programms 
schwer zusammenzufassen ist und im Länder-
vergleich sowie im sektoralen Kontext betrachtet 
werden muss, so schwer lässt sich auch die Per-
spektive für die betroffenen Länder nach dem 
Ende von AGOA einschätzen. Die WTO deutet 
sogar darauf hin, dass das Auslaufen des Pro-
gramms keinen maßgeblichen Einfluss auf den 
afrikanischen Handel haben wird.13 Einige Ana-
lysten gehen zudem davon aus, dass Länder, die 
zuvor nicht Teil von AGOA waren – wie Gambia 
oder Mauretanien –, nun einen Wettbewerbsvor-
teil erlangen könnten, da sie nicht dem gleichen 
Anpassungsdruck ausgesetzt sind wie ehemalige 
AGOA-Nutzungsländer.14

Es ist ebenfalls bemerkenswert, dass das Auslau-
fen von AGOA nicht unmittelbar auf die Politik 

der Trump-Administration zurückzuführen ist. 
Im Gegensatz zu den Europäischen Wirtschafts-
partnerschaftsabkommen (EPAs) war AGOA von 
Anfang an als zeitlich begrenzte Maßnahme kon-
zipiert. Ursprünglich auf 15 Jahre angelegt, wurde 
es 2015 um ein weiteres Jahrzehnt verlängert, 
wobei davon ausgegangen wurde, dass eine wei-
tere Verlängerung unwahrscheinlich sei.15 Die 
unzureichende Nutzung von AGOA war bereits 
2015 bekannt, verbunden mit dem Aufruf an 
die afrikanischen Staats- und Regierungschefs, 
Handelsstrategien für die Zeit nach AGOA ab 
2025 zu entwickeln.16 Diese Aufforderungen 
blieben jedoch weitgehend unbeachtet und die 
Bemühungen, die drohende Lücke zu schließen, 
beschränkten sich größtenteils auf diplomatische 
Initiativen in Washington, die auf die Sicherung 
einer bilateralen Verlängerung abzielten.

Bergleute arbeiten in einer Coltan-Mine in Rubaya, DR Kongo. In den Hochländern von Masisi tobt ein stiller 
Krieg um dieses strategisch wichtige Mineral. Die USA erhalten für militärische Unterstützung Zugang zu Mine-
ralien im Wert von bis zu 24 Billionen US-Dollar. Foto: © Xinhua, Imago.
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häufig ausgenommen sind. Dieser Ansatz soll 
den fortgesetzten Zugang der USA zu Afrikas 
natürlichen Ressourcen sichern, schränkt jedoch 
gleichzeitig die Möglichkeiten afrikanischer Län-
der ein, durch den Export höherwertiger, verar-
beiteter Produkte in der Wertschöpfungskette 
aufzusteigen. Infolgedessen sind Chancen für 
Vermögensbildung und Beschäftigungswachstum 
durch wertschöpfende Exporte stark begrenzt.

Ein Beispiel hierfür ist Lesotho, ein Land, das 
stark auf den Export von Fertigprodukten in 
die USA angewiesen ist. In der Vergangenheit 
profitierte das Land weitgehend von AGOA und 
erzielte durch den Export überwiegend ferti-
ger Produkte in die USA bis zu 237 Millionen 
US-Dollar. Während der 90-tägigen Neuver-
handlungsfrist sah sich Lesotho einem Zollsatz 
von 50 Prozent ausgesetzt. Obwohl die Verhand-
lungen den hohen Zollsatz auf 15 Prozent sen
ken konnten, treten dennoch Konsequenzen ein. 
Viele Hersteller überlegen nun, ihre Belegschaft 
zu reduzieren oder die Produktion in ein ande-
res Land zu verlagern.19 Da die Zölle auf fertige 
Bekleidungsprodukte abzielen, bremst dies den 
Aufbau der Textil- und Bekleidungsindustrie, den 
Lesotho wie mehrere andere afrikanische Län-
der in den vergangenen Jahren vorangetrieben 
hat. Gleichzeitig wurden niedrigere Zollsätze für 
Garne und Stoffe beibehalten, was einen zusätz-
lichen Anreiz für die Bekleidungsproduzenten in 
Lesotho darstellt, wieder vermehrt unverarbei-
tete Produkte zu exportieren.20 

Abgesehen von der Bekleidungsindustrie in 
Lesotho sind auf gesamtafrikanischer Ebene be
stimmte kritische Mineralien sowie Rohstoffe 
wie Öl vollständig von den Zöllen ausgenommen. 
Dies verdeutlicht das fortbestehende Ungleich-
gewicht und zeigt, dass der Kontinent weiterhin 
eher als Quelle für günstige Rohstoffe denn als 
Standort für Wachstumspotenziale und inno-
vative Strategien betrachtet wird.21 Obwohl 
der Rohstoffexport für afrikanische Länder aus 
den genannten Gründen nachteilig ist, haben 
afrikanische Regierungen in den vergangenen 
Monaten bereitwillig weitere zollfreie Rohstoff-
abkommen mit den USA abgeschlossen und 
dies als diplomatischen Erfolg gefeiert. Dies 

Handelspolitik und Zölle jenseits von AGOA

Am 2. April 2025 setzte US-Präsident Donald 
Trump den International Emergency Economic 
Powers Act (IEEPA) in Kraft, was zu der stärks-
ten Erhöhung der US-Zölle seit 1930 führte. 
Laut Angaben der US-Regierung verfolgte die 
Maßnahme vorrangig die Ziele, US-amerikani-
sche Verbraucher zum Kauf inländisch produ-
zierter Güter zu bewegen, die Steuereinnahmen 
aus Importen zu steigern und Investitionen im 
Inland anzuregen.17 Durch die Ersetzung der 
Bundesertragssteuern durch Einfuhrzölle gel-
ten die sogenannten reziproken Zölle nun für 
bis zu 86 Prozent der US-Importe. Sie betreffen 
alle Handelspartner ohne Ausnahme, einschließ-
lich der subsaharischen Länder, die zuvor vom 
Freihandelsabkommen AGOA profitiert hatten.

Die Ankündigung des neuen US-Zollregimes 
löste sofortige Reaktionen auf den globalen 
Finanzmärkten aus und führte zur Einrichtung 
einer 90-tägigen Neuverhandlungsfrist, während 
der die betroffenen Länder versuchen konnten, 
niedrigere Zolltarife zu vereinbaren.18 Jeder 
US-Handelspartner unterliegt nun einem indivi-
duell festgelegten Zollsatz, wobei der Basissatz 
bei zehn Prozent liegt. Mehrere afrikanische Län-
der sehen sich mit deutlich höheren Zöllen kon-
frontiert, was die ungleiche Wirkung der neuen 
US-Handelspolitik verdeutlicht.

Fertigprodukte unterliegen 
deutlich höheren Zöllen, 
während Rohstoffe und 
kritische Mineralien häufig 
ausgenommen sind.

Strategische Ausnahmen: 
Fertigprodukte versus Rohstoffe

Die Struktur der neuen US-Zölle unterscheidet 
klar zwischen Fertigprodukten und Rohstoffen. 
Fertigprodukte unterliegen deutlich höheren Zöl-
len, während Rohstoffe und kritische Mineralien 
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Abb. 1: Durchschnittliche Zölle für AGOA-
Begünstigte auf dem US-Markt

Das Balkendiagramm zeigt die durchschnittlichen Zölle, 
die auf Exporte von AGOA-Begünstigten in die Vereinig-

ten Staaten unter drei Szenarien angewendet werden: im 
Jahr 2024 mit AGOA, im Jahr 2025 mit AGOA und im Jahr 
2025 ohne AGOA. Es zeigt sich, welche Auswirkungen die 

Zollerhöhungen im Jahr 2025 auf die einzelnen Länder 
haben und wie das Auslaufen von AGOA die relative 

Wettbewerbsfähigkeit weiter verändert. Betrachtet man 
alle AGOA-Begünstigten, so erhöhen die Zollmaßnahmen 

für 2025 die durchschnittlichen Zölle um schätzungs-
weise 12 bis 14 Prozentpunkte, während das Auslaufen 

von AGOA weitere 0,7 bis 1 Prozentpunkte beiträgt. 
Insgesamt ergibt sich ein Anstieg von etwa 14 bis 17 Pro-

zent. Die handelsgewichteten Zölle basieren auf den 
US-Importwerten für 2024. Die Gewichtung nach dem 

Handelsmuster der Referenzgruppe reduziert die Endo-
genitätsverzerrung und macht die Ergebnisse zwischen 

den Ländern besser vergleichbar. Quelle: Darstellung 
nach ITC Trade Briefs (tradebriefs.intracen.org), mit 

Daten der ITC Trade Map (trademap.org) und der Market 
Access Map (macmap.org) 2025. 

verdeutlicht die beschränkte Kapazität, innova-
tive Industrie- und Handelsstrategien zu imple-
mentieren, wie auch die Schwierigkeiten beim 
Versuch, die Nachfrage der USA nach Rohstoffen 
strategischer zu nutzen.

Die Demokratische Republik Kongo verdeutlicht 
die strategische Bedeutung der afrikanischen 
Mineralressourcen im aktuellen Handelskon-
text. Anfang 2025 tauchten Diskussionen über 
ein Mineralabkommen zwischen den USA und 
der DR Kongo auf. Im Gegenzug für militärische 
Unterstützung im Kampf gegen die Rebellen, die 
auch viele Minen kontrollieren, erhalten die USA 
Zugang zu kritischen Mineralien im Wert von bis 
zu 24 Billionen US-Dollar. Viele Experten argu-
mentieren, dass diese Partnerschaft ausschließ-
lich den Vereinigten Staaten im Rahmen der 
neuen „America-First“-Agenda22 zugutekommt, 
indem sie den USA eine verlässliche Versorgung 
mit essenziellen Ressourcen sichert, während die 
Demokratische Republik Kongo nur begrenzte 
langfristige Vorteile erzielt.

Durch den Zugang zu diesen kritischen Mine-
ralien können die Vereinigten Staaten weiter-
hin Einfluss auf afrikanische Länder und deren 
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Südafrikas deutlich: Die 30-prozentigen Zölle 
auf alle Exporte Südafrikas in den US-Markt 
scheinen mehr zu reflektieren als nur ein angeb-
lich untragbares Handelsungleichgewicht und 
angeblich ungerechte Handelsbarrieren für 
US-Waren, wie von der US-Regierung angegeben. 
Vielmehr deuten die Zölle auch auf eine außen-
politische Vergeltungsmaßnahme der USA hin, 
insbesondere im Zusammenhang mit Südafrikas 
Klage beim Internationalen Gerichtshof, wonach 
das Verhalten Israels im Gazastreifen angeblich 
gegen Verpflichtungen aus der Genozid-Kon-
vention verstoßen habe. Da Israel ein wichtiger 
Verbündeter der USA ist, bezeichneten die Ver-
einigten Staaten dies als inakzeptable, unbegrün-
dete Aggression gegen Israel und warnten, dass 
die südafrikanische Außenpolitik nicht mit den 
nationalen Sicherheitsinteressen der USA über-
einstimme. In der Folge kürzten die USA meh-
rere Entwicklungshilfeprogramme in Südafri
ka.24 Bezüglich der Innenpolitik Südafrikas, ein-
schließlich der kürzlichen Verabschiedung eines 
Gesetzes, das Enteignungen ohne Entschädigung 

Rohstoffe ausüben, um ihre strategischen Inte-
ressen zu sichern. Das Abkommen steht zudem 
im Einklang mit der geopolitischen Strategie 
der USA, Chinas wachsenden Einfluss auf dem 
Kontinent entgegenzuwirken.23 Die Bedeutung 
dieses Ansatzes wird durch ein bilaterales Ab
kommen zwischen den USA und Ruanda Ende 
September noch unterstrichen, das Exporte von 
Rohstoffen wie Gold, Wolfram, Uran und Graphit 
von Zöllen ausnimmt. Mit diesem Schritt soll die 
US-Abhängigkeit von China bei diesen wichti-
gen Mineralien verringert werden, wodurch das 
Muster verstärkt wird, Rohstoffimporte gegen-
über Fertigwaren aus afrikanischen Ländern zu 
bevorzugen.

Zölle als Instrument politischer 
Einflussnahme

Man könnte argumentieren, dass die Höhe des 
Zollsatzes auch von der Beziehung abhängt, die 
die USA auf Regierungsebene mit dem jewei-
ligen Land unterhalten. Dies wird am Beispiel 

Südafrikas Präsident Ramaphosa und US-Präsident Trump beim bilateralen Treffen im Oval Office, Mai 2025. 
Im August 2025 kündigte Trump 30 Prozent Zölle auf südafrikanische Exporte an, möglicherweise aufgrund 
von politischen Unstimmigkeiten mit Südafrika. Foto: © Zuma Press, Imago.
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ermöglicht, behaupten die USA, dass die nationa-
len Maßnahmen „unbegründete Hindernisse“ für 
US-Unternehmen schaffen.25

Südafrika setzt auf 
Exportvielfalt und  
neue Märkte. 

Laut einer Erklärung des südafrikanischen Minis-
teriums für Handel, Industrie und Wettbewerb 
basiert die Reaktion der Regierung auf die Ver-
schlechterung der Handelsbeziehungen zu den 
USA auf mehreren Elementen. Dazu gehören 
fortgesetzte Verhandlungen mit den Vereinigten 
Staaten zur Senkung der Zölle. Unabhängig von 
den Beziehungen zu den USA strebt die südafri-
kanische Regierung zudem eine Diversifizierung 
ihrer Exporte und die Erschließung alternativer 
Märkte an. Alle Maßnahmen der Regierung sind 
im Wirtschaftspaket für exportierende Unterneh-
men zusammengefasst.26 Bisher hat das Export-
förderungsbüro 23 Unternehmen unterstützt und 
steht mit 54 Exporteuren in Kontakt, die von den 
einseitig von den Vereinigten Staaten verhängten 
Zöllen betroffen sind.27

Wie geht es weiter?

Das Ende von AGOA und der Beginn einer stärker 
protektionistischen US-Handelspolitik stellen 
die afrikanischen Länder vor große Herausfor-
derungen. Sie müssen ihre Exportstrategien neu 
bewerten und nach neuen Wegen für wirtschaft-
liches Wachstum suchen. Mögliche Optionen lie-
gen in der Nutzung der African Continental Free 
Trade Area (AfCFTA) sowie in der Vertiefung 
von Handelsbeziehungen mit Drittstaaten wie 
der Europäischen Union oder China.

Obwohl die AfCFTA sich noch in einem frühen 
Implementierungsstadium befindet, bietet das 
intrakontinentale Abkommen eine Chance, die 
afrikanischen Volkswirtschaften vor externen 
Verwundbarkeiten zu schützen.28 Im Rahmen 
der AfCFTA besteht die Möglichkeit, kurzfris-
tig alternative Abnehmer (EU, Großbritannien, 

Naher Osten, regionale Märkte) zu identifizieren 
und mit Exportförderungsagenturen zusam-
menzuarbeiten, um Verkaufschancen zu eröff-
nen, Genehmigungen zu beschleunigen und 
E-Commerce-Kanäle zu nutzen. Solche Kanäle 
könnten die Nutzung von Exportfinanzierungen 
über nationale Exportkreditagenturen (ECAs) in 
Afrika, die Afrikanische Entwicklungsbank oder 
die African Export–Import Bank umfassen, um 
Käuferkredite oder Garantien anzubieten, die 
afrikanischen Lieferanten Preiskonkurrenzfä-
higkeit verschaffen, während Zölle umgesetzt 
werden. Bislang haben 47 von 54 Ländern das 
Freihandelsabkommen ratifiziert, um 90 Prozent 
der innerafrikanischen Zölle abzuschaffen. Dies 
bietet eine große Chance für wachstumsorien-
tierte, nach innen gerichtete Strategien, bei denen 
jedes Land seine Produktion nutzen kann, um 
die wachsende Nachfrage auf dem Kontinent zu 
bedienen und gleichzeitig die hohen Importmen-
gen zu reduzieren. Dennoch bleiben weiterhin 
Hindernisse bei den Verhandlungen, die langwie-
rig sind und oftmals stagnieren. Hinzu kommen 
Barrieren im Bereich logistischer Kapazitäten und 
infrastruktureller Schwächen, die den Fortschritt 
weiterhin bremsen. Sobald diese adressiert sind, 
können regionale Wertschöpfungsketten robus-
tere Volkswirtschaften schaffen.29

Eine weitere mögliche Option liegt in der Vertie-
fung der Handelsbeziehungen mit China. Stand 
Juni 2025 hat China angekündigt, alle Zölle für 
die 53 afrikanischen Länder, mit denen es diplo-
matische Beziehungen unterhält, zu streichen. 
Dies eröffnet afrikanischen Volkswirtschaften 
die Möglichkeit, ihre Exporte verstärkt auf den 
chinesischen Markt zu lenken statt in die USA. 
Tatsächlich haben die Handelsvolumina in den 
vergangenen Jahren stark zugenommen: Im 
Jahr 2024 stieg der Handel zwischen China und 
Afrika im Vergleich zum Vorjahr um 6,1 Prozent. 
Allerdings konzentriert sich der bislang geför-
derte Handel auf eine begrenzte Zahl afrikani-
scher Länder.30 Zudem umfassen die Exporte 
nach China hauptsächlich Rohstoffe und gering-
wertige Güter, während die Importe aus verar-
beiteten und gefertigten Produkten bestehen. 
Dieses Ungleichgewicht führt zu einem wachsen-
den Handelsdefizit der Länder Subsahara-Afrikas 
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höherwertiger Güter. Um diese Vorteile jedoch 
vollständig zu realisieren, müssen afrikanische 
Volkswirtschaften auch nichttarifäre Hindernisse 
abbauen und in den Ausbau ihrer inländischen 
Kapazitäten investieren.

– übersetzt aus dem Englischen –

mit China und wirft Fragen zur Nachhaltigkeit 
dieser Handelsbeziehung auf.31 Darüber hinaus 
sind die Länder Subsahara-Afrikas gleichzeitig 
verpflichtet, einen größeren Zugang zu ihren 
Märkten zu gewähren, was lokale Industrien, 
insbesondere in den Bereichen Textilien, Elek
tronik und Konsumgüter, untergraben kann. Die 
starke Abhängigkeit von China im Handel und 
bei Investitionen könnte zudem Afrikas Ver-
handlungsmacht und internationale Autonomie 
verringern.

Das aktuelle Handelsumfeld eröffnet schließ-
lich der Europäischen Union eine strategische 
Chance, ihre wirtschaftlichen Beziehungen zu 
Subsahara-Afrika zu vertiefen. Die EU hat meh-
rere Initiativen gestartet – darunter das Sustai
nable Investment Facilitation Agreement sowie 
die Clean Trade and Investment Partnerships –, 
die afrikanischen Exporteuren sinnvolle Alterna-
tiven bieten können, um ihre Abhängigkeit vom 
US-Markt zu verringern. Diese Initiativen zielen 
nicht nur darauf ab, den Handel zu erleichtern, 
sondern auch nachhaltige Entwicklung, gute 
Regierungsführung sowie höhere Umwelt- und 
Sozialstandards zu fördern.

Im März 2025 startete die Europäische Union 
eine Partnerschaft mit Südafrika (Clean Trade 
and Investment Partnership; CTIP) die sich 
auf die Energiewende, digitale und physische 
Infrastruktur, die Herstellung von Pharmazeu-
tika sowie die Entwicklung von Fähigkeiten 
und Technologien konzentriert. Sie wird durch 
Investitionen in Höhe von 4,7 Milliarden Euro 
im Rahmen der EU-Initiative Global Gateway 
unterstützt.32 Dies ist ein gutes Beispiel für ein 
gezieltes bilaterales Handelsabkommen.

Die Zollstruktur der EU, die afrikanischen Gütern 
über Programme wie „Everything But Arms“ 
(EBA) und EPAs in der Regel bevorzugten Zugang 
gewährt, kann eine bedeutende Rolle bei der 
Unterstützung der wirtschaftlichen Entwicklung 
afrikanischer Staaten spielen. Durch die Senkung 
oder Abschaffung von Zöllen auf eine breite 
Palette von Produkten trägt die EU dazu bei, dass 
afrikanische Länder in globale Wertschöpfungs-
ketten integriert werden, und fördert den Export 
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Die zweite Amtszeit von Präsident Trump hat die 
globale Gesundheitsarchitektur tiefgreifend verändert. 
Mit der Auflösung von USAID und dem Austritt der 
USA aus der WHO entfielen zentrale Finanzierungs-
quellen für Programme gegen Malaria, Polio, HIV / AIDS 
und andere Krankheiten. Organisationen wie die WHO, 
UNAIDS und der Globale Fonds kämpfen seither mit 
massiven Haushaltslücken.

In den vergangenen Jahrzehnten waren im Bereich 
Global Health enorme Fortschritte zu verzeichnen. 
Dennoch bestehen in vielen Ländern weiter nationale 
Governance-Defizite und viele lokale Eliten sind sich 
nach wie vor der Bedeutung funktionierender Gesund-
heitssysteme auch für den Wirtschaftsstandort nicht 

Wenn alle Befürchtungen 
übertrumpft werden
Auswirkungen der US-Politik auf die  
globale Gesundheit 

Auf einen Blick

ausreichend bewusst. So droht der plötzliche Wegfall 
amerikanischer Hilfe, vergangene Erfolge zunichte zu 
machen.

Deutschland und andere europäische Staaten versuchen, 
die Lücke zu schließen, stoßen jedoch an finanzielle 
Grenzen. China nutzt die Situation zur Ausweitung seiner 
Gesundheitsdiplomatie, ohne das US-Hilfevolumen voll
ständig zu ersetzen.

Die internationale Gemeinschaft muss die globale 
Gesundheitsarchitektur und ihre Finanzierungsinstru
mente neu denken. Globale Gesundheit bleibt ein 
Gebot humanitärer Verantwortung und ein zentraler 
Pfeiler internationaler Stabilität.
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Für die meisten UN-Organisationen, -Fonds 
und -Programme waren die USA bislang der 
größte Beitragszahler, sowohl bei den Pflicht-
beiträgen als auch bei den freiwilligen Beiträgen. 
Bis 2025 wurden 22 Prozent des UN-Budgets 
durch Pflichtbeiträge der USA finanziert. Unter 
Berücksichtigung der freiwilligen Beiträge belief 
sich dieser Anteil im Jahr 2023 (letztes Jahr mit 
verlässlichen Zahlen) auf 27,9 Prozent.1 Obwohl 
sich die Führung der UN auf die schlimmsten 
Szenarien vorbereitet hatte und Organisationen 
wie der Bevölkerungsfonds UNFPA oder das 
Palästina-Flüchtlingshilfswerk (UNRWA) sich 
der bevorstehenden Kürzung der Mittel durch die 
Trump-Regierung voll bewusst waren,2 rechnete 
niemand mit der vollständigen Abschaffung der 
nationalen Entwicklungsorganisation USAID, 
dem Einfrieren der Mittel der Entwicklungszu-
sammenarbeit und der Streichung der vom Kon-
gress genehmigten Budgets.

83 Prozent der USAID-Programme und 5.200 
USAID-Verträge wurden in den ersten sechs 
Wochen der zweiten Trump-Präsidentschaft 
aufgelöst. Trotz der verzweifelten Versuche, vor 
US-Gerichten die Ausradierung der internatio-
nalen Zusammenarbeit und ihrer Institutionen 
zu stoppen, wurde schnell deutlich, dass die 
Errungenschaften von USAID der vergangenen 
Jahrzehnte in kürzester Zeit zunichte gemacht 
würden.3

Noch im Haushaltsjahr 2023 war Gesundheit 
der zweitgrößte Bereich der US-Auslandshilfe 
(22,3 Prozent), während 27 Prozent in die wirt-
schaftliche Entwicklung flossen.4 Laut einer 
aktuellen Lancet-Studie haben die von USAID 
über zwei Jahrzehnte unterstützten Initiativen 
dazu beigetragen, mehr als 91 Millionen Todes-
fälle in allen Altersgruppen zu verhindern, darun-
ter 30 Millionen Kinder. USAID-Finanzierung 

trug zu einem Rückgang der Sterblichkeit durch 
HIV/AIDS um 65 Prozent, durch Malaria um 
51 Prozent und durch vernachlässigte Tropen-
krankheiten um 50 Prozent bei.5

Mit dem Wegfall der US-Unterstützung prognos-
tizierte der Generaldirektor der Weltgesundheits-
organisation (WHO), Tedros Ghebreyesus, im 
März 2025 15 Millionen zusätzliche Malariafälle 
und 107.000 zusätzliche Todesfälle. Fortschritte 
der vergangenen 15 Jahre bei der Ausrottung der 
Malaria werden damit zunichte gemacht.6

Rückzug aus der WHO und weniger Geld 
für globale Gesundheitsinitiativen

Während der COVID-19-Pandemie in der ersten 
Amtszeit von Präsident Trump war die WHO 
bereits zur Zielscheibe seiner Kritik geworden 
und der Präsident leitete einen Austritt seines 
Landes ein. Während seiner zweiten Amtszeit 
traten die USA am 20. Januar 2025 mit soforti-
ger Wirkung erneut aus der WHO aus, obwohl 
eigentlich eine einjährige Frist vorgesehen ist. 
Die Regierung fror alle US-Finanzierungen ein, 
zog die Annahme der 2024 auf der Weltgesund-
heitsversammlung (WHA) verabschiedeten 
Änderungen der Internationalen Gesundheits-
vorschriften (IGV) zurück und blieb den weiteren 
Verhandlungen zum Pandemieabkommen fern.7

Nach den neuesten verfügbaren Daten (2023) 
war die US-Regierung mit einem Anteil von 
25,18 Prozent an den Pflicht- und freiwilligen 
Beiträgen zum Gesamtbudget der größte Geld-
geber der WHO.8 Der Finanzierungsverlust ist 
jedoch nur ein Aspekt des Austritts. Auch der 
versperrte Zugang zu Fachwissen, Daten und 
Technologie verschärft die Situation für die 
WHO. Besonders stark betroffen ist die weltweite 
Kampagne zur Ausrottung der Kinderlähmung. 

America First, die Zweite. Wie die Welt mit Donald Trumps Außenpolitik umgeht

Die Autorin

Andrea Ellen Ostheimer ist Leiterin des Multilateralen 
Dialogs Genf der Konrad-Adenauer-Stiftung.

https://ogy.de/d38q


86

2 Millionen US-Dollar beisteuert. Das reicht aber 
bei Weitem nicht aus, da insgesamt 9 Millionen 
US-Dollar benötigt würden und es offensicht-
lich ist, dass philanthropische Organisationen 
die durch den Rückzug der USA aus globalen 
Gesundheitsinitiativen verschärfte Finanzierungs-
lücke nicht schließen können.16

Auswirkungen auf die globale  
Gesundheitsarchitektur

WHO

Während der 78. WHA im Mai 2025 haben die 
WHO-Mitgliedstaaten nicht nur gemeinsam 
und ohne die USA das Pandemieabkommen 
verabschiedet, sondern auch einer zusätzlichen 
Erhöhung der WHO-Beiträge um 20 Prozent 
zugestimmt. In der Vergangenheit waren diese 
Pflichtbeiträge zum Haushalt der WHO erstaun-
lich niedrig, nur 16 Prozent des WHO-Budgets 
wurden aus Pflichtbeiträgen der Mitgliedstaaten 
finanziert. Mehrheitlich stützte sich der Haus-
halt der WHO auf freiwillige und oft zweck-
gebundene Beiträge. Dank der Führungsrolle 
Deutschlands in diesem Prozess einigten sich die 
Mitgliedstaaten 2022 darauf, die Pflichtbeiträge 
bis 2030 schrittweise auf 50 Prozent anzuheben 
und damit der WHO mehr Planungssicherheit 
und Flexibilität zu ermöglichen.17

Um sich jedoch an die neuen Realitäten nach 
dem Wegfall der US-Finanzierung anzupassen, 
musste die WHO ihre Haushaltsplanung für den 
Zweijahreszeitraum 2026/2027 mehrfach redu-
zieren und von 5,3 auf 4,2 Milliarden US-Dollar 
kürzen. Aber selbst damit bleibt für 2026 eine 
Finanzierungslücke von 1,7 Milliarden US-Dol-
lar bestehen.18

WHO-Generaldirektor Tedros Ghebreyesus 
nutzte die Gelegenheit der WHA im Mai 2025 
und leitete, noch bevor UN-Generalsekretär 
António Guterres die Direktoren der UN-Orga-
nisationen in Kopenhagen zu einer Krisensit-
zung einberief, eine Strukturreform der WHO 
ein, die sich mit dem hohen Personalanteil am 
Schweizer Hauptsitz befasste (2.938 WHO-Mit-
arbeiter in Genf gegenüber 9.452 weltweit). Als 

Mit der Entscheidung zum Austritt aus der WHO 
endete auch das Engagement der Centers for 
Disease Control and Prevention (CDC) in der 
Global Polio Eradication Initiative.9 Der Zugang 
zum Speziallabor für Polioviren der CDC, einer 
zentralen Anlaufstelle für Polioviren-Tests, 
Genomsequenzierung und die Erkennung von 
Polio-Ausbrüchen, wurde gesperrt. Das von den 
CDC finanzierte Personal in Ländern, in denen 
Polio endemisch ist, wie Afghanistan und Pakis-
tan, musste abgezogen werden. Ebenso musste 
die Überwachungs- und Community-Engage-
ment-Arbeit in von Polio betroffenen Ländern 
aufgrund der gestrichenen USAID-Finanzierung 
zurückgefahren werden.10

Die Masernfälle in Europa,  
den USA und in Kanada  
nehmen zu.

Dies geschieht zu einer Zeit, in der neue Polio
ausbrüche aus Französisch-Guyana, Guinea, 
Indonesien, Somalia, Sudan, Jemen und dem 
Gazastreifen gemeldet und Impfkampagnen in 
Konfliktländern schwieriger werden.11

Die Einstellung der US-Finanzierung für das Glo-
bal Measles and Rubella Laboratory Network zur 
Masern- und Rötelnbekämpfung gefährdet den 
Bestand des Netzwerks, da es zu 100 Prozent 
durch die CDC finanziert wurde. Gleichzeitig 
nehmen Masernausbrüche in Europa, Kanada 
und den USA zu.12 Laut einem WHO-Bericht vom 
November 2024 13 stieg die Zahl der Masernfälle 
im Jahr 2023 um 20 Prozent. Insbesondere wenn 
die Impfquoten unter 95 Prozent fallen, treten 
Ausbrüche häufiger auf und sind schwieriger zu 
kontrollieren. Eine frühzeitige Erkennung ist ent-
scheidend, scheitert jedoch ohne ausreichende 
Laborkapazitäten.14

Um das Netzwerk von mehr als 700 Laboren 
in 164 Ländern zu retten, versucht die WHO-
Stiftung15 derzeit, 3,6 Millionen US-Dollar auf
zubringen, wobei die philanthropische Elma 
Vaccines and Immunization Foundation bereits 
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Signal an die Geber begann der Personalabbau 
an der Spitze, wodurch das Führungsteam des 
Generaldirektors von zwölf auf fünf stellver-
tretende Generaldirektoren und die Zahl der 
Direktoren von zuvor 65 auf 35 reduziert wur-
den. Weitere 600 Stellen sollen gestrichen wer-
den, zusätzlich zu den 409 Mitarbeitern, die 
die WHO seit Anfang 2025 verlassen haben. 
Leistungsorientierte Personalentscheidungen 
wurden allerdings schnell von einigen als 
Vergeltungsmaßnahmen und Abrechnungen dif-
famiert, was den Prozess zusätzlich erschwert.19 
Zusätzlich zum Personalabbau beginnt die 
WHO, wie andere UN-Organisationen, eine 
Verlagerung an kostengünstigere Dienstorte 
wie Lyon (WHO-Akademie für Gesundheits-
personal), Berlin (WHO Global Hub for Pan-
demic and Epidemic Intelligence), Dubai 
(WHO-Logistikzentrum) und Indien (WHO 
Global Traditional Medicine Centre). Für den 
Generaldirektor der Organisation sind die not-
wendigen strukturellen Anpassungen auch ein 

Versuch, die WHO wieder auf ihr Kernmandat 
zu konzentrieren: Gesundheit für alle.

Mit der Streichung der 
Entwicklungshilfe verlor 
UNAIDS fast 80 Prozent der 
Mittel für projektbezogene 
Ausgaben.

UNAIDS und PEPFAR

Bis 2024 waren HIV/AIDS-Infektionen sowie die 
damit verbundenen Todesfälle rückläufig. Nach 
dem Höhepunkt von etwa 3,3 Millionen Neuin
fektionen pro Jahr zwischen 1995 und 1997 wur-
den bis 2024 nur noch 1,3 Millionen gemeldet, 
was einem Rückgang von 60,61 Prozent über fast 
drei Jahrzehnte entspricht. Auch die Sterblichkeit 

Am 20. Januar 2025 unterzeichnete Donald Trump ein Exekutivdekret mit dem Titel „Rückzug der Vereinigten 
Staaten aus der Weltgesundheitsorganisation“, das die Kündigung der WHO-Mitgliedschaft einleitete.  
Foto: © MediaPunch, Imago. 
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und 4,2 Millionen zusätzlichen AIDS-bedingten 
Todesfällen führen würde.23

Nach Monaten der Ungewissheit, ob PEPFAR 
überhaupt fortgesetzt werden würde und auf 
welcher Ebene, wurde es plötzlich als Flaggschiff 
der neuen globalen Gesundheitsstrategie „Ame-
rica First“ gepriesen, die im September 2025 ins 
Leben gerufen wurde. Die vollständige Umlei-
tung der PEPFAR-Unterstützung von NGOs zu 
Regierungen und die Streichung von technischen 
Unterstützungs- und Überwachungsprogrammen 
lassen jedoch viele Fragen offen. Zweifellos wird 
PEPFAR jedoch im Sinne von „America First“ als 
Druckmittel gegenüber den Empfängern einge-
setzt werden. 

Gavi und der Globale Fonds

Der Globale Fonds zur Bekämpfung von Mala-
ria, HIV/AIDS und Tuberkulose, der 2024 von 
PEPFAR 1,65 Milliarden US-Dollar für seine HIV/
AIDS-Programme und insgesamt etwa ein Drit-
tel der Mittel für seine Aktivitäten aus den USA 
erhielt, musste sich ebenfalls an die neuen Rah-
menbedingungen anpassen. Im aktuellen Finan-
zierungszyklus 2024 bis 2026 musste er bereits 
verplante Mittel um 1,43 Milliarden US-Dollar 
(elf Prozent des Budgets) kürzen. 

Damit weist der aktuelle siebte Finanzierungszy-
klus des Globalen Fonds eine Finanzierungslücke 
von 2,3 Milliarden US-Dollar auf und es scheint, 
dass die Beiträge privater und philanthropischer 
Stiftungen diese Lücke nicht schließen können. 
Die überwiegende Mehrheit der mehr als 100 
Länder, in denen der Globale Fonds tätig ist, wird 
Kürzungen der Mittel um zehn Prozent hinneh-
men müssen. Länder wie Südafrika, in denen 
ausreichende nationale Ressourcen mobilisiert 
werden könnten, müssen mit einer Kürzung der 
Mittelzuweisungen aus dem Globalen Fonds um 
16 Prozent rechnen.24 Der 8. Wiederauffüllungs-
gipfel des Globalen Fonds, der strategisch am 
Rande des G20-Gipfels in Südafrika am 21. No
vember stattfand, brachte jedoch eine positive 
Überraschung seitens der USA. Obwohl dies im 
dem Kongress vorgelegten Haushaltsentwurf 
nicht einmal erwähnt wurde, sagten die USA 

ging in etwa zwanzig Jahren um 71,36 Prozent 
zurück, von 2,2 Millionen im Zeitraum 2004 bis 
2005 auf 630.000 im Jahr 2024. Sensibilisie-
rungsprogramme und Öffentlichkeitsarbeit, Pro-
gramme zur Bekämpfung von Stigmatisierung 
und vor allem die Entwicklung lebensrettender 
Therapien und Präventivmedikamente sind die 
Elemente dieses Erfolgs. UNAIDS war besonders 
von US-Finanzmitteln abhängig. Mit 111,8 Mil-
lionen US-Dollar im Jahr 2024 finanzierten die 
USA 50 Prozent des UNAIDS-Budgets.20 Mit der 
Streichung der Entwicklungshilfe verlor UNAIDS 
fast 80 Prozent seiner Mittel für projektbezogene 
Ausgaben, welche für die Öffentlichkeitsarbeit, 
die Überwachung der Infektionsraten und den 
Stigma-Index verwendet wurden. UNAIDS hat 
zudem nicht nur mit dem Verlust der eigenen 
Finanzierung zu kämpfen, sondern auch mit der 
Ungewissheit über die neuen operativen Rah-
menbedingungen von PEPFAR – einer weiteren 
zentralen Säule im Kampf gegen HIV/AIDS.21

Einem Globalen Fonds 
ohne US-Mittel droht eine 
Milliardenlücke.

Mehr als zwei Jahrzehnte lang hatten die Ver-
einigten Staaten durch PEPFAR, den Globalen 
Fonds zur Bekämpfung von AIDS, Tuberkulose 
und Malaria und durch ihre Unterstützung von 
UNAIDS eine unangefochtene Führungsrolle in 
der weltweiten AIDS-Bekämpfung. Schätzun-
gen zufolge hat PEPFAR mehr als 26 Millionen 
Menschen gerettet und fast fünf Millionen neue 
HIV-Infektionen in 55 Ländern verhindert.22

Als die PEPFAR-Gelder über Nacht eingefroren 
wurden, führte dies zum Verlust von Arbeitsplät-
zen für Gesundheitspersonal und zur Schließung 
von Gesundheitseinrichtungen, zu Unterbrechun-
gen bei Behandlungen sowie zu Einschränkun-
gen bei Test- und Präventionsdienstleistungen. 
Derzeit schätzt UNAIDS, dass eine dauerhafte 
Einstellung der von PEPFAR unterstützten 
HIV-Programme zwischen 2025 und 2029 zu 
6,6 Millionen zusätzlichen HIV-Neuinfektionen 
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4,6 Milliarden US-Dollar zu und behielten ihre 
Zusagequote bei, wonach der Globale Fonds 
für jeden gespendeten US-Dollar zwei weitere 
US-Dollar von anderen Gebern einwerben muss.

Seit der Gründung des Globalen Fonds im Jahr 
2002 ist die Zahl der durch Malaria verursach-
ten Todesfälle um 29 Prozent zurückgegangen, 
obwohl die Bevölkerung in den vom Fonds unter-
stützten Ländern um 43 Prozent gewachsen ist. 
Es ist jedoch zu erwarten, dass Klimawandel, 
Konflikte, Resistenzen gegen Insektizide und nun 
fehlende Finanzierung diesen fragilen Fortschritt 
in einigen der am stärksten betroffenen Gebiete 
gefährden werden.25

Auch die Impfallianz Gavi versucht, Mittel für 
ihren aktuellen Wiederauffüllungszyklus und 
ihr Spendenziel von 11,9 Milliarden US-Dollar 
zu mobilisieren. Angesichts des Gegenwinds 
aus Washington hatte Gavi sogar ihren für März 
geplanten Global High Level Summit auf Ende 
Juni 2025 verschoben. Es war sicherlich keine 
Überraschung, dass die USA ihre Unterstützung 
zurückzogen und der vorab aufgezeichnete Rede-
beitrag des US-Gesundheitsministers Robert F. 
Kennedy Jr. zu einer harten Zurechtweisung von 
Gavi wurde, in der er die Sicherheit von Impf-
stoffen infrage stellte und verlautbarte, die USA 
würden sich erst dann wieder an Gavi beteiligen, 
wenn die Impfallianz „das Vertrauen der Öffent-
lichkeit zurückgewonnen“26 habe.

Die internationale Staatengemeinschaft zeigte 
jedoch eine außergewöhnliche Solidarität mit 
Gavi und sagte mehr als 9 Milliarden US-Dollar 
zur Finanzierung des nächsten fünfjährigen 
Strategieplans (2026 bis 2030) zu. Die Gates 
Foundation steuerte zusätzlich 1,6 Milliarden 
US-Dollar bei und Indonesien, ein ehemaliger 
Empfänger von Gavi-Unterstützung, leistete 
einen Beitrag von 13 Millionen US-Dollar.

Trotzdem bleiben die Herausforderungen auch 
für Gavi bestehen. Das Erreichen des Impfziels 
für 2030, eine Durchimpfungsrate von 90 Pro-
zent für Diphtherie-Tetanus-Pertussis, Masern 
und Pneumokokken, wird immer schwieriger. 
Bislang haben nur 18 von 204 Ländern diese 

Quote geschafft. Um die Impfziele zu erreichen, 
braucht es das Engagement der Gemeinschaft 
und maßgeschneiderte, kulturell angemessene 
Strategien zur Verbesserung des Vertrauens in 
Impfstoffe. All dies sind Bereiche, in denen die 
Mittel aufgrund von Kürzungen der allgemeinen 
Entwicklungshilfe knapp werden.

Investitionen in die  
globale Gesundheit 
haben der US-Wirtschaft 
Vorteile gebracht.

Verlust der US-Spitzenposition in 
 der globalen Gesundheitsforschung 
und -entwicklung

Jahrzehntelang investierte die US-Regierung in 
biomedizinische Innovationen zur Entwicklung 
neuer Impfstoffe, innovativer Behandlungsme-
thoden und bahnbrechender Gesundheitstechno-
logien. Diese haben Millionen Menschen in den 
USA und auf der ganzen Welt das Leben gerettet 
und verbessert. So wurden seit 1999 67 neue 
Gesundheitstechnologien für vernachlässigte 
und neu auftretende Krankheiten zugelassen, 
darunter zwölf neue Produkte für Ebola, elf für 
Malaria und zwölf für Tuberkulose, bei der eine 
alarmierende Ausbreitung resistenter Stämme zu 
beobachten ist. Jenseits der positiven Wirkungen 
auf die Gesundheit haben diese Investitionen 
der US-Wirtschaft erhebliche Vorteile gebracht. 
Zwischen 2007 und 2022 wurden mindestens 
86 Prozent aller Mittel, die die US-Regierung für 
globale Gesundheitsforschung und -entwicklung 
bereitgestellt hat, in US-amerikanische Unter-
nehmen und Institutionen reinvestiert. Diese 
Investitionen haben schätzungsweise 600.000 
neue Arbeitsplätze in den USA geschaffen, di
rekte wirtschaftliche Aktivitäten in Höhe von 
104 Milliarden US-Dollar angeregt und wissen-
schaftliche Erkenntnisse hervorgebracht, die 
weitere Innovationen inspirierten.27

Die Axt der neu geschaffenen Regierungseffi-
zienzbehörde DOGE und der Ansatz „Make 
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CDC. Bislang haben die CDC etwa ein Viertel 
ihrer Mitarbeiter verloren, etwa 3.000. Die FDA 
musste rund 3.500 Stellen abbauen und die 
NIH verloren 1.200 Stellen.28

Aber damit nicht genug: Die USA, einst ein 
führender Akteur im Bereich der globalen Ge
sundheit, haben nicht nur eine große Lücke 
hinterlassen, sondern sind auch zu einer Quelle 
von Fehlinformationen geworden. Obwohl das 

America Healthy Again (MAHA)“ brachten 
nicht nur für die CDC, sondern auch für die 
National Institutes of Health (NIH) und die 
Food and Drug Administration (FDA) drasti-
sche Veränderungen mit sich. Laufende For-
schungsprojekte wurden aus der staatlichen 
Finanzierung gestrichen, der Zugang zu bis-
lang öffentlichen Daten wurde blockiert und 
Tausende von Arbeitsverträgen wurden gekün-
digt, darunter auch Führungspositionen der 

Zukunft ungewiss: In New York protestieren Anfang 2025 Menschen gegen die Kürzungen im Bereich der öf-
fentlichen Gesundheit und lebenswichtiger Dienste. Betroffen war auch PEPFAR – ein Hilfsprogramm der USA 
zur Bekämpfung von HIV/AIDS. Mittlerweile scheint sicher, dass das Programm erhalten bleibt, die operationel-
len Rahmenbedingungen aber bleiben unklar. Foto: © NurPhoto, Imago. 

Auslandsinformationen 4|2025



91

Land eine Schlüsselrolle bei den Verhandlun-
gen über die aktualisierten IGV gespielt hatte, 
die 2024 von der WHA verabschiedet wurden, 
behaupteten sowohl US-Gesundheitsminister 
Robert F. Kennedy Jr. als auch US-Außenmi-
nister Marco Rubio fälschlicherweise, dass die 
IGV-Änderungen „die Befugnisse der Welt-
gesundheitsorganisation (WHO) in Bezug auf 
internationale Maßnahmen im Bereich der 
öffentlichen Gesundheit erheblich ausweiten 
[… und] einen unangemessenen Einfluss auf 
unsere nationalen Gesundheitsmaßnahmen 
haben“ würden.29 Weder die IGV noch das neu 
ausgehandelte Pandemieabkommen, das die 
USA nicht unterzeichnen werden, beeinträchti-
gen die souveränen Entscheidungsprozesse eines 
Landes bei der Bekämpfung von Epidemien oder 
Pandemien.

Wie lässt sich die Finanzierungslücke 
schließen?

Im Bereich der globalen Gesundheit droht der 
internationalen Gemeinschaft der Abbau von 
drei Jahrzehnten beispiellosen Fortschritts. Der 
drastische Rückgang der US-Auslandshilfe fällt 
mit allgemeinen Kürzungen der Entwicklungs-
zusammenarbeit anderer Geber zusammen. Tra-
ditionelle Geber wie das Vereinigte Königreich 
haben ihr Budget für Auslandshilfe 2025 um 
40 Prozent gekürzt.30

Mit dem Rückzug der USA 
hat Deutschland eine neue 
Führungsrolle im Bereich 
der globalen Gesundheit 
übernommen. 

Als die USA ihren Austritt aus der WHO pro-
klamierten, kündigte China einen zusätzlichen 
WHO-Finanzierungsbeitrag von 500 Millionen 
US-Dollar an und stimmte einer Erhöhung der 
Beitragszahlungen um 20 Prozent zu. Damit 
wird Chinas Beitragszahlung an die WHO das 
bisherige Niveau der USA erreichen.31 Allerdings 

hat China generell wenig Interesse daran, die 
US-Auslandshilfe zu ersetzen. Die chinesische 
Auslandshilfe belief sich 2024 auf 3,46 Milli
arden US-Dollar32 und lag damit nicht einmal 
in der Nähe der 63,3 Milliarden US-Dollar der 
offiziellen Entwicklungshilfe (ODA) der USA.33 
Außerdem werden 85 Prozent der chinesischen 
Entwicklungsfinanzierung als Schulden (markt
übliche Kredite und Exportkredite) und nicht 
als Hilfe vergeben.34 Trotz der zunehmenden 
Kritik im eigenen Land, dass Gelder im Aus-
land und nicht national ausgegeben werden, 
könnte China dennoch auf die bereits etablierte 

„Gesundheits-Seidenstraße“ und seine Kanäle 
der Gesundheitsdiplomatie setzen.35 Auf jeden 
Fall wird die chinesische Regierung die Gelegen-
heit nutzen, sich als der moralisch überlegene 
und zuverlässigere Partner für Entwicklungslän-
der zu präsentieren.

Auf dem afrikanischen Kontinent sind vermehrt 
Stimmen zu hören, die in der Krise eine Chance 
für eine Reform der globalen Gesundheitsarchi-
tektur und darüber hinaus sehen. Vom ghanai-
schen Präsidenten Mahama wurde während der 
UN-Generalversammlung im September 2025 
die Accra Reset Initiative lanciert, welche neben 
einem Gremium der Staats- und Regierungschefs 
aus Afrika, Asien und Lateinamerika auch ein 
hochrangiges Beratergremium bestehend aus 
Gesundheits- und Finanzexperten sowie Vertre-
tern des Privatsektors vorsieht. Die bisherigen 
Beziehungen zwischen Geber- und Empfänger-
staaten sollen durch diese Initiative neu definiert 
und von beiderseitigen Rechenschaftspflichten 
und Verantwortlichkeiten geprägt werden (mu
tual accountability). 

Der Leiter der Africa CDC, Jean Kaseya, ging 
während der Herbsttagung von IWF und 
Weltbank sogar noch weiter und stellte mit 
dem Argument, dass 60 Prozent der bisheri-
gen Unterstützung von Gesundheitssystemen 
in Entwicklungsländern aufgrund fehlender 
Governance-Strukturen und Koordination ohne 
Wirkung blieben, den gesamten entwicklungs-
politischen Ansatz infrage. Der sich daraus 
ergebenden Frage, welche Verantwortung dabei 
Regierungseliten in den Empfängerländern 
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auch in der nördlichen Hemisphäre immer häu-
figer auftreten. 

Das Engagement für die globale Gesundheit ist 
ebenso eine Frage der menschlichen wie der 
wirtschaftlichen Sicherheit. Nichts hat dies so 
dramatisch gezeigt wie die COVID-19-Pandemie.

tragen, blieb er in seiner Argumentation aller-
dings eine Antwort schuldig.

Trotz aller Reforminitiativen blicken sowohl 
traditionelle Geber im Bereich der globalen 
Gesundheit als auch Entwicklungsländer vor 
allem auf Deutschland. Das Land ist seit Langem 
nicht nur im Bereich der öffentlichen Gesundheit 
weltweit führend, sondern prägt auch die inter-
nationale Zusammenarbeit im Gesundheitsbe-
reich in Foren wie der G7 und der G20. Zudem 
hat sich Deutschland zu einer Drehscheibe für 
globale Gesundheitsinitiativen entwickelt.36 Mit 
dem Rückzug der USA hat Berlin eine neue Füh-
rungsrolle im Bereich der globalen Gesundheit 
übernommen. Obwohl Deutschlands Engage-
ment in wichtigen Organisationen des globalen 
Gesundheitsökosystems (beispielsweise Gavi, 
Global Fund, Pandemic Fund) unübertroffen ist, 
kann dies nicht für sich alleinstehen. Es muss mit 
bilateraler Entwicklungshilfe einhergehen, die 
die Defizite in den nationalen Gesundheitssekto-
ren wie auch die sozioökonomischen und ökologi-
schen Einflussfaktoren von Gesundheit adressiert.

Die sukzessive Einstellung bilateraler Gesund-
heitsprojekte in einer Zeit, in der die Partner-
länder mit den finanziellen Zwängen einer 
Mehrfachkrise konfrontiert sind, ist falsch. Mul
tilaterale Initiativen erfordern solide nationale 
Gesundheitsinstitutionen und Umsetzungskapa-
zitäten staatlicher und nichtstaatlicher Akteure 
bis hinunter auf die lokale Ebene. Die nationalen 
Regierungen in den Entwicklungsländern müs-
sen erkennen, dass Gesundheit nicht nur ein 
soziales Gut ist, sondern auch ein Schlüsselele-
ment für Produktivität und Wirtschaftswachs-
tum. Geberländer sollten globale Gesundheit 
nicht nur unter dem Gesichtspunkt der Solida-
rität und Entwicklungshilfe betrachten, sondern 
als eine Frage des gegenseitigen Interesses und 
der globalen Interdependenz. In Zeiten des 
Klimawandels, vernetzter Volkswirtschaften 
und erhöhter Mobilität der Menschen können 
Krankheiten wie Cholera, Ebola und Mpox 
leicht Grenzen überschreiten, während tropi-
sche Krankheiten wie Malaria und Chikungunya 
aufgrund sich verändernder Wetterbedingungen 
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